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Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Eigenmittel 
von Kreditinstituten — KOM (88) 15 endg. — 
»Rats-Dok. Nr. 4339/88« 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates für einen Solvabilitätskoeffizienten 
für Kreditinstitute — KOM (88) 194 endg. — SYN 133 —
»Rats-Dok. Nr. 6033/88« 

Vorschlag für eine zweite Richtlinie des Rates zur Koordinierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit 
der Kreditinstitute und zur Änderung der Richtlinie 77/780/EWG 
— KOM (87) 715 endg. — 
»Rats-Dok. Nr. 4794/88« 

A. Problem 

Die geplante Vollendung des Binnenmarktes erfordert auch eine 
Vereinheitlichung der für die Kreditwirtschaft geltenden Regelun-
gen. Von besonderer Bedeutung ist die Harmonisierung des Bank-
aufsichtsrechts, insbesondere die Vereinheitlichung des Beg riffs 
der Eigenmittel der Kreditinstitute und die damit in Zusammen- 
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hang stehende Schaffung eines einheitlichen Solvabilitätskoeffi-
zienten. 

B. Lösung 

Empfehlung an die Bundesregierung, unter Berücksichtigung der 
in der Beschlußempfehlung genannten Gesichtspunkte in Brüssel 
darauf hinzuwirken, daß in den Richtlinien angemessene Regelun-
gen im Sinne der deutschen Vorstellungen erreicht werden. 

Mehrheit im Ausschuß gegen die Stimmen der beiden Opposi-
tionsfraktionen 

C. Alternativen 

Annahme einer teilweise alternativen Beschlußempfehlung der 
Fraktion der SPD (vgl. Berichtsabschnitt „Ausschußempfeh-
lung " ) 

D. Kosten 

geringfügige Kosten 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag begrüßt die Arbeiten der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften zur Errichtung des gemeinsamen Binnenmarktes im Bereich des 
Kreditwesens. Die vorgesehenen Entwürfe zur Richtlinie über die Eigenmittel 
und zur Solvabilitätsausstattung der Kreditinstitute sowie zur Zweiten Bank-
rechtskoordinierungsrichtlinie (Anlagen 1 bis 3) sind ein wich tiger Schritt, um 
dieses Ziel zu erreichen. 
Weltweit sollten möglichst gleiche Wettbewerbschancen für die Kreditinstitute 
bestehen. Daher ist es erforderlich, bei der Beratung der Eigenmittelrichtlinie 
und der Solvabilitätsrichtlinie die Empfehlungen des Ausschusses für Bankenbe-
stimmungen und -überwachung vom Juli 1988 über die internationale Annähe-
rung der Eigenkapitalmessung und der Eigenkapitalanforderungen zu berück-
sichtigen. 
Dem im Entwurf zur Zweiten Bankrechtskoordinierungsrichtlinie vorgesehenen 
Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung der Aufsicht über die Kreditinstitute 
durch die einzelnen Mitgliedstaaten wird zugestimmt. Der Entwurf enthält je-
doch eine Reihe von Regelungen, die aus Bankaufsichtsgründen entweder nicht 
erforderlich sind, wie z. B. die Überwachung von einflußreichen Anteilseignern 
an Kreditinstituten oder die Begrenzung der Beteiligungen an Nichtbanken, oder 
zu weit gehen, wie die Forderung nach einer dauerhaften Mindesteigenkapital-
ausstattung. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert daher die Bundesregierung auf, unter Berück-
sichtigung der genannten Gesichtspunkte in den Verhandlungen in Brüssel zu 
versuchen, in den Richtlinien angemessene Regelungen im Sinne dieser Vorstel-
lungen für eine wirksame Bankenaufsicht zu erreichen. 

Bonn, den 30. November 1988 

Der Finanzausschuß 

Gattermann 

Vorsitzender 

Dr. Wieczorek 

Berichterstatter 
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Anlage 1 

Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Eigenmittel von Kreditinstituten 

I. Erläuterungen 

1. Am 18. September 1986 hat die Kommission dem 
Rat einen Vorschlag für eine Richtlinie über die 
Eigenmittel von Kreditinstituten 1 ) vorgelegt. 

2. Der Wirtschafts- und Sozialausschuß hat seine Stel-
lungnahme 2) auf seiner 246. Tagung am 14. Mai 
1987 in Brüssel und das Europäische Parlament hat 
seine Stellungnahme auf seiner Tagung vom 9. Juli 
1987 3) abgegeben. 

3. Ein geänderter Vorschlag wurde erstellt, um die 
von diesen beiden Organen abgegebenen Stel-
lungnahmen soweit wie möglich zu berücksichti-
gen. Sowohl das Parlament als auch der Wi rt

-schafts- und Sozialausschuß betonten, daß es nötig 
sei, die Definition der Eigenmittel für Kreditinsti-
tute anzugleichen, da diese ein wichtiger Grund-
stein beim Aufbau des Binnenmarktes im Banken-
sektor sei. 

4. Die Kommission konnte nahezu alle vom Europäi-
schen Parlament vorgeschlagenen Änderungen 
übernehmen; es handelt sich dabei in den meisten 
Fällen um Klarstellungen des Textes oder um not-
wendige Anpassungen an jüngste Entwicklungen 
des Marktes oder der gemeinschaftlichen Rechts-
vorschriften. Die folgenden Erläuterungen betref-
fen die wichtigsten Veränderungen: 

a) Artikel 2 

Zur Klarstellung des Beg riffes „eingezahltes Kapital" 
wird in Absatz 1 auf die vor kurzem verabschiedete 
Richtlinie über den Jahresabschluß und den konsoli-
dierten Abschluß von Banken und anderen Finanzin-
stituten hingewiesen. 

Das Europäische Parlament betonte die Notwendig-
keit, die Mitgliedstaaten langfristig auf das Ziel einer 
stärkeren Konvergenz der gemeinsamen Definition 
der Eigenmittel zu verpflichten, und die Kommission 
unterstützt diese Forderung in vollem Umfang. Ab-
satz 2 wurde daher geändert. 

b) Artikel 3 

In den letzten Jahren haben Titel mit unbestimmter 
Laufzeit und ähnliche Instrumente in einigen Mit

-

gliedstaaten bei der Bestimmung der Eigenmittel von 

1) KOM (86) 169 endg./2; ABl. Nr. C 243 vom 14. Februar 1986, 
Seite 4 

2) ABl. Nr. C .. . 
3) ABl. Nr. C . . .  

Kreditinstituten eine bedeutende Ro lle gespielt. Sol-
che Schuldvereinbarungen ohne Laufzeitbegrenzung 
müssen jedoch einige strenge spezifische Bedingun-
gen erfüllen, damit sie als Quasi-Eigenkapital angese-
hen werden können. Darüber hinaus ist deren Höhe 
im Verhältnis zu den anderen, in der Definition ent-
haltenen Bestandteile zu begrenzen. Der neue Ab-
satz 2 von Artikel 3 legt diese Kriterien und Beschrän-
kungen fest. 

c) Artikel 4 

Zur Klarstellung von Absatz 3 wird ausdrücklich dar-
auf hingewiesen, daß für die Genehmigung der Ein-
beziehung von nichteingezahlten Haftsummen bei 
genossenschaftlichen Kreditinstituten in die Eigen-
mittel die am 31. Dezember 1984 geltenden Rechts-
vorschriften maßgeblich sind und weniger der Betrag, 
der tatsächlich genehmigt wurde und/oder sich zu 
diesem Zeitpunkt im Besitz der be treffenden Genos-
senschaftsbank befand. 

d) Artikel 5 und 5a 

Die neue Fassung des Artikels 5 stellt klar, daß die 
Kommission bei wesentlichen Änderungen der Richt-
linie einen Vorschlag ausarbeiten wird, der dem ge-
samten Rechtssetzungsverfahren gemäß der Einheitli-
chen Europäischen Akte unterliegt. 

Bei technischen Anpassungen sollte die Kommission 
jedoch in der Lage sein, die Durchführungsbefugnisse 
auszuüben, die ihr gemäß Artikel 145 des Vertrages 
übertragen sind und für welche die Verfahren zur 
Ausübung solcher Befugnisse in dem Beschluß des 
Rates vom 13. Juli 1987 festgelegt sind 4). 

Die Regierungskonferenz über die Einheitliche Euro-
päische Akte fordert den Rat auf, dem „Beratenden 
Ausschußverfahren" einen vorrangigen Platz für die 
Durchführungsbefugnisse einzuräumen in Angele-
genheiten, die den Binnenmarkt betreffen und in dem 
obengenannten Beschluß vorgesehen sind. Die Kom-
mission hält jedoch unter Berücksichtigung der be-
sonderen Bedeutung der Aufrechterhaltung des Ver-
trauens in das Banksystem der Mitgliedstaaten und 
die wichtigen Zuständigkeiten, die von den zuständi-
gen Behörden in den Mitgliedstaaten ausgeübt wer-
den, die Anwendung des ,,Regelungs-Ausschuß-Ver-
fahrens III, Va riante (a)" in diesem Fall für angemes-
sener. 

4) ABl. Nr. L 197 vom 18. Juli 1987, S. 33 

Zugleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 121 — 680 70 — E — Fi 568/88 — vom 25. April 
1988. 
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II. Wortlaut des Vorschlags 

Ursprünglicher Vorschlag 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar-
tikel 57 Abs. 2, dritter Satz 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parla-
ment 

Der Rest der Präambel und die Erwägungen 1 bis 8 
bleiben unverändert 

Erwägung 9 

Anfänglich werden diese gemeinsamen Standards 
nur in groben Umrissen definiert, um die Vielzahl der 
Bestandteile zu umfassen, die in den einzelnen Mit-
gliedstaaten Eigenmittel enthalten. Diese Richtlinie 
ist als erste Stufe in einem Prozeß zur Stärkung der 
Kapitaldecke der in der Gemeinschaft tätigen Kredit-
institute und zur Erarbeitung strengerer Kriterien für 
die als Eigenmittel in Frage kommenden Bestandteile 
und insbesondere des Begriffs der internen Bestand-
teile gedacht. Der Prozeß der Stärkung der Kapital-
decke sollte auch die Beteiligung externer Elemente 
an den etwaigen Verlusten des Kreditinstituts einbe-
ziehen. 

Die Erwägungen 10 bis 12 bleiben unverände rt 

 Erwägung 13 

Bis zur Verabschiedung des Richtlinienvorschlags 
über die Jahresabschlüsse von Banken und anderen 
Finanzinstituten, die eine Reihe von Anpassungen der 
Bestimmungen der Siebenten Richtlinie 83/349/EWG 
des Rates vom 13. Juni 1983 aufgrund von Artikel 54 
Abs. 3 Buchstabe g des Vertrages über den konsoli-
dierten Abschluß 1) enthält, ist die genaue Bilanzie-
rungstechnik in bezug auf die Eigenmittel dem Er-
messen der Mitgliedstaaten überlassen. Nach Anwen-
dung der genannten Richtlinie ist jedoch dem im Text 
vorgesehenen Bilanzschema Rechnung zu tragen. 

Erwägung 14 unverändert 

1 ) ABl. Nr. L 193 vom 18. Juli 1983, S. 1 

Geänderter Vorschlag 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

(Diese Änderung bet rifft nur die französische Fas-
sung) 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parla-
ment 

Der Rest der Präambel und die Erwägungen 1 bis 8 
bleiben unverändert 

Erwägung 9 

Anfänglich werden diese gemeinsamen Standards 
nur in groben Umrissen definiert, um die Vielzahl der 
Bestandteile zu umfassen, die in den einzelnen Mit-
gliedstaaten Eigenmittel enthalten. 

(Rest gestrichen) 

Die Erwägungen 10 bis 12 bleiben unverändert 

Erwägung 13 

Die genaue Bilanzierungstechnik für die Berechnung 
der Eigenmittel ist die in den Bestimmungen der 
Richtlinie 86/635/EWG des Rates vom 8. Dezember 
1986 über den Jahresabschluß und den konsolidier-
ten Abschluß von Banken und anderen Finanzinstitu-
ten 1), die eine Reihe von Anpassungen der Bestim-
mungen der Richtlinie 83/349/EWG des Rates 2) ent-
hält, vorgesehene Technik; bis zur Umsetzung der 
Bestimmungen der genannten Richtlinien in das in-
terne Recht der Mitgliedstaaten ist die Verwendung 
einer gegebenen Bilanzierungstechnik für die Be-
rechnung der Eigenmittel dem Ermessen der Mit-
gliedstaaten überlassen. 

1) ABl.  Nr. L 372 vom 31. Dezember 1986, S. 1 
2) ABl. Nr. L 193 vom 18. Juli 1983, S. 1 
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Ursprünglicher Vorschlag 

Erwägung 15 

Aufgrund der erwähnten pe riodischen Überprüfung 
beschließt die Kommission nach Anhörung des Bera-
tenden Bankenausschusses die notwendigen Verbes-
serungen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1: unverändert 

Artikel 2 
Allgemeine Grundsätze 

1. Die Eigenmittel der Kreditinstitute setzen sich aus 
den nachstehend aufgeführten Bestandteilen zu-
sammen: 

a) Interne Bestandteile: 

(i) eingezahltes Kapital zuzüglich des Emis-
sionsagiokontos und abzüglich des Bestan-
des des Kreditinstituts an eigenen Aktien; 

(ii) Rücklagen einschließlich der gesetzlichen, 
satzungsmäßigen und sonstigen Rückla-
gen, zuzüglich des Ergebnisvortrags nach 
Zuweisung des Ergebnisses des laufenden 
Geschäftsjahres und nach Abzug der Be-
träge, die zur Abdeckung allgemeiner 
Bankrisiken zugewiesen wurden; 

(iii) Neubewertungsrücklagen (die als Teil des 
Eigenkapitals anerkannt sind); 

(iv) „Sonstige interne Bestandteile", wie sie in 
Artikel 3 definie rt  sind; 

b) Externe Bestandteile nach Maßgabe von Arti-
kel 4. 

2. Der Eigenmittelbegriff nach dieser Richtlinie um-
faßt eine Höchstzahl von Elementen und Beträgen 
und stellt den Mitgliedstaaten anheim, ob sie alle 
diese Elemente verwenden oder niedrigere Ober-
grenzen für die angegebenen Beträge festlegen 
wollen. 

Geänderter Vorschlag 

Erwägung 15 

Aufgrund der erwähnten pe riodischen Überprüfung 
nimmt die Kommission nach Anhörung des Beraten-
den Bankenausschusses die erforderlichen techni-
schen Anpassungen dieser Richtlinie im Rahmen der 
ihr durch den Vertrag übertragenen Durchführungs-
befugnisse vor. Der Ausschuß soll als Regelungsaus-
schuß handeln gemäß den Verfahrensregeln, die in 
Artikel 2 Verfahren I II  Variante a) der Ratsentschei-
dung 87/373/EWG 3) niedergelegt sind, da die zustän-
digen Behörden der Mitgliedstaaten die Hauptver-
antwortung für die Anwendung der Vorschriften die-
ser Richtlinie in diesem empfindlichen Bereich be-
halten. Der Bericht, der von der Kommission erstellt 
wurde, soll dem Europäischen Parlament vorgelegt 
werden. 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1: unverändert 

Artikel 2 
Allgemeine Grundsätze 

1. Die Eigenmittel der Kreditinstitute setzen sich aus 
den nachstehend aufgeführten Bestandteilen zu-
sammen: 

a) Interne Bestandteile: 

(i) eingezahltes Kapital, und zwar Kapital im 
Sinne von Artikel 22 der Richtlinie 
86/635/EWG, zuzüglich des Emissionsagio-
kontos und abzüglich des Bestandes des 
Kreditinstituts an eigenen Aktien; 

Der Rest von Absatz 1 bleibt unverändert 

2. Der Eigenmittelbegriff nach dieser Richtlinie um-
faßt eine Höchstzahl von Elementen und Beträgen. 
Den Mitgliedstaaten wird in dem in Artikel 5 vor-
gesehenen Zeitraum anheimgestellt, ob sie alle 
diese Elemente verwenden oder niedrigere Ober-
grenzen für die angegebenen Beträge festlegen 
wollen; sie sind jedoch verpflichtet, Maßnahmen 
zu planen und zu ergreifen, die auf eine stärkere 
Konvergenz der gemeinsamen Definition der 
Eigenmittel abzielen. Diese Maßnahmen werden 
der Kommission mitgeteilt, die sie bei der Anwen-
dung der Bestimmungen von Artikel 5 berück-
sichtigt. 

3) ABl.  Nr. L 197 vom 18. Juli 1987, S. 33 
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Ursprünglicher Vorschlag 

3. Die in Absatz 1 a) aufgeführten Bestandteile müs-
sen zur freien Verfügung des betreffenden Kredit-
instituts stehen, und ihr Be trag muß im Zeitpunkt 
seiner Berechnung frei von jeder vorhersehbaren 
Steuerschuld oder angepaßt sein. 

Artikel 3 
„Sonstige interne Bestandteile" 

nach Artikel 2 (1) (a) (iv) 

Der in einem Mitgliedstaat verwendete Eigenmit-
telbegriff darf „sonstige interne Bestandteile" dann 
einschließen, wenn sie, unabhängig von ihrer rechtli-
chen oder buchungstechnischen Bezeichnung, fol-
gende Merkmale aufweisen: 

a) das Kreditinstitut kann frei über sie verfügen, um 
normale geschäftliche Risiken abzudecken, wenn 
die Verluste und Wertminderungen noch nicht 
festgestellt wurden; 

b) sie sind zumindest aus den internen Unterlagen 
ersichtlich, die das Kreditinstitut seinen Aufsichts-
behörden vorlegt; 

c) ihre Höhe ist von der Geschäftsleitung festgestellt, 
von unabhängigen Buchprüfern geprüft, den zu-
ständigen Aufsichtsbehörden offengelegt und ih-
rer Überwachung unterworfen worden. Be treffend 
die Prüfung erfüllt das interne Rechnungswesen 
vorläufig das genannte Erfordernis, bis die Ge-
meinschaftsbestimmungen, die eine externe Rech-
nungsprüfung zwingend vorschreiben, durchge-
führt sind. 

Geänderter Vorschlag 

3. unverändert 

Artikel 3 
„Sonstige interne Bestandteile" 

nach Artikel 2 (1) (a) (iv) 

1. unverändert 

2. Als interne Bestandteile können auch Titel mit 
unbestimmter Laufzeit und ähnliche Instrumente 
zugelassen werden, die folgende Bedingungen er-
füllen: 

a) sie sind nicht auf Initiative des Inhabers oder 
ohne vorherige Zustimmung der Aufsichtsbe-
hörde rückzahlbar; 

b) sie sollten zur Beteiligung an den Verlusten 
verwendet werden, ohne daß das Kreditinstitut 
seine Tätigkeit einstellen müßte; 

c) die Schuldvereinbarung muß sicherstellen, daß 
das Kreditinstitut die Möglichkeit hat, eine 
Zinszahlung auf die Schuld aufzuschieben; 

d) die Forderungen des Kreditgebers gegenüber 
dem kreditnehmenden Institut müssen den For-
derungen aller nichtnachrangigen Gläubiger 
vollständig nachrangig sein; 

e) die Urkunden über die Ausgabe der Titel müs-
sen sicherstellen, daß die Schulden und umge-
zahlte Zinsen Verluste ausgleichen können, 
während gleichzeitig das Kreditinstitut in der 
Lage sein muß weiterzuarbeiten; 
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Ursprünglicher Vorschlag 

Artikel 4 
Externe Bestandteile gemäß Artikel 2 (1) (b) 

1. Externe Bestandteile sind solche Mittel, die dem 
Kreditinstitut zur Verfügung gestellt werden, aber 
entweder nicht im vollen Eigentum oder unter der 
vollen Kontrolle des Kreditinstitutes stehen, oder 
die dem Kreditinstitut nur für eine begrenzte Zeit 
zur Verfügung gestellt werden. Nach Maßgabe des 
Absatzes 3 können die externen Bestandteile auch 
die Haftung der Mitglieder genossenschaftlicher 
Kreditinstitute umfassen, auf die keine Einzahlun-
gen erfolgt sind. 

2. Externe Bestandteile dürfen höchstens bis zu 
einem Betrag von 50 % der gesamten internen Be-
standteile in die Eigenmittel eingerechnet werden; 
diese Zielvorgabe sollte zum 1. Januar 1995 ver-
wirklicht werden; die Aufsichtsbehörden stellen si-
cher, daß sich diejenigen Kreditinstitute, die ge-
genwärtig oberhalb dieser Grenze arbeiten, 
schrittweise diesem Niveau annähern. Sie können 
jedoch den Kreditinstituten gestatten, diese 
Grenze in außergewöhnlichen Umständen und 
vorübergehend zu überschreiten. 

3. Die Haftsummen bei genossenschaftlichen Kredit-
instituten dürfen in die Eigenmittel nur in dem 
Umfang einbezogen werden, in dem sie in die Ei-
genmittel der Ins titute dieser Gruppe am 31. De

-

zember 1984 einbezogen werden durften. 

4. Die Mitgliedstaaten beziehen Garantien, welche 
sie oder ihre Gebietskörperschaften den öffentlich- 
rechtlichen Kreditinstituten gewähren, nicht in die 
Eigenmittel dieser Ins titute ein. 

5. Die Mitgliedstaaten oder die Aufsichtsbehörden 
können sonstige externe Bestandteile außer den 
Haftsummen der Genossenschaften in die Eigen-
mittel einbeziehen; jedoch nur dann, wenn bin-
dende Vereinbarungen bestehen, nach welchen 
diese Bestandteile bei einem Konkurs oder einer 
Liquidation des Kreditinstituts im Verhältnis zu den 
Forderungen a ller anderen Gläubiger einen Nach-
rang einnehmen und erst zurückgezahlt werden, 
wenn alle anderen zu diesem Zeitpunkt bestehen-
den Verbindlichkeiten erfüllt sind. 

Derartige sonstige externe Bestandteile müssen 
folgende Voraussetzungen erfüllen: 

Geänderter Vorschlag 

f) diese Titel dürfen einen gegebenen Prozentsatz 
der Gesamtheit der in den Bestimmungen von 
Artikel 2 Abs. 1 Buchstabe a Ziffern i, ii, iii be-
schriebenen Bestandteile nicht überschreiten; 
dieser Prozentsatz ist so zu berechnen, daß der 
in Artikel 4 Abs. 2 genannte Prozentsatz so

-

wohl die externen Bestandteile als auch die in 
diesem Absatz genannten Titel mit unbestimm-
ter Laufzeit und ähnliche Instrumente umfaßt. 

Artikel 4 
Externe Bestandteile gemäß Artikel 2 (1) (b) 

1. unverändert  

2. unverändert  

3. Die Haftsummen bei genossenschaftlichen Kredit-
instituten dürfen in die Eigenmittel nur in dem 
Umfang einbezogen werden, in dem sie in die Ei-
genmittel der Ins titute dieser Gruppe am 31. De-
zember 1984 einbezogen werden durften und bis 
zu dem zu diesem Zeitpunkt durch die geltenden 
Rechtsvorschriften genehmigten Betrag, jedoch 
vorbehaltlich der Bestimmungen von Absatz 2. 

4. unverändert  

5. unverändert  
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Ursprünglicher Vorschlag  

a) die betreffenden Mittel sind voll einbezahlt wor-
den; 

b) sie haben eine Ursprungslaufzeit von minde-
stens fünf Jahren, während derer sie schritt-
weise zurückgeführt werden können; ist eine 
Laufzeit nicht festgelegt, so sind fünf Jahre Kün-
digungsfrist vorzusehen, es sei denn, die betref-
fenden Mittel werden nicht länger als Eigenmit-
telbestandteile angesehen oder für die vorzei-
tige Rückzahlung wird die vorherige Zustim-
mung der zuständigen Behörden ausdrücklich 
verlangt. Die zuständigen Behörden können 
diese Zustimmung erteilen, sofern der Wunsch 
vom Emittenten ausgeht und die Solvenz des 
Kreditinstituts hierdurch nicht beeinträchtigt 
wird; 

c) ihre Einbeziehung in die Eigenmittel wird in 
den fünf Jahren vor dem Rückzahlungstermin 
schrittweise zurückgeführt; 

d) die zuständigen Behörden müssen in die Lage 
versetzt werden, die Erfüllung dieser Vorausset-
zungen im einzelnen zu prüfen; insbesondere 
müssen die Abmachungen über die Risikobetei-
ligung dieser Mittel bei den Kreditinstituten den 
Aufsichtsbehörden vorliegen und von ihnen ge-
billigt werden, oder die einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften müssen die Klauseln derarti-
ger Verträge vorgeben. 

Artikel 5 

Spätestens drei Jahre nach Bekanntgabe dieser 
Richtlinie erstellt die Kommission einen Bericht über 
deren Anwendung. Falls erforderlich, prüft sie die 
Richtlinienvorschriften anhand der Ergebnisse des 
Berichts und beschließt nach Konsultation des gemäß 
Artikel 11 der Richtlinie 77/780/EWG eingesetzten 
Beratenden Bankenausschusses die notwendigen Än-
derungsvorschläge. Der Beratende Ausschuß gibt 
seine Stellungnahme auf der nächsten regelmäßigen 
Sitzung, spätestens jedoch sechs Monate nach der 
Konsultation durch die Kommission ab. 

Geänderter Vorschlag 

Artikel 5 

Spätestens drei Jahre nach Bekanntgabe dieser 
Richtlinie erstellt die Kommission einen Bericht über 
deren Anwendung, der dem Europäischen Parlament 
zu übermitteln ist. Entsprechend den Ergebnissen 
des Berichts schlägt die Kommission die notwendi-
gen Änderungen vor. 

Artikel 5 a 

1. Unbeschadet des Berichts gemäß Artikel 5 und 
falls die Notwendigkeit dazu besteht, werden die 
notwendigen technischen Anpassungen dieser 
Richtlinie, welche 

— die Entwicklung des und Neuheiten im Finanz-
markt; 

— die Entwicklung der Gemeinschaftsgesetzge-
bung aus dem Gebiet der Kreditinstitute und 
verwandte Angelegenheiten; 

— die besonderen Merkmale bestimmter Arten 
von Kreditinstituten; 
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Ursprünglicher Vorschlag 

Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie bis spätestens 
31. Dezember 1987 nachzukommen. Sie setzten 
die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis. 

Geänderter Vorschlag 

— technische Änderungen, welche notwendig 
sein können, um die Annäherung der Defini-
tion der Eigenmittel innerhalb der Gemein-
schaft zu fördern; 

— die Erläuterung der Definitionen der Bestand-
teile der Eigenmittel, die in der Richtlinie ver-
wendet werden, um die gleiche Anwendung 
der Richtlinie überall in der Gemeinschaft si-
cherzustellen; 

— den Widerruf der zurückgestellten Anwen-
dung dieser Richtlinie auf Hypothekarkre-
ditinstitute gemäß Artikel 1 Abs. 2 

betreffen, gemäß dem in Absatz 2 festgelegten 
Verfahren durchgeführt. 

2. Die Kommission wird von einem Ausschuß unter-
stützt, der sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten 
zusammensetzt und in dem der Vertreter der Kom-
mission den Vorsitz führt. 

Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf zu den zu treffenden 
Maßnahmen. Der Ausschuß gibt seine Stellung-
nahme zu diesem Entwurf innerhalb einer Frist ab, 
die der Vorsitzende unter Berücksichtigung der 
Dringlichkeit der be treffenden Frage festsetzen 
kann. Die Stellungnahme wird mit der Mehrheit 
abgegeben, die in Artikel 148 Absatz 2 des Ver-
trags für die Annahme der vom Rat auf Vorschlag 
der Kommission zu fassende Beschlüsse vorgese-
hen ist. Bei der Abstimmung im Ausschuß werden 
die Stimmen der Vertreter der Mitgliedstaaten ge-
mäß dem vorgenannten Artikel gewogen. Der 
Vorsitzende nimmt an der Abstimmung nicht 
teil. 

Die Kommission erläßt die beabsichtigten Maß-
nahmen, wenn sie mit der Stellungnahme des Aus-
schusses übereinstimmen. 

Stimmen die beabsichtigten Maßnahmen mit der 
Stellungnahme des Ausschusses nicht überein 
oder liegt keine Stellungnahme vor, so unterbrei-
tet die Kommission dem Rat unverzüglich einen 
Vorschlag für die zu treffenden Maßnahmen. Der 
Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit. 

Hat der Rat nach Ablauf einer Frist, die in jedem 
vom Rat gemäß diesem Absatz zu erlassenden 
Rechtsakt festgelegt wird, keinesfalls aber drei 
Monate von der Befassung des Rates an über-
schreiten darf, keinen Beschluß gefaßt, so werden 
die vorgeschlagenen Maßnahmen von der  Kom-
mission  erlassen. 

Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie bis spätestens 
1. Juli 1988 nachzukommen. Sie setzten die  Kom-
mission  unverzüglich davon in Kenntnis. 
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Ursprünglicher Vorschlag 

2. Innerhalb eines Jahres nach Bekanntgabe dieser 
Richtlinie teilen die Mitgliedstaaten der Kommis-
sion den Wortlaut der wichtigsten Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften mit, die sie auf dem von die-
ser Richtlinie erfaßten Gebiet erlassen. 

3. Die Mitteilung nach Absatz 2 enthält auch eine Er-
klärung mit erläuternden Bemerkungen, die der 
Kommission die besonderen Vorschriften und die 
von den jeweils zuständigen Behörden des Mit-
gliedstaates ausgewählten Bestandteile der Eigen-
mittel bekanntgibt. 

Geänderter Vorschlag 

2. unverändert 

3. unverändert 

Artikel 7 
unverändert 
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Anlage 2 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates für einen Solvabilitätskoeffizienten von Kreditinstituten 

Begründung 

I. Vorbemerkungen 

Hauptziele des Vorschlags 

1. Der Vorschlag hat zwei Hauptziele. Das erste ist die 
Erreichung eines wichtigen Teiles der Harmonisie-
rung der Bankenaufsicht, die für die Vollendung 
des Binnenmarktes im Bankensektor erforderlich 
ist. Das zweite ist die Stärkung der durchschnittli-
chen Solvabilitätsstandards der Kreditinstitute in 
der Gemeinschaft, um die Einleger und Anleger 
sowie die Stabilität des Bankensystems stärker zu 
schützen. 

2. Als Teil der notwendigen Harmonisierung, die vor 
der Vollendung des Binnenmarktes erreicht wer-
den muß, steht die vorgeschlagene Richtlinie im 
Zusammenhang mit dem Vorschlag für eine Richt-
linie über die Defini tion der Eigenmittel von Kre-
ditinstituten 1) und den Kommissionsempfehlun-
gen über die Großkredite und Einlagensicherungs-
systeme 2). Die Beziehung zu dem erstgenannten 
Vorschlag ist besonders eng, da die Eigenmittel 
den Zähler des vorgeschlagenen Solvabilitätskoef-
fizienten bilden. 

Grundsätze des Koeffizienten 

3. Der vorgeschlagene Koeffizient setzt die Eigenmit-
tel eines jeden Kreditinstituts in Beziehung zu dem 
risikobereinigten Wert seiner Aktiva und außerbi-
lanzlichen Geschäfte. Dieser Ansatz der „Risikoge-
wichtung" wurde im Laufe mehrerer Jahre in Ar-
beiten entwickelt, die für den durch die erste Bank-
rechtskoordinierungsrichtlinie von 1977 3) einge-
setzten Beratenden Bankenausschuß durchgeführt 
wurden. Er ist nunmehr weitgehend als geeignet-
stes und flexibelstes Maß für die Solvabilität aner-
kannt, da der Ansatz den unterschiedlichen Risiko-
grad der verschiedenen Aktiva und außerbilanzli-
chen Posten berücksichtigt. Einfachere Koeffizien-
ten, die nicht zwischen den verschiedenen Arten 
von Aktiva und außerbilanzlichen Engagements 
und den mit ihnen verbundenen Risiken unter-
scheiden, würden unterstellen, daß die Eigenkapi-
talerfordernisse für alle Arten von Geschäften 
gleich sind. 

1) ABl. Nr. C 243 vom 27. September 1986, S. 4 
2) ABl. Nr. L 33 vom 4. Februar 1987, S. 10 und 16 
3) ABl. Nr. L 322 vom 17. Dezember 1987, S. 30  

4. Der Koeffizient berücksichtigt voll die mit außerbi-
lanzlichen Geschäften verbundenen Risiken, einen 
Bereich der Bankaktivitäten, der sich in letzter Zeit 
stark ausgeweitet hat. Vom bankaufsichtlichen 
Standpunkt aus ist es wesentlich, das potentielle 
Risiko von Transaktionen zu berücksichtigen, die 
später in den Bilanzen der Bank auftauchen könn-
ten, insbesondere zu einem Zeitpunkt, in dem sich 
die durchschnittliche Qualität ihrer traditionellen 
Kredite verschlechtert. 

5. Der Koeffizient bezieht sich in erster Linie auf die 
Kreditrisiken beim Ausfall des Vertragspartners. In 
den Begründungen des Vorschlags wird jedoch auf 
die Fortsetzung weiterer Arbeiten der Kommission 
über die aufsichtsrechtliche Behandlung von Zins-
satz-, Wechselkurs- und Marktrisiken hingewie-
sen. Die Kommission hat sich insbesondere ver-
pflichtet, die Arbeiten zu beginnen, um in Kürze 
die notwendigen Maßnahmen vorzuschlagen, die 
die Kontrolle der Marktrisiken, denen sich die Kre-
ditinstitute aufgrund ihrer Transaktionen im Wert-
papiergeschäft aussetzen, zu gewährleisten. 

Mindeststandard 

6. Der Vorschlag stellt gemeinschaftliche Definitio-
nen und Techniken für einen Solvabilitätskoeffi-
zienten auf. Darüber hinaus legt er ein Mindestni-
veau für diesen Koeffizienten fest, der von allen 
Gemeinschaftskreditinstituten ab 1. Januar 1993 
einzuhalten ist. Der Vorschlag enthält ein vorläufi-
ges Minimum von 8 %, das anhand der vertrauli-
chen Statistiken gewählt wurde, welche seit 1981 
für den Beratenden Ausschuß gesammelt wurden. 
Die Kommission hält die Einfügung dieses Richt-
wertes für erforderlich, um die Auswirkungen des 
Vorschlages beurteilen zu können. Es besteht die 
Absicht, die Frage im Lichte der statistischen Erhe-
bung über die Koeffizienten der Kreditinstitute, ba-
sierend auf den Definitionen in dem Vorschlag, ins-
gesamt neu zu überdenken. Diese Erhebung 
wurde von der Kommission vorbereitet und wird im 
ersten Halbjahr 1988 von der „Groupe de Contact" 
der EG-Bankaufsichtsbehörden durchgeführt wer-
den. 

7. Zum Zweck einer stetigen Stärkung der Kapital-
standards sieht der Vorschlag vor, daß zwischen 
dem Inkrafttreten der Richtlinie am 1. Januar 1990 
und dem Datum, von dem an der Mindestkoeffi- 

Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 121 — 680 70 — E — F1 575/88 — vom 10. Juni 
1988. 
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zient eingehalten werden muß (1. Januar 1993), 
kein Kreditinstitut, das unter dem Mindestkoeffi

-

zienten liegt, ein weiteres Absinken zuläßt, es sei 
denn vorübergehend, während der Emission 
neuen Kapitals. 

Gleichbehandlung der Schuldner aus der 
Gemeinschaft; Behandlung von Länderrisiken 

8. Zum Zweck der Zuordnung von Risikogewichten 
zu verschiedenen Aktiva und außerbilanzmäßigen 
Verbindlichkeiten werden die Schuldner in eine 
Anzahl von großen Kategorien eingeteilt: Zen-
tralbanken, Zentralregierungen, Kreditinstitute 
usw... Über diese auf den Schuldnertypen beru-
henden Unterscheidungen hinaus werden die 
Schuldner in „inländische" (aus der EG) und „aus-
ländische" (aus den übrigen Staaten) unterteilt. Bei 
einem Großteil des Interbank-Geschäftes werden, 
aufgrund der einheitlichen Struktur dieses Marktes 
mit kurzen Laufzeiten, den „inländischen" und 
„ausländischen" Banken die gleichen Gewichtun-
gen zugeordnet. Dies gilt auch für Ausleihungen an 
Nichtbanken bzw. außerbilanzmäßige Verbind-
lichkeiten, welche zugunsten von Nichtbanken 
eingegangen wurden. Bei anderen Schuldnerty-
pen, z. B. Zentralbanken und Zentralregierungen, 
sowie beim langfristigen Interbank-Geschäft, er-
halten „inländische" Schuldner niedrigere Ge-
wichtungen als „ausländische". Diese Unterschei-
dung berücksichtigt zwar schon weitestgehend be-
stehende Länderrisiken, doch ist festzustellen, daß 
in der verbleibenden Gruppe von „ausländischen 
Staaten" eine (kleine) Anzahl von sehr kreditwür-
digen Staaten und eine (größere) Anzahl von Staa-
ten mit finanziellen Schwierigkeiten enthalten 
sind. Aus diesem Grunde und — im Falle des Inter-
bank-Geschäftes — aus dem zusätzlichen Grund, 
daß mehrere Nicht-EG-Mitgliedstaaten der G 10-
Gruppe in der nahen Zukunft die Solvabilität ihrer 
Banken durch die Annahme ähnlicher Standards 
wie in diesem Vorschlag zu stärken beabsichtigen, 
sieht Artikel 8 die Möglichkeit vor, die Anwendung 
„inländischer" Gewichtungen auf „ausländische" 
Schuldner auszudehnen, sofern die Risiken als 
gleichwertig angesehen werden. 

Anpassung des Koeffizienten: Ausschußverfahren 

9. Es ist wichtig, wenn die Richtlinie einmal in Kraft 
getreten ist, daß der Koeffizient möglichst rasch an 
Änderungen der Bankaktivitäten und der Art der 
eingegangenen Risiken angepaßt werden kann. 
Dies gilt besonders für die neuen außerbilanzmäßi-
gen Operationen, die der Koeffizient erfaßt. Des-
halb wird ein flexibles Anpassungsverfahren vor-
geschlagen. Wegen der Sensibilität des Banken-
sektors und der zentralen Rolle der nationalen 
Bankaufsichtsbehörden für das Funktionieren der 
vorgeschlagenen Richtlinie, wird der Anwendung 
des Regelungsausschußverfahrens (a) der Vorzug 
gegeben. 

II. Bemerkungen zu den Artikeln 

Geltungsbereich (Artikel 1 und 3 Abs. 2) 

1. Artikel 1 bestimmt, daß der Vorschlag für alle 
Kreditinstitute nach der Definition von Artikel 1 
erster Gedankenstrich der ersten Bankrechtsko-
ordinierungsrichtlinie gilt, vorbehaltlich einiger 
Ausnahmen, die in dieser Richtlinie und in der 
Richtlinie 86/524/EWG 4) vorgesehen sind. Diese 
Definition schließt Zweigstellen von Drittlands-
banken in den Mitgliedstaaten vom Geltungsbe-
reich dieses Vorschlags ausdrücklich aus. Die 
Frage, wer für die Überwachung der Solvabilität 
dieser Zweigstellen zuständig ist, wird weiterhin 
von den zuständigen Behörden des Aufnahme-
(EG-)Staates entschieden werden. Nach der ge-
genwärtig üblichen Praxis wird die Aufsicht häu-
fig dann von der zuständigen Behörde des Dritt-
landes ausgeübt, wenn die Aufsichtsstandards als 
gleichwertig angesehen werden. 

2. Artikel 3 Abs. 2 liefert weitere Präzisierungen be-
treffend die institutionelle Basis, auf der die Koef-
fizienten zu berechnen und einzuhalten sind. Das 
erste Erfordernis ist, daß konsolidierte Koeffizien-
ten entsprechend den Richtlinien 83/350/EWG 5) 
und 86/635/EWG 6) zu berechnen und zu berück-
sichtigen sind. Außerdem werden nichtkonsoli-
dierte Koeffizienten für alle Kreditinstitute vorge-
schrieben. Den einzelstaatlichen Aufsichtsbehör-
den  steht es frei, unterkonsolidierte statt nicht-
konsolidierte Koeffizienten für Tochtergesell-
schaften (Kreditinstitute) zu verlangen. 

Definitionen (Artikel 2) 

3. Eine Routineliste von Definitionen, die zum Teil 
aus früheren Richtlinien im Bankenbereich stam-
men, wird vorgeschlagen, um den Text zu verein-
fachen und zu standardisieren. 

Allgemeine Grundsätze (Artikel 3) 

4. Dieser Artikel legt eine Reihe grundsätzlicher 
Prinzipien im Zusammenhang mit dem Vorschlag 
fest: 

— Artikel 3 Abs. 1 sieht eine einfache Beschrei-
bung des vorgeschlagenen Solvabilitätskoeffi-
zienten vor. Diese wird anschließend in den 
Artikeln 4 bis 6 und in den Anlagen weiterge-
führt, Artikel 3 Abs. 1 jedoch liefert die einzige 
vollständige Beschreibung der Methode; 

— Artikel 3 Abs. 2 wurde bereits weiter oben un-
ter Abschnitt II Punkt 2 behandelt; 

4) ABl. Nr. L 309 vom 4. November 1986, S. 15 
5) ABl. Nr. L 193 vom 13. Juni 1983, S. 18 
6) ABl. Nr. L 372 vom 8. Dezember 1986, S. 1 
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— Artikel 3 Abs. 3 sieht vor, daß die Koeffizienten 
mindestens zweimal jährlich einer formellen 
Überprüfung unterzogen werden; 

— Artikel 3 Abs. 4 besagt, daß die im Vorschlag 
genannten außerbilanzmäßigen Verbindlich-
keiten gemäß dem in der Richtlinie über Jah-
resabschlüsse harmonisierten Maßstab bewer-
tet werden. 

Zähler des Koeffizienten (Artikel 4) 

5. Der vorgeschlagene Zähler enthält die Eigenmit-
tel, wie sie schließlich in der Richtlinie über die 
Definition der Eigenmittel definiert werden. 

Nenner des Koeffizienten (Artikel 5 und 6 sowie 
Anlagen 1 bis 4) 

6. Artikel 5 liefert eine Beschreibung der Methode, 
die benutzt wird, um zu risikobereinigten Werten 
der Bilanzposten und außerbilanzmäßigen Posten 
zu gelangen. Nähere Beschreibungen der Me-
thode und Listen der Instrumente werden im Falle 
der außerbilanzmäßigen Posten, deren Behand-
lung im Koeffizienten komplexer als die der Bi-
lanzposten ist, in Form eines Anhangs geliefert. 

7. Artikel 6 listet die Aktiva und außerbilanzmäßi-
gen Posten nach ihrem jewei ligen Risikogewicht 
auf (0 %, 10 %, 20 %, 50 % und 100 %). Die vorge-
schlagene Behandlung von zins- und wechsel-
kursbezogenen außerbilanzmäßigen Posten kann 
nicht in dieser Weise aufgeführt werden und wird 
daher in Anhang 3 behandelt. 

8. Artikel 7 erläutert die Risikogewichte, die im Falle 
von Forderungen und außerbilanzmäßigen Ge-
schäften im Namen von lokalen Gebietskörper-
schaften und Regionalregierungen gelten. Das 
vorgeschlagene System sieht die gegenseitige 
Anerkennung der Gewichte vor, die die einzelnen 
Aufsichtsbehörden bei ihren eigenen lokalen Ge-
bietskörperschaften für angebracht halten. 

Durchführungsbefugnisse der Kommission; 
Änderungsverfahren (Artikel 8) 

9. Wegen des raschen Wandels und des Tempos der 
Innovationen im Bankensektor wird vorgeschla-
gen, daß ein Großteil der technischen Merkmale 
der Richtlinie auf Initiative der Kommission nach 
Konsultierung des Beratenden Bankenausschus-
ses erforderlichenfalls geändert werden kann. Es 
wird vorgeschlagen, daß der Beratende Banken

-

ausschuß als Regelungsausschuß tätig wird. Die 
Ausdehnung der „inländischen" Gewichtungen 
auf Drittstaaten, im Sinne von Abschnitt I Nr. 8 
(oben), ist einer der Bereiche, für die die Anwen-
dung eines solchen Änderungsverfahrens denk-
bar wäre. 

Durchführung der Richtlinie (Artikel 9) 

10. Entsprechend dem Zeitplan der Zweiten Bank-
rechtskoordinierungsrichtlinie wird vorgeschla-
gen, daß die entsprechenden Maßnahmen zur 
Umsetzung der Richtlinie bis zum 1. Januar 1990 
zu verabschieden sind. 

11. Artikel 9 sieht vor, daß die Kreditinstitute ab dem 
1. Januar 1993 einen Mindestkoeffizienten einzu-
halten haben. Außerdem müssen die zuständigen 
Behörden im Falle eines Absinkens unter das Mi-
nimum sicherstellen, daß Gegenmaßnahmen er-
griffen werden. 

12. Außerdem dürfen diejenigen Kreditinstitute, de-
ren Koeffizient das Minimum zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Richtlinie unterschreitet, ihren 
Koeffizienten (bis Ende 1992) nicht noch weiter 
absinken lassen, es sei denn im Zusammenhang 
mit einer Kapitalemission. Wie gesagt, damit wird 
beabsichtigt, die Kapitalstandards nachhaltig zu 
stärken, bevor das im Vorschlag genannte Mini-
mum mit Wirkung vom 1. Januar 1993 bindend 
ist. 

13. Der Artikel stellt klar, daß der in Absatz 3 enthal-
tene Koeffizient ein Minimalwert ist und daß die 
nationalen Aufsichtsbehörden nach eigenem Er-
messen höhere Koeffizienten festsetzen können. 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates für einen Solvabilitätskoeffizienten von Kreditinstituten 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar-
tikel 57 Abs. 2 Satz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parla-
ment, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Richtlinie wurde aus den Arbeiten des Beratenden 
Bankenausschusses entwickelt, der gemäß Artikel 6 
Abs. 4 der Ratsrichtlinie 77/780/EWG vom 12. Dezem-
ber 1977 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften über die Aufnahme und Ausübung 
der Tätigkeit der Kreditinstitute 1), geändert durch die 
Richtlinie 86/524/EWG 2) vom 27. Oktober 1986, „der 
Kommission jeglichen Vorschlag im Hinblick auf die 
Koordinierung der in den Mitgliedstaaten anwendba-
ren Koeffizienten unterbreiten" kann. 

Angemessene Solvabilitätskoeffizienten spielen eine 
zentrale Rolle bei der Beaufsichtigung von Kreditinsti-
tuten. 

Koeffizienten, die die Aktiva und die außerbilanzmä-
ßigen Transaktionen nach dem Grad des Kreditrisikos 
gewichten, sind besonders geeignete Maßstäbe für 
die Solvabilität. 

Die Entwicklung gemeinsamer Standards für die aus-
reichende Eigenkapitalausstattung im Verhältnis zu 
den risikotragenden Aktiva und außerbilanzmäßigen 
Transaktionen gehört zu den wesentlichen Bereichen 
der Harmonisierung, die für die Erreichung der ge-
genseitigen Anerkennung und daher die Vollendung 
des Binnenmarktes auf dem Gebiet der Bankdienstlei-
stungen notwendig sind. 

Diese Richtlinie steht mit anderen spezifischen 
Rechts- und Verwaltungstexten in Verbindung, 
die ebenfalls die grundlegenden Techniken der 
Bankenaufsicht harmonisieren: die Ratsricht-
linie .../.../EWG vom ... über die Eigenmittel 3), 
die Kommissionsempfehlungen 87/62/EWG 4) und 
87/63/EWG 5) für Großkredite und für Einlagensiche-
rungssysteme. 

Diese Richtlinie sollte auch als direkte Ergänzung zur 
Zweiten Koordinierungsrichtlinie 5) gesehen werden, 

1) ABl. Nr. L 322 vom 17. Dezember 1977, S. 30 
2) ABl. Nr. L 309 vom 4. November 1986, S. 15 
3) ABl. Nr. L ... vom ..., S. . . . 
4) ABl. Nr. L 33 vom 4. Februar 1987, S. 10 
5) ABl. Nr. L 33 vom 4. Februar 1987, S. 16 

die den größeren Rahmen, in den sich diese Richtlinie 
als integraler Teil einfügt, darstellt. 

Die Bemessung und Berücksichtigung von Zinssatz- 
und Wechselkursrisiken sowie anderer Marktrisiken 
ist von großer Bedeutung für die Bankenaufsicht; 
dementsprechend wird die Kommission in Zusam-
menarbeit mit den zuständigen Behörden in den Mit-
gliedstaaten sowie anderen Stellen, die an dieser Ziel-
setzung arbeiten, die verfügbaren Techniken weiter 
untersuchen, sie wird geeignete Vorschläge für die 
weitere Harmonisierung aufsichtsrechtlicher Regeln 
bezüglich dieser Risiken machen. 

Es wird von Zeit zu Zeit erforderlich sein, technische 
Veränderungen an einzelnen Regelungen dieser 
Richtlinie vorzunehmen, um neuen Entwicklungen im 
Bankensektor Rechnung zu tragen. Die Kommission 
wird solche Veränderungen erforderlichenfalls im 
Rahmen der ihr nach dem EWG-Vertrag übertrage-
nen Durchführungsbefugnisse vornehmen, nachdem 
sie den Beratenden Bankenausschuß konsultiert hat. 
Der Ausschuß wird als „Regelungsausschuß" tätig 
werden, so wie es in Verfahren gemäß Artikel 2, 
Verfahren III, Va riante a) der Ratsentscheidung 
87/373/EWG vom 13. Juli 1987 zur Festlegung der 
Modalitäten für die Ausübung der der Kommission 
übertragenen Durchführungsbefugnisse vorgesehen 
ist 6) — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Anwendungsbereich und Definitionen 

Artikel 1 

1. Diese Richtlinie gilt für Kreditinstitute im Sinne von 
Artikel 1 erster Gedankenstrich der Richtlinie 
77/780/EWG. 

2. Unbeschadet von Absatz 1 brauchen die Mitglied-
staaten diese Richtlinie nicht auf Kreditinstitute an-
zuwenden, die in Artikel 2 Abs. 2 der Richtlinie 
77/780/EWG aufgeführt sind. 

3. Kreditinstitute, die, wie in Artikel 2 Abs. 4 Buch-
stabe a der Ratsrichtlinie 77/780/EWG beschrie-
ben, einer Zentralorganisation im gleichen Mit-
gliedstaat angeschlossen sind, können von dieser 
Richtlinie ausgenommen werden, vorausgesetzt, 
daß alle diese angeschlossenen Institute und die 
Zentralorganisation in Übereinstimmung mit der 
vorliegenden Richtlinie im konsolidierten Solvabi-
litätskoeffizienten enthalten sind. 

6) ABl. Nr. L 197 vom 18. Juli 1987, S. 33 
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Artikel 2 

Für die Zwecke dieser Richtlinie gelten folgende 
Definitionen: 

— für „zuständige Behörden" die Definition gemäß 
Ratsrichtlinie 83/350/EWG über die Beaufsichti-
gung der Kreditinstitute auf konsolidierter Basis 7 ) 
Artikel 1 fünfter Gedankenstrich; 

— als „inländische Kreditinstitute" werden in Arti-
kel 6 dieser Richtlinie alle diejenigen Institute be-
zeichnet, die in einem Mitgliedstaat in Überein-
stimmung mit Artikel 3 der Richtlinie 77/780/EWG 
zugelassen sind, sowie deren Zweigniederlassun-
gen in anderen als den oben genannten Staaten; 

— als „ausländische" Kreditinstitute werden dieser 
Richtlinie alle öffentlichen und p rivaten Unterneh-
men bezeichnet, die außerhalb der Mitgliedstaa-
ten zugelassen sind und die der Definition in 
Artikel 1 erster Gedankenstrich der Richtlinie 
77/780/EWG genügen, sowie deren Zweignieder-
lassungen; 

— als „inländische" Zentralbanken, Zentralregierun-
gen, Regionalregierungen, lokale öffentliche Stel-
len und Nichtbankensektor gelten solche in den 
Mitgliedstaaten; als „ausländisch" gelten solche 
Institutionen anderer Staaten; 

— als „Nichtbankensektor" gelten alle Kreditnehmer 
außer den unter dem zweiten und dritten Gedan-
kenstrich definierten Kreditinstituten, den Zentral-
banken, den zentralen und regionalen Regierun-
gen, den lokalen öffentlichen Stellen, der Europäi-
schen Gemeinschaft, der Europäischen Investi-
tionsbank (EIB), der Bank für Internationalen Zah-
lungsausgleich (BIZ), der Internationalen Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung (Weltbank) und 
des Internationalen Währungsfonds (IWF); 

— außerbilanzmäßige Verbindlichkeiten mit „hohem 
Risiko", „mittlerem/niedrigem Risiko" und „nied-
rigem Risiko" werden im Anhang 1 beschrieben 
und im Anhang 2 aufgeführt; 

— „Beteiligung" entspricht der in Artikel 1 dritter 
Gedankenstrich der Richtlinie 83/350/EWG ent-
haltenen Definition. 

Artikel 3 

Allgemeine Grundsätze 

1. Zum Zwecke der Messung der Solvabilität von Kre-
ditinstituten gemäß Artikel 1 gewährleisten die zu-
ständigen Behörden der Mitgliedstaaten, daß Koef-
fizienten für jedes Kreditinstitut berechnet werden, 
wobei die Eigenmittel gemäß der Definition in Arti-
kel 4 zu den risikobereinigten Aktiva gemäß der 
Definition in Artikel 5 ins Verhältnis gesetzt wer-
den. 

2. Die Koeffizienten müssen auf einer konsolidierten 
Basis in Übereinstimmung mit der Richtlinie 
83/350/EWG und der Ratsrichtlinie 86/635/EWG 

7) ABl. Nr. L 193 vom 18. Juli 1983, S. 18 

vom 8. Dezember 1986 über den Jahresabschluß 
und den konsolidierten Abschluß von Banken und 
anderen Finanzinstituten 8) berechnet werden. Un-
beschadet dieses Erfordernisses sind für alle Kre-
ditinstitute nichtkonsolidierte Koeffizienten zu be-
rechnen. Die zuständigen Behörden sind jedoch 
ermächtigt, unterkonsolidierte statt nichtkonsoli-
dierte Koeffizienten für die Tochtergesellschaften 
zu verlangen. 

3. Ungeachtet der Verpflichtung des Kreditinstituts 
zur Erfüllung der Anforderungen in Artikel 10 
Abs. 2, 3 und 4 gewährleisten die zuständigen Be-
hörden, daß die Koeffizienten mindestens zweimal 
pro Jahr geprüft werden. 

4. Die Bewertung der Aktiva und außerbilanzmäßi-
gen Verpflichtungen wird in Übereinstimmung mit 
der Richtlinie 86/635/EWG vorgenommen. 

Artikel 4 

Eigenmittel: der Zähler 

1. Eigenmittel, wie sie in der Ratsrichtlinie 
88/.../EWG [vom ... 1988 über die Eigenmittel 
von Kreditinstituten] definiert sind, bilden den 
Zähler des Solvabilitätskoeffizienten. 

Artikel 5 

Risikobereinigte Aktiva und außerbilanzmäßige 
Transaktionen: der Nenner 

1. Den Aktiva werden gemäß den Vorschriften in Ar-
tikel 6 Risikograde, ausgedrückt als prozentuale 
Gewichtungen, zugeordnet. Der bilanzmäßige 
Wert der einzelnen Aktivposten wird mit den spe-
zifischen Gewichten multipliziert, woraus sich 
dann ein risikobereinigter Wert ergibt. 

2. Im Falle der außerbilanzmäßigen Verbindlichkei-
ten gemäß Artikel 6 Kategorie (a) bis (e) wird das 
Risikogewicht mittels einer zweistufigen Berech-
nungsmethode unter Anwendung der in Anhang 1 
genannten Regeln ermittelt. Zu einem risikoberei-
nigten Wert gelangt man durch die Multiplikation 
des Wertes einer jeden außerbilanzmäßigen Ver-
bindlichkeit mit dem jeweils maßgeblichen Risiko-
gewicht. 

3. Im Falle von im Zusammenhang mit Zinssätzen 
und Wechselkursen stehenden außerbilanzmäßi-
gen Verbindlichkeiten gemäß Artikel 6 Abs. 2 wer-
den die potentiellen Kosten des Ersatzes von „cash 
flows" aufgrund des Ausfalls einer Gegenpartei 
unter Anwendung einer der beiden im Anhang 3 
genannten Methoden bewertet. Diese Kosten wer-
den mit den Gewichten der maßgeblichen Gegen-
partei multipliziert, woraus sich dann risikoberei-
nigte Werte ergeben. 

4. Die Summe aus risikobereinigten Werten und den 
ob en beschriebenen außerbilanzmäßigen Verbind- 

8 ) ABl. Nr. L 372 vom 31. Dezember 1986, S. 1 
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lichkeiten ergibt den Nenner für den Solvabilitäts-
koeffizienten. 

Artikel 6 

1. Für die nachstehenden Aktiva und außerbilanzmä-
ßigen Verbindlichkeiten gelten die folgenden Ge-
wichte; das Recht der zuständigen Behörden, hö-
here Gewichte festzulegen, bleibt hiervon unbe-
rührt: 

(a) Gewicht Null 

— Bargeld und gleichwertige Posten; 

— Aktiva in Form von Forderungen an „inländi-
sche" Zentralregierungen und Zentralbanken; 

— Aktiva in Form von ausdrücklich durch „inlän-
dische" Zentralregierungen und Zentralbanken 
garantierte Forderungen; 

— Aktiva in Form von Forderungen an die Euro-
päische Gemeinschaft und die EIB; 

— Aktiva, die ausdrücklich durch die Europäische 
Gemeinschaft und die EIB garantiert sind; 

— Aktiva in Form von Forderungen an die BIZ, die 
Internationale Bank für Wiederaufbau und Ent-
wicklung (Weltbank) und den IWF; 

— Aktiva, die ausdrücklich durch die BIZ, die 
Weltbank und den IWF garantiert sind; 

— alle außerbilanzmäßigen Verbindlichkeiten, die 
für eine inländische Zentralregierung oder eine 
Zentralbank eingegangen wurden; 

— alle außerbilanzmäßigen Verbindlichkeiten, die 
ausdrücklich durch „inländische" Zentralregie-
rungen oder Zentralbanken garantiert sind; 

— alle außerbilanzmäßigen Verbindlichkeiten, die 
für die Europäische Gemeinschaft und die EIB 
eingegangen wurden; 

— alle außerbilanzmäßigen Verbindlichkeiten, die 
ausdrücklich durch die Europäische Gemein-
schaft und die EIB garantiert sind; 

— alle außerbilanzmäßigen Verbindlichkeiten, die 
für die BIZ, die Weltbank und den IWF einge-
gangen wurden; 

— alle außerbilanzmäßigen Verbindlichkeiten, die 
ausdrücklich durch die BIZ, die Weltbank und 
den IWF garantiert sind; 

— Ausleihungen und außerbilanzmäßige Ver-
bindlichkeiten, die vollständig und ausreichend 
und zur Zufriedenheit der zuständigen Behör-
den durch eines der oben erwähnten Aktiva 
oder durch Einlagen und Einlagenzertifikate 
der kreditgebenden Institute gesichert sind; 

— alle außerbilanzmäßigen Verbindlichkeiten mit 
niedrigem Risiko ohne Rücksicht auf die Ge-
genpartei. 

(b) Gewicht 10% 

— außerbilanzmäßige Verbindlichkeiten mit mitt-
lerem Kreditrisiko, die für „inländische" Kredit-
institute eingegangen wurden; 

— außerbilanzmäßige Verbindlichkeiten mit mitt-
lerem Kreditrisiko, die ausdrücklich durch „in-
ländische" Kreditinstitute garantiert sind; 

— außerbilanzmäßige Verbindlichkeiten mit mitt-
lerem Kreditrisiko und einer ursprünglichen 
Laufzeit bis zu einem Jahr, die für ausländische 
Kreditinstitute eingegangen wurden; 

— außerbilanzmäßige Verbindlichkeiten mit mitt-
lerem Kreditrisiko und einer ursprünglichen 
Laufzeit bis zu einem Jahr mit einer ausdrückli-
chen Garantie eines „ausländischen" Kreditin-
stituts. 

(c) Gewicht 20 % 

— Aktiva in Form von Forderungen an „inländi-
sche" Kreditinstitute; 

— Aktiva in Form von Forderungen mit einer Ur-
sprungslaufzeit bis zu einem Jahr gegenüber 
„ausländischen" Kreditinstituten; 

— Aktiva, die von inländischen Kreditinstituten 
ausdrücklich garantiert sind; 

— Aktiva in Form von Forderungen mit einer Ur-
sprungslaufzeit bis zu einem Jahr mit einer aus-
drücklichen Garantie eines „ausländischen" 
Kreditinstituts; 

— außerbilanzmäßige Verbindlichkeiten mit ho-
hem Kreditrisiko, die für inländische Kreditin-
stitute eingegangen wurden; 

— außerbilanzmäßige Verbindlichkeiten mit ho-
hem Kreditrisiko, die von inländischen Kreditin-
stituten ausdrücklich garantiert sind; 

— außerbilanzmäßige Verbindlichkeiten mit ho-
hem Kreditrisiko und einer Ursprungslaufzeit 
bis zu einem Jahr gegenüber „ausländischen" 
Kreditinstituten; 

— außerbilanzmäßige Verbindlichkeiten mit ho-
hem Kreditrisiko und einer Ursprungslaufzeit 
bis zu einem Jahr mit einer ausdrücklichen Ga-
rantie eines „ausländischen" Kreditinstituts; 

— Ausleihungen und außerbilanzmäßige Ver-
bindlichkeiten mit vollem oder mittlerem Kre-
ditrisiko, die vollständig und ausreichend und 
zur Zufriedenheit der zuständigen Behörden 
durch eines der unter der 20%igen Gewich-
tungskategorie aufgeführten Aktiva abgesi-
chert sind; 

— außerbilanzmäßige Verbindlichkeiten mit mitt-
lerem/niedrigem Risiko, die für „inländische" 
oder „ausländische" Nichtbanken eingegan-
gen wurden; 

— Aktiva in Form von in der lokalen Währung aus-
gedrückten Forderungen von „ausländischen" 
Zweigniederlassungen von EG-Kreditinstituten 
an „ausländische" Zentralregierungen, die aus 
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in der lokalen Währung ausgedrückten Einla-
gen finanziert wurden; 

— Einzugsbeträge, für die entsprechende Zahlun-
gen bereits bevorschußt wurden. 

(d) Gewicht 50% 

— außerbilanzmäßige Verbindlichkeiten mit mitt-
lerem Kreditrisiko, die für „ausländische" Zen-
tralbanken, Zentralregierungen, Regionalre-
gierungen und lokale öffentliche Stellen sowie 
für den „inländischen" und „ausländischen" 
Nichtbankensektor eingegangen wurden; 

— außerbilanzmäßige Verbindlichkeiten mit ei-
nem mittleren Kreditrisiko und einer Ur-
sprungslaufzeit von mehr als einem Jahr, die für 
„ausländische" Kreditinstitute eingegangen 
wurden; 

— außerbilanzmäßige Verbindlichkeiten mit ei-
nem mittleren Kreditrisiko und einer Ur-
sprungslaufzeit von mehr als einem Jahr und 
einer ausdrücklichen Garantie „ausländischer" 
Kreditinstitute; 

— Ausleihungen an Privatpersonen für den Er-
werb von Wohnungseigentum in der Europäi-
schen Gemeinschaft zwecks Eigengebrauchs, 
die vollständig und ausreichend und zur Zufrie-
denheit der zuständigen Behörden durch Hy-
potheken an dem betreffenden Objekt gesi-
chert sind. 

(e) Gewicht 100% 

—Aktiva in Form von Forderungen gegen „aus-
ländische " Zentralbanken, Zentralregierungen, 
Regionalregierungen und lokale Stellen; 

— Aktiva in Form von Forderungen mit einer Ur-
sprungslaufzeit von mehr als einem Jahr gegen 
„ausländische " Kreditinstitute; 

— Aktiva in Form von Forderungen an den „inlän-
dischen" und „ausländischen" Nichtbanken-
sektor; 

— außerbilanzmäßige Verbindlichkeiten mit ho-
hem Risiko, die für „ausländische " Zentralban-
ken, Zentral- und Regionalregierungen, lokale 
öffentliche Stellen sowie für den „ausländi-
schen" und „inländischen" Nichtbankensektor 
eingegangen wurden; 

— außerbilanzmäßige Verbindlichkeiten mit ho-
hem Kreditrisiko und einer ursprünglichen 
Laufzeit von mehr als einem Jahr, die für „aus-
ländische" Kreditinstitute eingegangen wur-
den; 

— Sachanlagen gemäß Aktiva C.II von Artikel 9 
der Ratsrichtlinie 78/660/EWG vom 25. Juli 
1978 über den Jahresabschluß von Gesellschaf-
ten bestimmter Rechtsformen 1 ); 

— Beteiligungen, die nicht von den Eigenmitteln 
abgezogen wurden; 

1 ) ABl. Nr. L 222 vom 14. August 1978, S. 11 

— alle anderen Aktiva, die nicht von den Eigen-
mitteln abgezogen wurden. 

2. Die in Anhang 3 beschriebenen Methoden werden 
auf außerbilanzmäßige Verbindlichkeiten in Zu-
sammenhang mit Zinssätzen und Wechselkursen 
angewendet. 

Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten legen Gewichte von 0 %, 20 % 
oder 50 To  für Aktiva fest, die Forderungen gegen 
ihre eigenen Regionalregierungen und lokalen Ge-
bietskörperschaften darstellen und ebenso für au-

ßerbilanzmäßige Verbindlichkeiten mit vollem 
Kreditrisiko, die für eigene Regionalregierungen 
und lokale Gebietskörperschaften eingegangen 
wurden. Außerbilanzmäßige Verbindlichkeiten 
mit mittlerem Kreditrisiko, die für eigene Regional-
regierungen und lokale Gebietskörperschaften 
eingegangen wurden, werden entsprechend mit 
0 %, 10 %, 20 % gewichtet. Ausleihungen und au-
ßerbilanzmäßige Verbindlichkeiten mit einer aus-

drücklichen Garan tie einer Regionalregierung 
oder lokalen Gebietskörperschaft sollen das glei-
che Gewicht haben wie Ausleihungen an dieselbe 
Regionalregierung oder lokale Gebietskörper-
schaft oder wie außerbilanzmäßige Verbindlich-
keiten, die für sie eingegangen wurden. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission ihre Ge-
wichtungen mit, die sie dann bekannt gibt, und die 
Mitgliedstaaten werden die jeweils gewählten Ge-
wichtungen gegenseitig anerkennen. Sie haben 
die Befugnis, die Gewichtungen 0 %, 20 % oder 
50 % auf ausländische Staaten gemäß Artikel 8 (2) 
anzuwenden, wobei außerbilanzmäßige Verbind-
lichkeiten mit mittlerem Risiko entsprechend mit 
0 %, 10 % oder 20 % zu gewichten sind. 

Artikel 8 

1. Technische Anpassungen auf den folgenden Ge-
bieten dieser Richtlinie werden nach dem im Ab-
satz 3 beschriebenen Verfahren vorgenommen: 

— für den Mindestkoeffizienten in Artikel 3, 

— für die Gewichtungen und Aktivposten in Arti-
kel 6, 

— für die Liste und Klassifizierung der außerbi-
lanzmäßigen Verbindlichkeiten in den Anhän-
gen 2 und 4 und ihre Behandlung bei der Be-
rechnung der Koeffizienten, wie in Artikel 5 
und den Anhängen 1 und 3 beschrieben. 

2. Die Kommission kann nach dem Verfahren in Arti-
kel 3 die Gewichtungen, die für Zentralregierun-
gen, Zentralbanken und Kreditinstitute von Mit-
gliedstaaten gelten, aufgrund von internationalen 
Übereinkünften auf ausländische Staaten anwen-
den, sofern dort die Risiken — insbesondere im 
Falle der Kreditinstitute — als gleichwertig ange-
sehen werden können; Entsprechendes gilt auch 
für die Anwendung der Gewichtung von 50 % für 
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hypothekarisch gesicherte Darlehen zum Erwerb 
von Eigentum in ausländischen Staaten. 

3. Die Kommission wird von einem Ausschuß unter-
stützt, der sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten 
zusammensetzt und in dem der Vertreter der Kom

-

mission den Vorsitz führt. 

Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maß-
nahmen. Der Ausschuß gibt seine Stellungnahme 
zu diesem Entwurf innerhalb einer Frist ab, die der 
Vorsitzende unter Berücksichtigung der Dringlich-
keit der betreffenden Frage festsetzen kann. Die 
Stellungnahme wird mit der Mehrheit abgegeben, 
die in Artikel 148 Abs. 2 des Vertrags für die An-
nahme der vom Rat auf Vorschlag der Kommission 
zu fassenden Beschlüsse vorgesehen ist. Bei der 
Abstimmung im Ausschuß werden die Stimmen 
der Vertreter der Mitgliedstaaten gemäß dem vor-
genannten Artikel gewogen. Der Vorsitzende 
nimmt an der Abstimmung nicht teil. 

Die Kommission erläßt die beabsichtigten Maßnah-
men, wenn sie mit der Stellungnahme des Aus-
schusses übereinstimmen. 

Stimmen die beabsichtigten Maßnahmen mit der 
Stellungnahme des Ausschusses nicht überein oder 
liegt keine Stellungnahme vor, so unterbreitet die 
Kommission dem Rat unverzüglich einen Vor-
schlag für die zu treffenden Maßnahmen. Der Rat 
beschließt mit qualifizierter Mehrheit. 

Hat der Rat nach Ablauf einer Frist, die in jedem 
vom Rat gemäß diesem Absatz zu erlassenden 
Rechtsakt festgelegt wird, keinesfalls aber drei Mo-
nate von der Befassung des Rates an überschreiten 
darf, keinen Beschluß gefaßt, so werden die vorge-
schlagenen Maßnahmen von der Kommission er-
lassen. 

Artikel 9 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser 

Richtlinie bis zum 1. Januar 1990 nachzukom-
men. 

2. Bis zum 31. Dezember 1992 dürfen Kreditinstitute, 
deren Koeffizienten unter 8 % *) liegen, ihre Koeffi-
zienten nicht weiter absinken lassen, es sei denn, 
daß dieses Absinken durch die Neuemission von 
neuem Kapital hervorgerufen wird und in dem 
Zeitraum unmittelbar nach einer solchen Neuemis-
sion eintritt. Die zuständige Behörde stellt sicher, 
daß geeignete . Maßnahmen getroffen werden, 
wenn das Absinken aus anderen als den genannten 
hervorgerufen wird. 

3. Mit Wirkung vom 1. Januar 1993 dürfen die Kredit-
institute ihre Koeffizienten, so wie sie in Artikel 3 
Abs. 1 und 2 definiert sind, nicht unter 8 % *) absin-
ken lassen. Kommt es dennoch zu einem Absinken 
unter diese Marke, so stellen die zuständigen Be-
hörden sicher, daß das betroffene Ins titut un-
verzüglich die geeigneten Maßnahmen ergreift, 
um den Mindestkoeffizienten wiederherzustel-
len. 

4. Ungeachtet Absatz 3 dürfen die zuständigen Be-
hörden Koeffizienten von über 8 % *) festlegen, so-
fern sie dies für richtig halten. 

5. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den 
Wortlaut der wesentlichen Gesetze, Regelungen 
und Verwaltungsvorschriften mit, die sie auf 
dem von dieser Richtlinie betroffenen Gebiet er-
lassen. 

Artikel 10 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich-
tet. 

*) Dieser Wert ist provisorisch. Ein definitiver Wert wird nach 
der Auswertung einer im ersten Halbjahr 1988 zu erstellen-
den Statistik vorgeschlagen werden. 
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Anhang 1 

Die Behandlung von außerbilanzmäßigen Verbindlichkeiten bei der Ermittlung 
des Solvabilitätskoeffizienten 

Zunächst werden die außerbilanzmäßigen Verbind-
lichkeiten entsprechend den mit dem jeweiligen In-
strument verbundenen Kreditrisiken in Gruppen ein-
geteilt: Außerbilanzmäßige Verbindlichkeiten mit 
„hohem Kreditrisiko" sind in gleichem Maße als risi-
kobehaftet anzusehen wie bilanzmäßige Verbindlich-
keiten, weshalb ihr Wert in voller Höhe veranschlagt 
wird. Ein „mittleres Kreditrisiko" ist bei geringerer 
Risikobehaftung gegeben, weshalb es lediglich mit 
dem halben Wert der Verbindlichkeit veranschlagt 
wird. Bei einem „mittlerem/niedrigem Kreditrisiko", 
das geringer als ein „mittleres Risiko" ist, wird ein 
Fünftel des Wertes der Verbindlichkeit veranschlagt. 
Ein „niedriges" Kreditrisiko liegt vor, sofern das Ri-
siko unbedeutend ist, weshalb der zu veranschla-
gende Wert der Verbindlichkeit auf Null festgelegt 
wird. In einem zweiten Schritt werden die nach dem 
oben beschriebenen Verfahren berichtigten außerbi-
lanzmäßigen Verbindlichkeiten mit den Gewichten 

multipliziert, die der jeweiligen Gegenpartei auf-
grund der oben beschriebenen Behandlung von Ak-
tivposten zuerkannt wurden. Bei Pensions- und Ter-
mingeschäften wird die Gewichtung anhand des Ge-
genstandes und nicht anhand der Gegenpartei vorge-
nommen. In Artikel 6 wird das zweistufige Verfahren 
für außerbilanzmäßige Verbindlichkeiten in einem 
einzigen Wert zusammengefaßt. 

Sofern die außerbilanzmäßigen Verbindlichkeiten mit 
ausdrücklichen Garantien versehen sind, werden sie 
gewichtet, als wenn sie für den Garanten statt für die 
Gegenpartei eingegangen worden wären. In den Fäl-
len, in denen ein möglicher Ausfall aufgrund einer 
außerbilanzmäßigen Verbindlichkeit voll und ganz 
und zur Zufriedenheit der zuständigen Behörden 
durch Aktiva mit der Gewichtung 0 % oder 20 % abge-
sichert sind, kommt die Gewichtung der Sicherheit 
und nicht die Gegenpartei zur Anwendung. 

Anhang 2 

Klassifizierung der außerbilanzmäßigen Verbindlichkeiten 

Hohes Kreditrisiko 

— Garantien, die den Charakter eines Kreditsubsti-
tuts haben; 

— Akzepte; 

— Indossamente auf Wechsel, die nicht den Namen 
eines anderen Kreditinstituts tragen; 

— Geschäfte mit Rückgriff; 

— unwiderrufliche 	Kreditsicherungsgarantien 
(„standby letters of credit"), die den Charakter ei-
nes Kreditsubstituts haben; 

— Pensionsgeschäfte gemäß Artikel 12 Abs. 1 und 2 
der Richtlinie 86/635/EWG, falls die Übereinkom-
men wie außerbilanzmäßige Verpflichtungen be-
handelt werden und im Falle, daß sie der Richtlinie 
86/635/EWG nicht genügen; 

— Termingeschäfte mit Aktivpositionen; 

— unbezahlter Anteil von teileingezahlten Aktien 
und Wertpapieren; 

— andere Positionen mit hohem Risiko. 

Mittleres Kreditrisiko 

— Ausgestellte und bestätigte Dokumentenkredite; 

— Erfüllungsgarantien (einschließlich der Bietungs-, 
Erfüllungs-, Zoll- und Steuerbürgschaften) und an-
dere Garantien, die den Charakter von Erfüllungs-
garantien haben; 

— Pensionsgeschäfte gemäß Artikel 12 Abs. 3 und 5 
der Richtlinie 86/635/EWG; 

— unwiderrufliche Kreditsicherungsgarantien ( „stand-
by letters of credit"), die nicht den Charakter eines 
Kreditsubstituts haben; 

— nicht in Anspruch genommene Kreditfazilitäten 
(Verpflichtungen, Darlehen zu geben, Wertpa-
piere zu kaufen, Garantien oder Akzepte bereitzu-
stellen) mit einer Ursprungslaufzeit von einem 
Jahr und mehr; 

— andere Positionen mit mittlerem Risiko. 
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Mittleres/niedriges Kreditrisiko 

— Dokumentenakkreditive, bei denen die Frachtpa-
piere als Sicherheit dienen oder andere leicht liqui-
dierbare Transaktionen; 

— sonstige Verbindlichkeiten mit „mittlerem/niedri-
gem" Kreditrisiko. 

Niedriges Kreditrisiko 

— Nicht in Anspruch genommene Kreditfazilitäten 
(Verpflichtungen, Darlehen zu geben, Wertpa-
piere zu kaufen, Garantien oder Akzepte bereitzu-
stellen) mit einer Ursprungslaufzeit von weniger 
als einem Jahr; 

— andere Positionen mit niedrigem Risiko. 

Anhang 3 

Die Behandlung von außerbilanzmäßigen Verbindlichkeiten, die im Zusammenhang mit Zinssätzen 
oder ausländischen Währungen stehen 

Die Kreditinstitute wählen eine der folgenden Metho-
den, um die Risiken der in Anhang 4 aufgezählten 
Transaktionen zu bemessen, wobei sie der Zustim-
mung ihrer Aufsichtsbehörde bedürfen. Ausgenom-
men sind Zinssatz- und Währungsverträge, die an an-
erkannten Handelsplätzen gehandelt werden, und 
Währungsverträge mit einer Ursprungslaufzeit von 
sieben Tagen oder weniger. 

Methode 1: der Marktbewertungsansatz ( „marking 
to market") 

Schritt (a): Indem man jedem Vertrag einen gegen-
wärtigen Marktwert zuordnet ( „marking to market"), 
kann man den aktuellen Wiederbeschaffungswert al-
ler Verträge mit einem positiven Wert ermitteln. 

Schritt (b): Um die zukünftigen potentiellen Kreditri-
siken in einem Wert zu erfassen, werden die Nenn-
werte oder die Werte, die das Kreditinstitut in seinen 
aggregierten Konten aufweist, mit den folgenden Pro-
zentsätzen multipliziert 1 ): 

Restlaufzeit 
Zinssatz- Wechselkurs- 
verträge verträge 

weniger als ein 
Jahr 0 % 1 % 

ein Jahr und mehr 0,5 % 5 % 

1) Diese Prozentsätze sind provisorisch und werden überarbei-
tet. 

Schritt (c): Die Summe aus laufenden Wiederbeschaf-
fungskosten und potentiellen künftigen Kreditrisiken 
wird mit den Risikogewichtungen multipliziert, die 
den jeweiligen Gegenparteien in Artikel 6 zugeord-
net werden. 

Methode 2: der Ursprungsrisikoansatz 

Schritt (a): Der Nennwert eines jeden Instruments 
wird mit den unten aufgeführten Prozentsätzen mul-
tipliziert 2) . 

Ursprungslaufzeit Zinssatz

-

verträge 
Wechselkurs

-

verträge 

weniger als ein 
Jahr 0,5 % 2 % 

ein Jahr, aber weni- 
ger als zwei Jahre 1 % 6 % 

Zusätzliche Berück- 
sichtigung eines je- 
den darauffolgen- 
den Jahres 1 % 4 

Schritt (b): Die so ermittelten ursprünglichen Risiken 
werden mit dem Gewicht der Gegenpartei gemäß Ar-
tikel 6 multipliziert. 

2 ) Diese Prozentsätze sind vorläufig und Gegenstand einer Re-
vision. 
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Anhang 4 

Arten von außerbilanzmäßigen Verbindlichkeiten, die im Zusammenhang mit Zinssätzen und 
Wechselkursen stehen 

Zinssatzverträge 

— Zinsswaps (mit einer einzigen Währung) 

— „Basis Swaps" 

— Zinstermingeschäfte 

— Zinsterminkontrakte 

— gekaufte Zinsoptionen 

— andere vergleichbare Verträge 

Wechselkursverträge 

— Währungs- und Zinsswaps (mit mehreren Währun-
gen) 

— Devisentermingeschäfte 

— Währungsterminkontrakte 

— gekaufte Währungsoptionen 

— andere vergleichbare Verträge 
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Auswirkung des Richtlinienvorschlags auf kleine und mittlere Unternehmen und die Beschäftigung 

1. Neue administrative Erfordernisse für die Unter-
nehmen, die sich aus der Anwendung des Rechts-
aktes ergeben: 

Keine 

2. Vorteile für die Unternehmen: 

Die Richtlinie bet rifft einen Harmonisierungsbe-
reich, der zu den Grundvoraussetzungen für die 
Schaffung eines echten gemeinsamen Binnen-
marktes im Bankensektor gehört. Die Schaffung 
eines solchen Marktes soll den Wettbewerb ver-
stärken und die Innovation beleben, was die Wahl-
möglichkeiten der Verbraucher ausweiten und die 
Kosten der Bankdienstleistungen verringern soll. 
Die kleinen und mittleren Unternehmen werden 
deshalb von einem breiteren Angebot, günstigeren 
Bedingungen und von Finanzprodukten profitie-
ren, die ihren Bedürfnissen besser angepaßt sein 
werden. Gleichzeitig wird die vorgeschlagene Har-
monisierung die finanzielle Basis der Kreditinsti-
tute verstärken und die Stabilität des Bankensy-
stems fördern. Dies wird sich günstig auf die glo-
bale Wirtschaftsleistung auswirken. 

3. Nachteile für die Unternehmen (zusätzliche Ko-
sten) : 

Da der Vorschlag beabsichtigt, die durchschnittli-
chen Solvabilitätsstandards anzuheben, um die fi-
nanzielle Solidität des einzelnen Kreditinstituts 
und die allgemeine Stabilität des Europäischen 
Bankensystems zu schützen, können sich kurzfri

-

stig Kostenerhöhungen für Bankdienstleistungen 
in einigen Mitgliedstaaten ergeben. Solche Kosten-
erhöhungen werden langfristig durch die Auswir-
kungen eines verstärkten Wettbewerbs zwischen 
den Anbietern von Bankdienstleistungen ausgegli-
chen. 

4. Auswirkungen auf das Beschäftigungsniveau: 

Die erwartete Reduzierung der Kosten für finan-
zielle Dienstleistungen und die Verbesserung der 
Qualität dieser Dienstleistungen dürfte sich gün-
stig auf die Rentabilität der Unternehmen in ande-
ren Sektoren und damit auf die Beschäftigung aus-
wirken. 

5. Werden vorherige Konsultationen der Sozialpart-
ner stattfinden? 

Ja. 

Haltung der Sozialpartner: 

Positiv. 

6. Könnte es einen weniger strengen alternativen An-
satz geben? 

Nein. Die vorgeschlagene Richtlinie zielt darauf ab, 
ein umfassendes System zur Messung der Solvabi-
litätserfordernisse einzuführen. Das festgesetzte 
Solvabilitätsmindestniveau ist notwendig, um an-
gemessene aufsichtsrechtliche Standards zu ge-
währleisten. 
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Corrigendum 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates für einen Solvabilitätskoeffizienten für Kreditinstitute 

Les deux pages suivantes annulent et remplacent les deux dernieres pages du document 
COM(88) 194 final — SYN 133 

Auswirkung des Richtlinienvorschlags auf kleine 
und mittlere Unternehmen und die Beschäftigung 

1. Neue administrative Erfordernisse für die Unter-
nehmen, die sich aus der Anwendung des Rechts-
aktes ergeben: 

Keine. 

2. Vorteile für die Unternehmen: 

Die Richtlinie betrifft einen Harmonisierungsbe-
reich, der zu den Grundvoraussetzungen für die 
Schaffung eines echten gemeinsamen Binnen-
marktes im Bankensektor gehört. Die Schaffung 
eines solchen Marktes soll den Wettbewerb ver-
stärken und die Innovation beleben, was die Wahl-
möglichkeiten der Verbraucher ausweiten und die 
Kosten der Bankdienstleistungen verringern soll. 
Die kleinen und mittleren Unternehmen werden 
deshalb von einem breiteren Angebot, günstigeren 
Bedingungen und von Finanzprodukten profitie-
ren, die ihren Bedürfnissen besser angepaßt sein 
werden. Gleichzeitig wird die vorgeschlagene Har-
monisierung die finanzielle Basis der Kreditinsti-
tute verstärken und die Stabilität des Bankensy-
stems fördern. Dies wird sich günstig auf die glo-
bale Wirtschaftsleistung auswirken. 

3. Nachteile für die Unternehmen (zusätzliche Ko-
sten) : 

Da der Vorschlag beabsichtigt, die durchschnittli-
chen Solvabilitätsstandards anzuheben, um die fi-
nanzielle Solidität des einzelnen Kreditinstituts 
und die allgemeine Stabilität des Europäischen 
Bankensystems zu schützen, können sich kurzfri-
stig Kostenerhöhungen für Bankdienstleistungen 
in einigen Mitgliedstaaten ergeben. Solche Kosten-
erhöhungen werden langfristig durch die Auswir-
kungen eines verstärkten Wettbewerbs zwischen 
den Anbietern von Bankdienstleistungen mehr als 
ausgeglichen. 

4. Auswirkungen auf das Beschäftigungsniveau: 

Die erwartete Reduzierung der Kosten für finan-
zielle Dienstleistungen und die Verbesserung der 
Qualität dieser Dienstleistungen dürfte sich gün-
stig auf die Rentabilität der Unternehmen in ande-
ren Sektoren und damit auf die Beschäftigung aus-
wirken. 

5. Haben vorherige Konsultationen mit den Sozial-
partnern stattgefunden? 

Ja, mit Bankverbänden. 

Welche Meinung vertreten sie? 

Weitgehend zustimmend: Sie unterstützen die Ein-
führung gemeinsamer aufsichtsrechtlicher Stan-
dards und die weitgehende Vergleichbarkeit des 
Vorschlags mit Regeln, die in einem weiteren inter-
nationalen Rahmen entwickelt worden sind. Sie 
stimmen nicht allen Einzelheiten des Vorschlags zu 
und vertreten die Auffassung, daß die Aufsichtsbe-
hörden nicht die vorgeschlagene Möglichkeit ha-
ben sollten, strengere Solvabilitätsregeln über das 
vorgeschlagene Minimum hinaus zu fordern. Da-
gegen begrüßen die Kontrollbehörden einstimmig 
diese Möglichkeit. 

6. Könnte es einen weniger strengen alternativen An-
satz geben? 

Nein. Die vorgeschlagene Richtlinie zielt darauf ab, 
ein umfassendes System der Solvabilitätserforder-
nisse einzuführen, um angemessene aufsichts-
rechtliche Standards zu gewährleisten. Das festge-
setzte Solvabilitätsmindestniveau ist notwendig, 
um angemessen aufsichtsrechtliche Standards zu 
gewährleisten, ebenso wie die Einräumung eines 
gewissen Ermessens an die Aufsichtsbehörden, 
strenge Standards einzuführen, wenn sie es für not-
wendig halten. 
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Anlage 3 

Vorschlag für eine zweite Richtlinie des Rates zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der Kreditinstitute und 
zur Änderung der Richtlinie 77/780/EWG 

Zusammenfassung 

Der Vorschlag der zweiten Richtlinie zielt darauf ab, 
den Rahmen zu erstellen, innerhalb dessen der Bin-
nenmarkt für die Banken ab 1993 funktionieren wird. 
Das Prinzip der gegenseitigen Anerkennung wird an-
gewendet und ist durch eine vorhergehende Harmo-
nisierung der wesentlichen Überwachungsregeln ge-
rechtfertigt. 
Jedes Kreditinstitut, das in seinem Herkunftsland ord-
nungsgemäß zugelassen ist, wird sich ohne jede wei-
tere Zulassung in der ganzen Gemeinschaft niederlas-
sen und seine Dienste anbieten können. Es wird folg-
lich alle Bankaktivitäten ausüben können, die in einer 
sehr ausführlichen Liste im Anhang der Richtlinie ent-
halten sind, es sei denn, diese Aktivitäten werden 
nicht von der Zulassung in seinem Herkunftsland er-
faßt. Die Beaufsichtigung des Kreditinstituts ein-
schließlich der Zweigniederlassungen in anderen Mit-
gliedstaaten wird in Zukunft von den Aufsichtsbehör-
den des Herkunftsmitgliedstaates ausgeführt werden 
(mit Ausnahme von Maßnahmen, die aus der Geld-
politik herrühren). 
In den Genuß dieser Vorschriften werden auch 
Finanzinstitute kommen, die quasi integ rierte Toch-
tergesellschaften eines Kreditinstituts sind und die 
eine Reihe strikter Bedingungen erfüllen. 
Die gegenseitige Anerkennung der Zulassungen und 
der Aufsichtssysteme ist durch die Harmonisierung 
der wesentlichen Regeln möglich geworden: Höhe 
des Betrages des erforderlichen Anfangskapitals, 
Überwachung der Hauptaktionäre der Kreditinstitute 
und Begrenzung der Beteiligungen in Unternehmen 
der nichtfinanziellen Sektoren. Die Harmonisierung 
des Solvabilitätskoeffizienten, die auch eine Vorbe-
dingung ist, wird Gegenstand eines besonderen 
Richtlinienvorschlags sein. 
Schließlich regelt der Richtlinienvorschlag auch die 
Zusammenarbeit zwischen den Aufsichtsbehörden 
der verschiedenen Mitgliedstaaten. Er sieht beson-
ders Regeln vorheriger gegenseitiger Konsultation 
und Information vor, insbesondere wenn es um Dritt-
länder geht. Er wird des weiteren die Harmonisierung 
des Berufsgeheimnisses verstärken, welches den Auf-
sichtsbehörden auferlegt ist. 

Zeitplan 

Vorgesehene Daten: 

— Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments: 	 30. Juni 

1988  

— Stellungnahme des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses: 	30. Juni 

1988 

— Gemeinsamer Standpunkt des 
Rates: 	 31. Dezem

-

ber 1988 

— Zweite Behandlung durch das 
Europäische Parlament: 	31. März 

1989 

— Annahme durch den Ministerrat: 30. Juni 
1989 

Das vorgesehene Datum für die Annahme durch den 
Ministerrat stimmt mit dem Zeitplan überein, der dem 
Weißbuch zur Vollendung des Binnenmarktes beige-
fügt ist. 

Vorteile für die Bürger und die Unternehmen 

Das Ziel des Vorschlags ist es, einen tatsächlichen 
Binnenmarkt für die Banken zu schaffen: Jedes Kre-
ditinstitut, das in einem Mitgliedstaat zugelassen wor-
den ist, wird sich frei in der gesamten Gemeinschaft 
niederlassen können und seine Dienste den Bürgern 
und den Unternehmen anbieten können. Daraus er-
geben sich vor allem folgende Konsequenzen: 

— Die finanziellen Transaktionen über die Binnen-
grenzen hinweg werden leichter und weniger 
teuer ausgeführt werden sowohl im Hinblick auf 
die Zahlungen als auch im Hinblick auf die Kapi-
talanlagen im Ausland durch die Bürger als auch 
im Hinblick auf die Finanzierungen der Unterneh-
men und besonders deren internationale Aktivitä-
ten; 

— der verstärkte Wettbewerb zwischen den Kreditin-
stituten wird zu einer größeren Angebotspalette 
für die Bürger und die Unternehmen führen und 
wird so auch ohne Zweifel zu einer Herabsetzung 
der Kosten für Bankdienstleistungen führen; 

— die Innovation, die aus der Einführung neuer Fi-
nanztechniken herrührt, wird es gestatten, den 
Bürgern und Unternehmen neue Finanzinstru-
mente zu optimalen Kosten anzubieten, die ihren 
Bedürfnissen und Wünschen entsprechen. 

Es handelt sich daher um einen Vorschlag, dessen vor-
aussehbare Konsequenzen im hohen Maße günstig 
sind. 

Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 121 — 680 70 — E — F 1 559/88 — vom 
14. März 1988. 
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Vorschlag für eine zweite Bankrechtskoordinierungsrichtlinie 

Begründung 

L Vorbemerkungen 

Hauptziele des Vorschlags 

1. Der Vorschlag für eine zweite Bankrechtskoordi

-

nierungsrichtlinie ist der Eckstein der Kommis-
sionsvorschläge im Bankensektor im Zusammen-
hang mit der Vollendung des Binnenmarktes bis 
1992. Zusammen mit der Liberalisierung des Ka-
pitalverkehrs und anderer begleitender Gemein-
schaftsinstrumente im Bankensektor (Eigenmit-
tel, Großkredite, harmonisierter Solvabilitätskoef-
fizient, Einlagensicherungssystem) ist vorgese-
hen: 

— die verbliebenen Schranken für die Niederlas-
sungsfreiheit im Bankensektor zu besei tigen; 

— die volle Dienstleistungsfreiheit vorzusehen. 

2. Der Ansatz in der Richtlinie beruht auf den Kon-
zepten des Weißbuches bestehend aus der Har-
monisierung der wesentlichen Aspekte, der ge-
genseitigen Anerkennung und der Herkunfts-
landkontrolle. Das Ziel besteht da rin, nicht später 
als bis zum Ende des Jahres 1992 eine einmalige 
Bankzulassung zu schaffen, die sowohl für die 
Niederlassungs- als auch für die Dienstleistungs-
freiheit gültig ist. 

Niederlassungsfreiheit 

3. Die Hauptbedingungen für die Niederlassungs-
freiheit wurden durch die erste Bankrechtskoordi-
nierungsrichtlinie des Jahres 1977 festgelegt. Drei 
Hindernisse stellen sich noch der Niederlassungs-
freiheit entgegen. Erstens muß eine Bank, die eine 
Zweigniederlassung in einem anderen Mitglied-
staat zu errichten wünscht, noch immer eine Zu-
lassung von der Aufsichtsbehörde des Aufnahme-
landes erhalten; zweitens unterliegt sie der Über-
wachung durch das Aufnahmeland, und der Um-
fang ihrer Tätigkeiten kann durch die Gesetze des 
Aufnahmelandes beschränkt werden. Drittens 
müssen Zweigniederlassungen in den meisten 
Mitgliedstaaten mit einem „Dotationskapital" 
ausgestattet sein, als ob sie neue Banken wären. 
Alle diese Einschränkungen werden durch die 
neue Richtlinie beseitigt; das Erfordernis für ein 
Dotationskapital wird in zwei Stufen abge-
schafft. 

Dienstleistungsfreiheit 

4. Gegenwärtig gibt es keine Gemeinschaftsverfah-
ren, um die Dienstleistungsfreiheit im Bankensek-
tor zu erleichtern. Diese Freiheit wird tatsächlich 
nur in jenen Mitgliedstaaten ausgeübt, die den 
Kapitalverkehr vollständig liberalisiert haben. 
Der gegenwärtige Vorschlag für eine Richtlinie 
über den Kapitalverkehr wi ll  bereits weitgehend 
sicherstellen, daß die meisten; aber nicht alle 
Bankdienste frei ausgeübt werden können. Aber 
die Banken würden gegenwärtig noch eine ge-
sonderte Zulassung durch das Aufnahmeland 
zum Verkauf und zur Werbung für ihre Dienste in 
den meisten anderen Mitgliedstaaten benötigen 
und würden wieder beschränkt sein, nur jene Ak-
tivitäten auszuüben, die einheimischen Banken 
gestattet sind, und würden wieder der Überwa-
chung durch das Aufnahmeland unterliegen. 

Die einmalige Zulassung und die akzeptierte Liste 
von Banktätigkeiten 

5. Der Kern  der vorgeschlagenen Richtlinie ist die 
einmalige Bankzulassung und damit verbunden 
eine akzeptierte Liste von „Banktätigkeiten", für 
welche diese einmalige Zulassung gültig ist. 
Diese Liste ist der vorgeschlagenen Richtlinie als 
Anhang beigefügt. Sie ist nach einem liberalen 
„Universalbank"-Modell erstellt worden. Der 
wichtigste und weitreichendste Aspekt der Liste 
ist, daß sie alle Formen von Wertpapiertransaktio-
nen erhält, insbesondere: 

— den Wertpapierhandel für eigene Rechnung 
oder für Rechnung der Kunden für alle Formen 
von Wertpapieren (kurzfristige und langfri-
stige); 

— die Teilnahme an Wertpapieremissionen und 
der Ausführung der Dienstleistungen, die da-
mit zusammenhängen; 

— die Vermögensverwaltung und -beratung. 

Harmonisierung der wesentlichen 
Aufsichtsanforderungen 

6. Nach Meinung der Kommission hängt die Her-
kunftslandkontrolle von der Harmonisierung der 
wesentlichen Aufsichtsanforderungen ab. Die 
Anforderungen, die in dieser Richtlinie harmoni-
siert werden sollen, sind: 
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— das Anfangskapital für die Zulassung und 
Weiterführung des Bankgeschäfts (Artikel 3 
und 8); 

— die aufsichtsmäßige Kontrolle der Hauptan-
teilshalter und der Beteiligungen der Banken 
im Nicht-Bankensektor (Artikel 9 und 10); 

— angemessene Verfahren für das Rechnungs-
wesen und die Kontrolle (Artikel 11). 

Diese Vorschriften sind jedoch nicht genug, um 
sowohl die Solvabilität als auch den Schutz der 
Einleger sicherzustellen. Die Vorschriften über 
die gegenseitige Anerkennung und Herkunfts-
landkontrolle in den Artikeln 16 bis 19 werden 
daher nur wirksam werden (Artikel 22), wenn fol-
gende Aspekte gesetzlich geregelt sind: 

— die Eigenmittel; 

— ein harmonisierter Solvabilitätskoeffizient. 

7. Der Entwurf einer Richtlinie für den Solvabilitäts-
koeffizienten wird von der Kommission am An-
fang des Jahres 1988 vorgelegt werden. Zu dem 
Richtlinienvorschlag über die Eigenmittel der 
Kreditinstitute hat das Europäische Parlament 
eine günstige Stellungnahme abgegeben. Ein ge-
änderter Vorschlag wird dem Rat am Anfang des 
Jahres 1988 vorgelegt 1). Es ist angebracht, darauf 
hinzuweisen, daß die Kommission am Ende des 
Jahres 1986 zwei Empfehlungen verabschiedet 
hat, je eine über die Großkredite und die Einla-
gensicherung, die zu gegebener Zeit in Richtli-
nien umgewandelt werden können 2). 

Arbeitsteilung zwischen den Aufsichtsbehörden des 
Herkunftslandes und des Aufnahmelandes 

8. Die Aufsichtsbehörden des Herkunftslandes wer-
den für die Anwendung und Beaufsichtigung der 
harmonisierten Anforderungen verantwortlich 
sein, die im letzten Abschnitt erwähnt worden 
sind. Die Richtlinie stellt jedoch klar (Artikel 12), 
daß den Aufsichtsbehörden des Aufnahmelandes 
bis zur weiteren Harmonisierung die Hauptver-
antwortlichkeit für die Überwachung der Liquidi-
tät und die ausschließliche Verantwortlichkeit für 
die Geldpolitik verbleiben wird. 

9. Die Richtlinie sorgt für eine umfassende Zusam-
menarbeit zwischen den Aufsichtsbehörden des 
Herkunftslandes und des Aufnahmelandes. 

Ausschußverfahren 

10. Der Gebrauch des Regelungsausschusses Vari-
ante (a) wird in Artikel 20 im Hinblick auf die 
Empfindlichkeit des Bankensektors und die wich- 

1) KOM 88/15 EWG 
2) Kommissionsempfehlung über die Überwachung und Kon-

trolle der Großkredite von Kreditinstituten (87/62/EWG) — 
ABl. Nr. L 33 vom 4. Februar 1987, S. 10 
Kommissionsempfehlung zur Einführung von Einlagensiche-
rungssystemen in der Gemeinschaft (87/63/EWG) — ABl. 
Nr. L 33 vom 4. Februar 1987, S. 16 

tige Rolle der nationalen Banküberwachungsbe-
hörden bei der Ausführung dieser Richtlinie vor-
geschlagen. 

II. Kommentare zu den Artikeln 

1. Definitionen und Anwendungsbereich 

Artikel 1 und 2 

Artikel 1 sieht eine Liste von Defini tionen vor, von 
denen die meisten auf Richtlinien beruhen, die bereits 
angenommen sind. Artikel 2 beschreibt den Anwen-
dungsbereich des vorliegenden Vorschlags einer . 

Richtlinie, welche im Prinzip alle Kreditinstitute er-
faßt. Gleichzeitig erwähnt er einige Ausnahmen zu 
der allgemeinen Regel, welche bereits durch die 
Richtlinien 77/780/EWG 1) und 86/524/EWG 2) einge-
führt wurden. 

2. Harmonisierung der Zulassungsanforderungen 

Die Richtlinie 77/780 führte ein System der pflichtmä-
ßigen Zulassung von Kreditinstituten ein. Jedoch 
wurde es als angemessen be trachtet, daß die Zulas-
sungsbedingungen, die in jener Richtlinie vorgesehen 
waren, später weiter harmonisiert werden sollten, ins-
besondere im Lichte der Anwendung des Konzepts 
der gegenseitigen Anerkennung von Aufsichtsanfor-
derungen. 

a) Angemessenes Anfangskapital 

Artikel 3 

Die erste Koordinierungsrichtlinie 77/780 forderte, 
daß ein Kreditinstitut ein „angemessenes Eigenkapi-
tal" besitzen sollte, wenn es seine Geschäftstätigkeit 
beginnt. Obwohl dieses Erfordernis in die Gesetzge-
bung aller Mitgliedstaaten eingefügt worden ist, vari-
iert der Umfang des erforderlichen Kapitals beträcht-
lich. 

Aus diesem Grund führt der vorliegende Vorschlag 
eine Vorschrift ein, daß Kreditinstitute, die eine Zulas-
sung erhalten wollen, ein Anfangskapital von wenig-
stens 5 Mio. ECU haben müssen. Diese Vorschrift 
stellt sicher, daß Banken in der Gemeinschaft, welche 
grenzüberschreitende Geschäfte durchführen, ein 
ausreichendes Anfangskapital besitzen. Jedoch ist es 
jedem Mitgliedstaat freigestellt, ein höheres Anfangs-
kapital für seine eigenen Kreditinstitute zu verlan-
gen. 

Unter Berücksichtigung der Tatsache, daß in gewis-
sen Mitgliedstaaten bestimmte Kategorien von Kre-
ditinstituten im Umfang ihrer Geschäftstätigkeit oder 
in der Art  der erlaubten Aktivitäten durch Gesetzes- 
oder Statutsvorschriften beschränkt sind, erlaubt die-
ser Artikel den Mitgliedstaaten, von der obengenann- 

1) ABl. Nr. L 322 vom 17. Dezember 1977, S. 30 
2) ABl. Nr. L 309 vom 4. November 1986, S. 15 
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ten allgemeinen Regel abzuweichen, indem sie ein 
niedrigeres Anfangskapital für diese Institute festset-
zen. Es wird auch gefordert, daß die Kommission die 
Kategorien der in Betracht kommenden Institute und 
die notwendigen Beträge gemäß dem Verfahren, das 
in dem vorliegenden Vorschlag vorgesehen ist (Arti

-

kel 20), festlegen wird. 

b) Identität und Beteiligungen der Hauptanteilshalter 

Artikel 4 

Der Besitz und die Beherrschung eines Kreditinstitu-
tes durch Nichtbankinteressen ist eine Angelegenheit 
von Interesse für die Aufsichtsbehörden in der Ge-
meinschaft, besonders in einer Zeit, in der hochkom-
plexe Gruppenstrukturen ein weitverbreitetes Phäno-
men sind. So sind die Risiken der Überkreuzfinanzie-
rung und Interessenkonflikte besonders evident in ei-
ner Umgebung, in der die Struktur des finanziellen 
Systems raschen Änderungen unterworfen ist. Aus 
diesen Gründen fordert der vorliegende Vorschlag, 
daß die zuständigen Behörden, bevor sie die Geneh-
migung erteilen, von der Identität der Anteilsbesitzer 
und der Personen, die eine qualifizierte Beteiligung 
an dem Kreditinstitut halten, ebenso wie über den 
Betrag solcher Beteiligungen informiert werden sol-
len. Dies gilt für direkte oder indirekte Anteilsbesitzer 
oder Gesellschafter und unabhängig davon, ob es sich 
um physische oder juristische Personen handelt. Die-
ses Verfahren ermöglicht es der zuständigen Behörde, 
die Angemessenheit der Anteilshalter und Gesell-
schafter zu beurteilen und eventuell jede besondere 
Gruppenstruktur im Moment der Errichtung des Insti-
tuts als ungeeignet zurückzuweisen. Eng zusammen-
hängend mit dieser Vorschrift ist Artikel 9 des gegen-
wärtigen Vorschlages, welcher ein Informationsver-
fahren vorsieht, das den bevorstehenden Kauf eines 
bereits tätigen Kreditinstitutes bet rifft. 

c) Einmalige Bankzulassung und Abschaffung des 
Dotationskapitals 

Artikel 5 

Dieser Artikel führt zwei grundlegende Konzepte ein, 
welche die logische Folge des Ansatzes der gegensei-
tigen Anerkennung sind. 

1. Die Einführung einer einmaligen Bankzulassung 
(Artikel 5 Absatz 1) 

Ab dem vereinbarten Datum können Aufnahme-
länder nicht länger eine besondere Zulassung für 
die Errichtung von Zweigniederlassungen von In-
stituten verlangen, welche bereits in anderen Mit-
gliedstaaten zugelassen sind. Dies stimmt mit dem 
fundamentalen Prinzip der Herkunftslandkontrolle 
überein, welches in der ganzen Gemeinschaft für 
die Bankgesetzgebung gutgeheißen wird und vor-
sieht, daß die Beaufsichtigung eines Kreditinstituts 
und seiner Aktivitäten, die durch Zweigniederlas-
sungen ausgeführt werden oder im Wege der 
Dienstleistungsfreiheit erbracht werden, der Über

-

wachung durch die zuständigen Behörden des 
Herkunftslandes unterliegen. Für die Errichtung 
von Zweigniederlassungen sieht die vorliegende 
Richtlinie ein angemessenes Verfahren für die Zu-
sammenarbeit zwischen den zuständigen Behör-
den des Herkunftslandes und des Aufnahmelandes 
in Artikel 17 und 19 vor. 

2. Die Abschaffung des Anfangsdotationskapitals, 
welches gegenwärtig von der Mehrheit der Mit-
gliedstaaten für die Zulassung von Zweignieder-
lassungen von Kreditinstituten gefordert wird, die 
bereits in anderen Mitgliedstaaten genehmigt sind. 
Die Richtlinie sieht auch eine Übergangsperiode 
vor, woraus folgt, daß bis zum Inkrafttreten der 
Richtlinie die Mitgliedstaaten für die Errichtung 
von Gemeinschaftszweigniederlassungen ein An-
fangskapital fordern können, das nicht größer als 
50 % des Minimumkapitals sein darf, welches 
durch die nationale Gesetzgebung für die Geneh-
migung von Kreditinstituten derselben Art gefor-
dert wird (Artikel 5 Abs. 2). 

Die Kreditinstitute sind frei in der Wiederverwen-
dung der Mittel, die als eine Folge der obener-
wähnten Vorschriften nicht länger gefordert wer-
den können (Artikel 5 Abs. 3). 

d) Konsultationsverfahren 

Artikel 6 

Dieser Artikel sieht ein vorheriges Konsultationsver-
fahren der zuständigen Behörden der anderen Mit-
gliedstaaten in dem Fall der Errichtung einer Tochter-
gesellschaft eines Kreditinstitutes, die bereits in ei-
nem anderen Mitgliedstaat zugelassen ist, vor. Das 
gleiche Verfahren findet in dem Fall Anwendung, daß 
eine Tochtergesellschaft einer Muttergesellschaft ei-
nes Kreditinstituts, die in einem anderen Mitgliedstaat 
zugelassen ist, als auch in dem Fall der Zulassung 
eines Unternehmens, das in einem anderen Mitglied-
staat zugelassen ist und das durch die gleichen natür-
lichen oder juristischen Personen kontrolliert wird. 

e) Drittlandsinstitute 

Artikel 7 

Nach dem jetzigen Stand des Gemeinschaftsrechts 
werden Tochtergesellschaften von Drittlandsbanken 
in jedem Gemeinschaftsland als Gemeinschaftsunter-
nehmen betrachtet vom Moment ihrer Errichtung ab 
(Artikel 58 des Vertrags) und können deshalb vom 
Recht der Niederlassungsfreiheit und der Dienstlei-
stungsfreiheit auf dem Gemeinschaftsgebiet profitie-
ren. Jedoch genießen die Zweigniederlassungen von 
Drittlandskreditinstituten diese Rechte nicht. In dieser 
Hinsicht sieht die Richtlinie 77/780 bestimmte Verfah-
ren vor, welche bei der Genehmigung von Drittlands-
zweigniederlassungen anzuwenden sind (Artikel 9). 

Der Bankenmarkt innerhalb der Gemeinschaft ist so

-

wohl in rechtlicher als auch in tatsächlicher Hinsicht 
einer der offensten Märkte der Welt. Die Kommission 
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ist in diesem Zusammenhang der Ansicht, daß die 
europäischen Banken und anderen Finanzinstitutio-
nen in einer Welt der intensiven finanziellen Verflech-
tungen in den Genuß eines fairen Zuganges und einer 
gleichartigen Behandlung auf anderen Weltmärkten 
kommen sollten. Auch wenn sie sich im Zusammen-
hang mit dem Binnenmarkt auf die Liberalisierung 
der Finanzmärkte konzentriert, behält sie jene Bemü-
hungen im Auge, die eine weltweite Liberalisierung 
der Finanzdienstleistungen im Rahmen der GATT

-

Verhandlungen über den Handel mit Dienstleistun-
gen bezwecken. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß eine Richtlinie 
über die Regelung der Beaufsichtigung des Banken-
sektors einen gemeinsamen Standpunkt bezüglich 
der Politik der Mitgliedstaaten gegenüber erstmali-
gen Niederlassungen von Bankinstituten aus Drittlän-
dern enthalten sollte. Die Erteilung einer einzigen 
Zulassung zum Bankgeschäft wirkt sich faktisch nicht 
nur auf den Mitgliedstaat der Erstniederlassung, son-
dern automatisch auch auf alle anderen aus. In diesem 
Zusammenhang ist es daher gerechtfertigt, gegebe-
nenfalls ein Verfahren der Gegenseitigkeit einzulei-
ten. 

Artikel 7 legt ein Verfahren der zwingenden Vorabin-
formation zwischen den zuständigen Behörden und 
der Kommission bei Zulassungsanträgen für Zweig-
niederlassungen aus Drittstaaten und für den Erwerb 
von Beteiligungen fest. Die zuständigen Behörden der 
betroffenen Mitgliedstaaten sollten ihre Entscheidun-
gen über solche Anträge aussetzen, bis das Verfahren 
abgeschlossen ist. Die Kommission soll innerhalb von 
drei Monaten ab Erhalt der Informationen untersu-
chen, ob die Kreditinstitute aller Mitgliedstaaten in 
den Genuß einer Behandlung gemäß dem Prinzip der 
Gegenseitigkeit kommen. Kommt sie zu dem Ergeb-
nis, daß die Gegenseitigkeit nicht gewährleistet ist, so 
kann sie die Aussetzung der Entscheidungen unter 
Anwendung des Verfahrens in Artikel 20 dieser Richt-
linie verlängern. Schließlich soll die Kommission dem 
Rat geeignete Vorschläge zur Gewährleistung der 
Gegenseitigkeit unterbreiten. 

3. Harmonisierung der Bedingungen für die 
Ausübung der Geschäftstätigkeit von 
Kreditinstituten 

Artikel 8 

Dieser Artikel bekräftigt ein grundlegendes Prinzip 
der Aufsicht, indem er fordert, daß die Eigenmittel von 
Kreditinstituten nicht unter das Anfangseigenkapital 
fallen dürfen, das für die Genehmigung gefordert 
wird. Da jedoch unter gewissen Umständen diese Re-
gel nicht eingehalten werden kann, sieht der Artikel 
eine Klausel vor, welche den zuständigen Behörden es 
ermöglichen wird, einem Institut zu erlauben, daß es 
seine Eigenmittel bis zum vereinbarten Minimum in-
nerhalb einer gegebenen Pe riode wieder auffüllt. 

a) Überwachung der Hauptanteilshalter 

Artikel 9 

Artikel 9 stellt eine doppelte Informationsverpflich-
tung auf. Erstens über die Anteilshalter oder Gesell-
schafter, die beabsichtigen, direkt oder indirekt eine 
qualifizierte Beteiligung des Kreditinstituts zu erwer-
ben; sie sollen die zuständigen Behörden über die 
Höhe der geplanten Beteiligung informieren. Die-
selbe Vorschrift besteht in Fällen, in denen diese na-
türlichen oder juristischen Personen beabsichtigen, 
ihre qualifizierte Beteiligung zu vergrößern, so daß 
das Kreditinstitut unter ihre volle Kontrolle fällt oder 
eine Tochtergesellschaft wird (Artikel 9 Abs. 1). Diese 
Vorschrift wird es den Bankaufsichtsbehörden ermög-
lichen, hinreichend über die kommenden Beteili-
gungsverhältnisse informiert und somit in der Lage zu 
sein zu beurteilen — und wenn sie es für notwendig 
halten, sie zurückzuweisen — , ob eine unangemes-
sene Gruppenstruktur vorliegt, welche den Prinzipien 
einer sicheren und gesunden Bankverwaltung dia-
metral entgegengesetzt sein könnte. 

Zweitens sollen neben der Verpflichtung zur Informa-
tion, die auf den Anteilshaltern und Gesellschaftern 
ruht, die Kreditinstitute selbst jedes Jahr die zuständi-
gen Behörden mit Informationen versehen, die die 
Namen und Größe der qualifizierten Beteiligungen 
der Anteilshalter und Gesellschafter des Kreditinsti-
tuts umfassen. Diese Informationen sollen entweder 
aus dem Namen der Personen gewonnen werden, die 
sich jährlich bei der Hauptversammlung einschrei-
ben, oder aus den Vorschriften betreffend die Gesell-
schaften, die an der Börse notiert werden (Artikel 9 
Abs. 2). 

Wenn immer die zuständigen Behörden der Meinung 
sind, daß der Einfluß der Anteilshalter oder Gesell-
schafter dem Prinzip sicherer und gesunder Bankver-
waltung entgegenstehen, können die Mitgliedstaaten 
eine Reihe von Maßnahmen treffen, um diese irregu-
läre Situation zu beenden (Artikel 9 Abs. 3). 

b) Kreditinstitutsbeteiligungen im nichtfinanziellen 
Sektor 

Artikel 10 

Die Richtlinie über die konsolidierte Überwachung 
(83/350) sieht vor, daß Kreditinstitutsbeteiligungen in 
anderen Kredit- oder Finanzinstitutionen unter den 
Anwendungsbereich dieser Richtlinie fallen, und 
keine weiteren Vorschriften sind zur Zeit in diesem 
Bereich notwendig. Jedoch ist die Kommission der 
Meinung, daß Beteiligungen von Kreditinstituten in 
Nichtkredit- und nichtfinanziellen Instituten auch be-
sonderer Behandlung im Interesse der finanziellen 
Stabilität von Kreditinstituten bedürfen. Erstens, weil 
Beteiligungen in einer Tochtergesellschaft die Solidi-
tät des Kreditinstituts berühren können, wenn letzte-
res in finanzielle Schwierigkeiten kommt (Anstek

-

kungsgefahr). Zweitens, weil Beteiligungen ein lang-
zeitiges Einfrieren der Aktiva bei Kreditinstituten be-
deutet. Die Mehrheit der Mitgliedstaaten hat Regeln, 
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die die Überwachung der Beteiligungen von Kreditin-
stituten betreffen. Jedoch unter Berücksichtigung der 
differierenden nationalen Praktiken und im Hinblick 
auf die Vollendung des gemeinsamen Bankenmarktes 
denkt die Kommission, daß eine Harmonisierung der 
Überwachungsregeln auf diesem Feld stattfinden 
sollte. 

Der Vorschlag für eine zweite Koordinierungsrichtli-
nie schließt Regeln ein, die Banken zwingt, bestimmte 
objektive Kriterien zu erfüllen, falls sie es wünschen, 
Beteiligungen in Nichtkredit- und nichtfinanziellen 
Instituten zu erwerben oder zu unterhalten. In dieser 
Hinsicht sieht die vorgeschlagene Richtlinie zwei 
Grenzen vor: 

i) Ein Kreditinstitut sollte keine Beteiligung halten, 
die einen bestimmten Prozentsatz (10 %) ihrer Ei-
genmittel überschreitet, an einem Unternehmen, 
welches weder ein Kreditinstitut noch ein Finanz-
institut ist. 

ii) Der Totalwert solcher Beteiligungen soll einen fe-
sten Prozentsatz (50 %) der Eigenmittel nicht über-
schreiten. Diese Grenzen finden keine Anwendung 
im Fall, in dem Aktien zeitweilig in einem finanzi-
ellen Rettungsverfahren oder im Verlauf eines 
Emissionsverfahrens gehalten werden. Wenn je-
doch die Grenzen in Ausnahmefällen überschritten 
werden, sollen die Behörden entweder ein An-
wachsen des Umfangs der Eigenmittel fordern oder 
das Kreditinstitut auffordern, andere angemessene 
Sanierungsmaßnahmen zu ergreifen. Eine st riktere 
Alternativlösung wird angeboten, welche es Mit-
gliedstaaten gestattet, qualifizierte Beteiligungen 
von den Eigenmitteln der relevanten Kreditinstitute 
abzuziehen; in diesem Fall jedoch können die be-
sonderen Grenzen, die oben genannt worden sind, 
überschritten werden. 

Artikel 11 

Die Existenz guter administrativer, buchhalterischer 
und interner Kontrollmechanismen stellt eine der fun-
damentalen Garantien für eine gesunde Bankverwal-
tung dar. Aus diesem Grund vertraut der vorliegende 
Vorschlag den Behörden des Herkunftslandes die 
Verantwortlichkeit an, das reibungslose Funktionie-
ren dieser Mechanismen zu kontrollieren. Zusätzlich 
sollen diese Behörden sicherstellen, daß ähnliche 
Kontrollen im Zusammenhang mit der konsolidierten 
Überwachung (Richtlinie 83/350) existieren. 

 
c) Verantwortlichkeiten des Aufnahmelandes 

Artikel 12 

Wie schon in den einleitenden Bemerkungen festge-
stellt worden und in Artikel 19 Abs. 1 wiederholt wor-
den ist, ist das Leitprinzip, auf welchem diese Richtli-
nie beruht, daß der Herkunftslandkontrolle, d. h. die 
Überwachung eines Kreditinstituts, selbst im Hinblick 
auf Aktivitäten, welches es außerhalb der Grenze aus-
führt, durch die zuständigen Behörden des Herkunfts-
landes. 

Jedoch wird unter Berücksichtigung des gegenwärtig 
unzureichenden Harmonisierungsniveaus der Liqui-
ditätsanforderungen und der monetären Zusammen-
arbeit in der Gemeinschaft das Aufnahmeland die 
Hauptverantwortung für die Überwachung der Liqui-
dität und die ausschließliche Verantwortung für die 
Ausführung der Geldpolitik (Artikel 12 Abs. 2) behal-
ten. 

Unter Berücksichtigung der laufenden Entwicklung 
und der Empfindlichkeit der Wertpapiermärkte und 
ebenso in Ermangelung von angemessenen Maßnah-
men in vielen Mitgliedstaaten sieht die Richtlinie vor, 
daß die zuständigen Behörden des Aufnahmelandes 
bis zu weiterer Koordinierung jedoch spätestens bis 
1996 die notwendigen Maßnahmen anwenden kön-
nen, um die Kontrolle des Marktrisikos sicherzustel-
len, welches von Institutionen eingegangen wird, die 
auf dem Wertpapiermarkt tätig sind. Sie sollen zu die-
sem Zweck mit den zuständigen Behörden des Her-
kunftslandes zusammenarbeiten. Diese Übereinkunft 
ist nach den Ereignissen im vergangenen Oktober, 
insbesondere aber weil die Richtlinie über den Solva-
bilitätskoeffizienten nur Kreditrisiken deckt (z. B. Risi-
ken, die für eine bestimmte Gegenpartei, die einen 
Bankkredit oder eine Garantie erhalten hat, charakte-
ristisch sind), notwendig. Es steht fest, daß Wertpa-
piertransaktionen (insbesondere „jobbing" und „mar-
ket-making") zu Markt- und Positionsrisiken (z. B. Ri-
siko eines generellen Absinkens des Marktes, das be-
sonders jene trifft, die offene Posi tionen halten) füh-
ren. 

d) Kontrollen an Ort und Stelle für 
Zweigniederlassungen 

Artikel 13 

Der vorliegende Vorschlag sieht die Möglichkeit vor, 
daß Behörden des Herkunftslandes Kontrollen an Ort 
und Stelle durchführen, nachdem sie zuerst die Behör-
den des Aufnahmelandes unterrichtet haben, in den 
Zweigniederlassungen ihrer Kreditinstitute, welche in 
anderen Mitgliedstaaten errichtet sind (Artikel 13 
Abs. 1). Zusätzlich zu dieser Möglichkeit können die 
zuständigen Behörden des Herkunftslandes fortfah-
ren, sich der Verfahren zu bedienen, die in der Richt-
linie über die konsolidierte Überwachung (83/350) 
vorgesehen sind, um die Tätigkeiten von Zweignie-
derlassungen ihrer Kreditinstitute zu überwachen, die 
in anderen Mitgliedstaaten errichtet sind (Artikel 13 
Abs. 2). Derselbe Artikel fordert, daß die zuständigen 
Behörden des Aufnahmelandes ihr Recht behalten, 
Kontrollen an Ort und Stelle der Zweigniederlassun-
gen durchzuführen, welche auf ihrem Territorium nie-
dergelassen sind. 

e) Berufsgeheimnis 

Artikel 14 

Die den Aufsichtsbehörden auferlegte Verpflich

-

tung zum Berufsgeheimnis ist in der Richtlinie 
77/780/EWG (Artikel 12) enthalten; die zweite Koor- 
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dinierungsrichtlinie verstärkt deutlich die existieren-
den Gemeinschaftsvorschriften. Im einzelnen bezie-
hen sich die neuen Vorschriften, die vorgesehen sind, 
auf: 

— Personen, die gegenwärtig oder in der Vergangen-
heit von den zuständigen Behörden beschäftigt 
wurden. Folglich sind diese Personen verpflichtet, 
keine vertraulichen Informationen zu verbreiten, 
die sie in Ausübung ihrer Pflichten erhalten haben. 
Eine Ausnahme ist für Fälle vorgesehen, die das 
Strafrecht betreffen (Artikel 14 Abs. 1). 

— Der Austausch von Informationen zwischen den 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten betref-
fend Angelegenheiten der Aufsicht (Artikel 14 
Abs. 2). 

— Der Austausch von Informationen, der vorgesehen 
ist im Zusammenhang mit einem Kooperationsab-
kommen zwischen einer zuständigen Behörde ei-
nes Mitgliedstaates und einer Behörde eines Dritt-
landes (Artikel 14 Abs. 3). Einige spezifische Aus-
nahmen sind vorgesehen hinsichtlich der Ver-
pflichtung zum Berufsgeheimnis: der Austausch 
von Informationen zwischen verschiedenen zu-
ständigen Behörden desselben Landes oder der 
Austausch von Informationen zwischen Bankauf-
sichtsbehörden und Behörden, die andere Finanz-
institute oder Versicherungsinstitute in einem an-
deren Land beaufsichtigen (Artikel 14 Abs. 4). 

f) Sanktionen 

Artikel 15 

Dieser Artikel sieht die Verpflichtung der Mitglied-
staaten vor, adäquate Sanktionen anzuwenden ge-
genüber Banken, die die Aufsichtsregeln verletzen. 

4. Vorschriften betreffend die 
Niederlassungsfreiheit und die 
Dienstleistungsfreiheit 

a) Anwendungsbereich der gegenseitigen 
Anerkennung 

Artikel 16 

Dieser Artikel stellt den Hauptmechanismus betref-
fend die Durchführung der gegenseitigen Anerken-
nung im Bankensektor vor. In Übereinstimmung mit 
dem System, das in der vorgeschlagenen Richtlinie 
gutgeheißen wird, können Kreditinstitute (die Defini-
tion des Artikels 1 der Richtlinie 77/780 bleibt unge-
ändert), welche kumulativ die zwei folgenden Erfor-
dernisse erfüllen, von der gegenseitigen Anerken-
nung profitieren: 

— Sie werden von den zuständigen Behörden ihres 
Herkunftslandes in Übereinstimmung mit den 
Vorschriften der Bankenrichtlinie zugelassen und 
beaufsichtigt; 

— sie führen Aktivitäten aus, welche in der aner-
kannten Liste des Anhangs aufgeführt sind. 

Dies bedeutet, daß die folgenden Kreditinstitute nicht 
von der gegenseitigen Anerkennung profitieren: 

i) Institutionen, welche nicht als Kreditinstitute zuge-
lassen und beaufsichtigt sind, selbst wenn sie die 
Tätigkeiten der Liste ausführen; 

ii) die Aktivitäten, welche nicht in der Liste sind, 
wenn sie im Aufnahmeland der Aufsicht unterlie-
gen. 

Die im Anhang beigefügte anerkannte Liste des Vor-
schlages umfaßt alle Tätigkeiten, welche gegenwärtig 
den Kern der Bankdienstleistungen bilden. Diese Li-
ste wird jeweils gemäß den flexiblen Verfahren aktua-
lisiert, die mit dieser Richtlinie eingeführt werden, um 
Entwicklungen von neuen Bankdienstleistungen in 
Betracht zu ziehen. 

b) Bankengruppen 

Im Laufe der Diskussionen für die Vorbereitung des 
gegenwärtigen Vorschlages ist es evident geworden, 
daß in einigen Mitgliedstaaten Kreditinstitute nicht 
selbst autorisiert sind, einige der Aktivitäten der oben-
genannten anerkannten Liste selbst auszuführen 
(Leasing, Facto ring, Handel in Wertpapieren, Hypo-
thekarkredit), sondern daß ihnen nur gestattet ist, mit-
tels Tochtergesellschaften tätig zu werden. Diese 
Tochtergesellschaften fallen in den Bereich der Richt-
linie über die konsolidierte Aufsicht 83/350, aber sie 
sind keine Kreditinstitute gemäß der Richtlinie 
77/780. Als Ergebnis würden ihre in der Liste enthal-
tenen Aktivitäten nicht von der gegenseitigen Aner-
kennung profitieren. Die Länder, die dieses Problem 
bewegt, haben vorgeschlagen, daß es möglich sein 
sollte, unter Berücksichtigung des in dieser Richtlinie 
vorgeschlagenen Ansatzes zu erreichen, daß solche 
Tochtergesellschaften auch von der gegenseitigen 
Anerkennung profitieren sollten. Der vorliegende 
Vorschlag heißt diesen Ansatz gut, wenn er nicht die 
Ziele der Richtlinie gefährdet, und vorausgesetzt, daß 
die folgenden strikten Bedingungen erfüllt sind: 

i) Die Aktivitäten dieser Tochtergesellschaften müs-
sen mit jenen der Mutterkreditinstitute voll konso-
lidiert werden; 

ii) das Mutterkreditinstitut sollte 90 % oder mehr der 
Anteile der Tochtergesellschaft in dem Mitglied-
staat halten, dessen Recht die Tochtergesellschaft 
unterliegt; 

iii) die Mutterkreditinstitute übernehmen die volle 
Verantwortung für ihre Tochtergesellschaften. 
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c) Erfordernisse, die für die gegenseitige Anerkennung 
erfüllt sein müssen 

c.1) Niederlassungsrecht — Verfahren im Hinblick auf 
die Herkunftslandbehörden und zwischen den 
Behörden des Herkunfts- und Aufnahmelandes 

Artikel 17 

Dieser Artikel enthält eine Reihe detaillie rter Vor-
schriften, die die Zusammenarbeit zwischen den zu-
ständigen Behörden der Mitgliedstaaten im Zusam-
menhang mit der Niederlassungsfreiheit organisie-
ren. 

In diesem Zusammenhang wird gefordert, daß ein 
Kreditinstitut, welches eine Zweigstelle in einem an-
deren Mitgliedstaat zu errichten wünscht, dies den 
Behörden seines Herkunftslandes mitteilt und zur sel-
ben Zeit die erforderlichen Informationen liefert (Tä-
tigkeitsprogramm, Betrag der Eigenmittel und Solva-
bilitätskoeffizient des Kreditinstituts, Adresse und Na-
men der Geschäftsleiter) (Artikel 17 Abs. 1 und 2). 

Nachdem die zuständige Behörde die Mitteilung er-
halten hat, kann sie, wenn sie Grund hat, die Solidität 
des vorgesehenen Projekts oder die Angemessenheit 
der Strukturen des Kreditinstituts in Zweifel zu zie-
hen, es verweigern, die Informationen an die künfti-
gen Aufnahmelandbehörden zu senden. In jedem Fa ll 

 muß sie ihre Verweigerung dem Kreditinstitut inner-
halb von drei Monaten nach Empfang der Mitteilung 
begründen (Artikel 17 Abs. 3). Die Heimatlandbehör-
den haben vom Moment der Mitteilung ab drei Mo-
nate Zeit, in welchen sie die Beaufsichtigung der zu-
künftigen Zweigniederlassung organisieren. 

c.2) Die Dienstleistungsfreiheit — Verfahren im 
Hinblick auf die Herkunftslandbehörden 

Artikel 18 

Im Hinblick auf die Dienstleistungsfreiheit ist vorge-
sehen, daß die Mitteilung der Intention des interes-
sierten Instituts, Dienstleistungen in einem anderen 
Mitgliedstaat zu erbringen, für die Herkunftslandbe-
hörde genügend sein soll. 

c.3) Für die Niederlassung und für die Ausführung von 
Dienstleistungen — Erfordernisse im 
Aufnahmeland 

Artikel 19 

Dieser Artikel sieht vor, daß alle Kreditinstitute durch 
das Aufnahmeland aufgefordert werden können, ei-
nen vierteljährlichen Bericht über ihre Tätigkeiten für 
statistische Zwecke zu erstellen. Die Zweigstellen, die 
in den Aufnahmeländern errichtet sind, sollten, falls 
sie dazu aufgefordert werden, dieselben Informatio-
nen für den gleichen Zweck liefern, die von nationa-
len Kreditinstituten für die Kontrolle der Liquidität 
und die Kontrolle der Geldpolitik gefordert wird (Ar-
tikel 19 Abs. 1). 

Es herrscht Übereinstimmung, daß das Aufnahmeland 
an spezifischen Vorschriften nationaler Gesetze oder 
Verordnungen festhalten kann betreffend Institutio-
nen, die nicht als Kreditinstitute genehmigt sind, und 
im Hinblick auf Aktivitäten, die nicht in der Liste 
erwähnt sind, vorausgesetzt, daß solche Vorschriften 
mit dem Gemeinschaftsrecht in Einklang stehen und 
versuchen, das Allgemeininteresse zu schützen, und 
daß solche Institutionen nicht äquivalenter Gesetzge-
bung oder Verordnungen in ihrem Herkunftsland un-
terliegen. 

Ein Verstärkungsmechanismus ist vorgesehen für die 
Fälle, in denen ein Kreditinstitut eine Zweigniederlas-
sung hat oder Dienste leistet und nicht den legalen 
Vorschriften des Aufnahmelandes nachkommt, die 
aufgrund des Allgemeininteresses erforderlich sind, 
und der Vorschriften, die in die Verantwortlichkeit der 
Aufnahmelandbehörde fa llen. 

Die Bestimmungen des Artikels 8 C EWG-Vertrag 
sind bereits durch Sonderbestimmungen im Beitritts-
vertrag vorweggenommen worden. Diese Bestim-
mungen sehen eine Staffelung der Niederlassungs-
möglichkeiten sowie des Prozentsatzes der Geldmit-
telaufnahme aus dem Nichtbankensektor bis zum 
1. Januar 1993 vor. 

Falls Beschränkungen des Kapitalverkehrs auf Ge-
meinschaftsebene zugelassen werden, könnten diese 
außerdem Ausnahmen von dieser Richtlinie zur Folge 
haben, die vorübergehender Art  sein müssen und das 
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes so wenig 
wie möglich stören dürfen. 

5. Schlußbestimmungen 

a) Durchführungsbefugnisse der Kommission 

Artikel 20 

Diese Vorschrift legt das Verfahren und die Artikel 
der vorliegenden vorgeschlagenen Richtlinie fest, 
welche geändert werden können, wenn es erforder-
lich ist. 

b) Vorschriften betreffend bestehender Rechte 

Artikel 21 

Dieser Artikel erhält eine Vorschrift, die fordert, daß 
die vorliegende Richtlinie nicht bestehende Rechte 
berühren wird, die von zugelassenen Zweigniederlas-
sungen erworben sind oder auf dem Gebiet der 
Dienstleistungserbringung bestehen. 

c) Durchführung der Richtlinie 

Artikel 22 

Dieser Artikel enthält die Schlußbestimmungen und 
insbesondere eine spezielle Vorschrift, welche den 
Zusammenhang zwischen der vorliegenden Richtlinie 
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und anderen Maßnahmen der Gemeinschaft betref-
fend die Eigenmittel und den Solvabilitätskoeffizien-
ten herstellt. Die gegenseitige Anerkennung, die in 
den Artikeln 16 bis 19 vorgesehen ist, wird nur wirk-
sam, wenn alle diese Maßnahmen gleichzeitig in Kraft 
treten, jedoch spätestens am 1. Januar 1993. 

Anhang 

Der Anhang enthält die Liste des Kerns der Banktä-
tigkeiten, die in Artikel 16 erwähnt worden sind. Je-
des Kreditinstitut, das in seinem Herkunftsland zuge-
lassen worden ist, kann solche Tätigkeiten im Aufnah-
meland kraft gegenseitiger Anerkennung ausführen, 
vorausgesetzt, daß seine Zulassung die betreffenden 
Tätigkeiten umfaßt, selbst wenn diese Tätigkeiten 
ähnlichen Kreditinstituten im Aufnahmeland nicht er-
laubt sind. Im Gegensatz dazu kann ein Institut, wel

-

ches nicht die Zulassung gemäß den Vorschriften der 
vorliegenden Richtlinie erhalten hat, nicht von der 
gegenseitigen Anerkennung im Aufnahmeland profi-
tieren, selbst wenn die Tätigkeit, welches es ausübt, in 
der Liste enthalten ist, und im Herkunftsland ohne 
vorherige Zulassung ausgeführt werden kann. Den-
noch kann ein solches nicht zugelassenes Institut im 
Aufnahmeland tätig werden kraft der Regeln des Ver-
trages, die das Niederlassungsrecht und den freien 
Dienstleistungsverkehr betreffen. Dies bedeutet, daß, 
falls die relevanten Tätigkeiten der Zulassung des 
Aufnahmelandes unterliegen, eine derartige Zulas-
sung für die Zweigniederlassung der interessierten 
Institute gefordert werden muß, aber wenn selbst im 
Aufnahmeland keine Zulassung erfordert wird, wird 
das relevante Institut in der Praxis fähig sein, die frag-
liche Tätigkeit auszuüben und ebenso vom Prinzip der 
gegenseitigen Anerkennung wie die zugelassenen In-
stitute profitieren. 
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Vorschlag für eine zweite Richtlinie des Rates zur Koordinierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der Kreditinstitute 
und zur Änderung der Richtlinie 77/780/EWG 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar-
tikel 57 Abs. 2 dritter Satz, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parla-
ment, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses: 

Die vorliegende Richtlinie ist ein wesentliches Instru-
ment für die Verwirklichung des Binnenmarktes, die 
durch die Einheitliche Europäische Akte beschlossen 
und durch das Weißbuch der Kommission unter dem 
zweifachen Aspekt der Niederlassungsfreiheit und 
der Freizügigkeit des finanziellen Dienstleistungsver-
kehrs im Bankensektor vorgezeichnet worden ist. 

Der gewählte Lösungsweg besteht in der Verwirkli-
chung der wesentlichen Harmonisierung, die notwen-
dig und ausreichend ist, um zur gegenseitigen Aner-
kennung der Zulassung und der Aufsichtssysteme zu 
gelangen, die die Gewährung einer einmaligen Zulas-
sung für die gesamte Gemeinschaft und die Anwen-
dung des Prinzips der Herkunftslandkontrolle erlau-
ben. 

Unter diesen Umständen kann die vorliegende Richt-
linie nur gleichzeitig mit der technischen Harmonisie-
rung von ergänzenden spezifischen Gemeinschafts-
vorschriften für die Eigenmittel und für den Solvabili-
tätskoeffizienten zur Anwendung kommen. 

Außerdem wird gegenwärtig an der Harmonisierung 
der Vorschriften über Sanierung und Liquidation von 
Kreditinstituten weiter gearbeitet. 

In einer späteren Phase wird es erforderlich sein, die-
jenigen Instrumente zu harmonisieren, die man für die 
Liberalisierung der Liquiditäts-, Markt-, Zinssatz- und 
Wechselkursrisiken der Kreditinstitute benötigt. 

Die Herkunftsländer können für die von den ihren 
eigenen Behörden zugelassenen Institute strengere 
Vorschriften in den Artikeln 3, 4, 9, 10, 14 vorsehen. 

Die Verantwortung für die Überwachung der finanzi-
ellen Solidität und insbesondere der Solvabilität eines 
Kreditinstituts obliegt künftig der Aufsichtsbehörde 
seines Herkunftslandes. Die Aufsichtsbehörde des 
Aufnahmelandes behält die Verantwortung auf dem 
Gebiet der Überwachung der Liquidität und der Geld-
politik. Die Überwachung der Marktrisiken muß Ge-
genstand einer engen Zusammenarbeit der zuständi-
gen Behörden des Herkunfts- und des Aufnahmelan-
des sein. 

Die Richtlinie fügt sich in das bereits verwirklichte 
Regelwerk der Gemeinschaft ein, das insbesondere 
durch die erste Richtlinie 77/780/EWG des Rates 1 ), 
zuletzt geändert durch die Richtlinie 86/524/EWG 2), 
die Richtlinie 83/350/EWG 3) über die Beaufsichti-
gung auf konsolidierter Basis und die Richtlinie 
86/635/EWG 4) des Rates über den Jahresabschluß 
und den konsolidierten Abschluß von Banken und 
anderen Finanzinstituten geschaffen wurde. Die Har-
monisierung bestimmter finanzieller Dienstleistungen 
und solcher auf dem Gebiet der Kapitalanlagen wird 
gegebenenfalls durch besondere Gemeinschafts-
rechtsakte weite rverfolgt, insbesondere um den 
Schutz der Verbraucher und Kapitalanleger zu ge-
währleisten. 

Die Kommission hat die Empfehlungen 87/62/EWG 5) 
über die Großkredite von Kreditinstituten und 
87/63/EWG 6) zur Einführung von Einlagensiche-
rungssystemen in der Gemeinschaft angenommen. 

Der gewählte Ansatz besteht da rin, daß es den im 
Herkunftsland zugelassenen Kreditinstituten auf-
grund der gegenseitigen Anerkennung ermöglicht 
wird, die Gesamtheit dieser in der Liste im Anhang 
aufgeführten Tätigkeiten in der Gemeinschaft entwe-
der durch die Errichtung einer Zweigniederlassung 
oder im Wege der Dienstleistung frei auszuüben. 

Folglich kann das Aufnahmeland bei der Ausübung 
des Niederlassungsrechts und des freien Dienstlei-
stungsverkehrs die Beachtung von spezifischen Vor-
schriften seiner eigenen Gesetzgebung oder nationa-
len Vorschriften von Unternehmen, die im Herkunfts-
land nicht als Kreditinstitute zugelassen, oder für Tä-
tigkeiten, die nicht in der Liste aufgeführt sind, ver-
langen, soweit diese Bestimmungen einerseits mit 
dem Gemeinschaftsrecht vereinbar und mit dem A ll

-gemeininteresse begründet sind und soweit anderer-
seits diese Kreditinstitute oder Tätigkeiten nicht 
gleichwertigen Regeln aufgrund der Gesetzgebung 
oder Vorschriften im Herkunftsland unterliegen. 

Es ist angebracht, den Nutzen der gegenseitigen An-
erkennung auf die in der Liste enthaltenen Tätigkei-
ten auszudehnen, wenn diese Tätigkeiten von einem 
Finanzinstitut, das eine Tochtergesellschaft eines Kre-
ditinstituts ist, ausgeübt werden, unter der Bedin-
gung, daß die Tochtergesellschaft in der Beaufsichti-
gung auf konsolidierter Basis der Muttergese llschaft 
enthalten ist und strengen Bedingungen unterliegt. 

1) ABl. Nr. L 322 vom 17. Dezember 1977, S. 30 
2) ABl. Nr. L 309 vom 4. November 1986, S. 15 
3) ABl. Nr. L 193 vom 18. Juli 1983, S. 18 
4) ABl. Nr. L 372 vom 31. Dezember 1986, S. 1 
5) ABl. Nr. L 33 vom 4. Februar 1987, S. 10 
6) ABl. Nr. L 33 vom 4. Februar 1987, S. 16 
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Die Ausübung der nicht in der Liste enthaltenen Tä-
tigkeiten unterliegt weiterhin den durch die allgemei-
nen Vertragsbestimmungen gewährten Freiheiten 
der Niederlassung und des Dienstleistungsverkehrs. 

Die Mitgliedstaaten achten darauf, daß es kein Hin-
dernis gibt, damit die Aktivitäten, die von der gegen-
seitigen Anerkennung profitieren, gemäß dem in dem 
Herkunftsland gebräuchlichen Finanzierungstechni-
ken ausgeübt werden können, soweit sie nicht im 
Gegensatz zu den im Aufnahmeland bestehenden ge-
setzlichen Bestimmungen des Allgemeininteresses 
stehen. 

Die Abschaffung der geforderten Zulassung von 
Zweigniederlassungen von Kreditinstituten aus der 
Gemeinschaft am Ende der stattfindenden Harmoni-
sierungsarbeiten führt notwendigerweise zur Ab-
schaffung des Dotationskapitals. Artikel 5 Abs. 2 be-
deutet einen ersten Schritt in diese Richtung. 

Es besteht eine notwendige Verbindung zwischen der 
Zielsetzung der vorliegenden Richtlinie und der Libe-
ralisierung des Kapitalverkehrs, die durch andere ge-
meinschaftliche Gesetzesvorhaben verwirklicht wird. 
Die Maßnahmen zur Liberalisierung der Banktätig-
keiten sollen auf jeden Fall im Einklang mit den Maß-
nahmen im Bereich der Kapitalverkehrsliberalisie-
rung ergehen. Falls sich ein Mitgliedstaat aufgrund 
der Ratsrichtlinie  .../... /EWG 7) auf Schutzklauseln 
im Bereich des Kapitalverkehrs beruft, kann er die 
Erbringung von Bankdienstleistungen insoweit aus-
setzen, als dies für die Wirksamkeit der genannten 
Schutzklauseln erforderlich ist. 

Die in der Richtlinie 77/780/EWG vorgesehenen Ver-
fahren, insbesondere über die Zulassung von Zweig-
niederlassungen von Kreditinstituten aus einem Dritt-
land, finden auf diese weiterhin Anwendung. Diese 
Zweigniederlassungen kommen gemäß Artikel 59 
zweiter Absatz des Vertrages nicht in den Genuß des 
freien Dienstleistungsverkehrs. In jedem Fall sind die 
Zulassungsanträge einer Tochtergesellschaft oder die 
Beteiligung eines Kreditinstituts, das dem Recht eines 
Drittlandes unterliegt, Gegenstand eines Verfahrens, 
das darauf abzielt sicherzustellen, daß die Kreditinsti-
tute der Gemeinschaft in diesem Drittland eine Be-
handlung nach dem Prinzip der Gegenseitigkeit er-
fahren. 

Die harmonische Funktionsweise des Binnenmarktes 
der Banken bedarf über die gesetzlichen Normen hin-
aus einer engen und regelmäßigen Zusammenarbeit 
der zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten. Für 
die individuelle Prüfung von Problemen, die ein Kre-
ditinstitut betreffen, bleibt der im letzten Erwägungs-
grund der Richtlinie des Rates 77/780/EWG erwähnte 
und von den Aufsichtsbehörden der Mitgliedstaaten 
gegründete Kontaktausschuß der geeignete Rahmen. 
Dieser Ausschuß ist auch das angemessene Fo rum für 
den in den Artikeln 6 und 7 vorgesehenen gegensei-
tigen Informationsaustausch. 

Dieses Verfahren ersetzt gleichwohl nicht die bilate-
rale Zusammenarbeit gemäß Artikel 7 der Richtlinie 
77/780/EWG. In diesem Zusammenhang kann die zu-
ständige Behörde des Aufnahmelandes weiterhin auf 

7) ABl. Nr. L .. .  

eigene Ini tiative oder auf Initiative der zuständigen 
Behörden des Herkunftslandes nachprüfen, ob die Tä-
tigkeit eines Kreditinstituts auf seinem Hoheitsgebiet 
gesetzeskonform ausgeübt wird, den Grundsätzen ei-
ner ordnungsgemäßen Verwaltung und Buchführung 
entspricht und einer angemessenen internen Kon-
trolle unterliegt. 

Um die Verwirklichung der durch die vorliegende 
Richtlinie verfolgten Ziele zu erleichtern und um der 
raschen strukturellen Entwicklung auf den nationalen 
und internationalen Märkten Rechnung zu tragen, be-
darf es eines Verfahrens, das die Anpassung der be-
handelten technischen Punkte erlaubt. Wegen der Be-
deutung und des sensiblen Charakters dieser Anpas-
sungen ist das Verfahren III, Va riante a) gemäß Arti-
kel 2 der Entscheidung 87/373/EWG des Rates 8) am 
geeignetsten — 

HAT  FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

TITEL I 

Begriffsbestimmungen und Anwendungsbereich 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Richtlinie bedeuten: 

— Kreditinstitut: ein Kreditinstitut im Sinne von Arti-
kel 1 erster Gedankenstrich der Richtlinie 
77/780/EWG; 

— Zulassung: eine Zulassung im Sinne von Arti-
kel 1 zweiter Gedankenstrich der Richtlinie 
77/780/EWG; 

— Zweigniederlassung: eine Zweigstelle im Sinne 
von Artikel 1 dritter Gedankenstrich der Richtlinie 
77/780/EWG; 

— Eigenmittel: die Eigenmittel im Sinne der Richtli-
nie .../.../EWG des Rates 9); 

— zuständige Behörden: die zuständigen Behör-
den im Sinne von Artikel 1 der Richtlinie 
83/350/EWG; 

— Finanzinstitut: ein Finanzinstitut im Sinne von 
Artikel 1 der Richtlinie 83/350/EWG; 

— Herkunftsland: der Mitgliedstaat, in dem ein 
Kreditinstitut gemäß Artikel 3 der Richtlinie 
77/780/EWG zugelassen ist; 

— Aufnahmeland: der Mitgliedstaat, in dem ein Kre-
ditinstitut eine Zweigstelle hat oder Dienstleistun-
gen erbringt; 

— qualifizierte Beteiligung: das direkte oder indi-
rekte Halten von wenigstens zehn Prozent des Ka-
pitals oder der Stimmrechte oder die Wahrneh-
mung eines maßgeblichen Einflusses im Sinne von 
Artikel 33 der Richtlinie 83/349/EWG des Ra-
tes 10); 

8) ABl. Nr. L 197 vom 18. Juli 1987, S. 33 
9) ABl. Nr. L .. . 
10)ABl. Nr. L 193 vom 18. Juli 1987, S. 1 
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— Anfangskapital: das eingezahlte Geschäftskapital 
oder ihnen nach dem Recht des Herkunftslandes 
gleichgestellte Elemente; 

— Muttergesellschaft: eine Muttergesellschaft im 
Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 83/349/EWG; 

— Tochtergesellschaft: eine Tochtergesellschaft im 
Sinne von Artikel 1 der Richtlinie 83/349/EWG. 

Artikel 2 

1. Diese Richtlinie gilt für sämtliche Kreditinstitute. 

2. Sie gilt nicht für die von der Richtlinie 77/780/EWG 
ausgenommenen und in deren Artikel 2 Abs. 2 auf-
geführten Institute. 

3. Unabhängig von der Anwendung der nachfolgend 
aufgeführten Vorschriften auf die Zentralorganisa-
tion können die in Artikel 2 Abs. 4 Buchstabe a der 
Richtlinie 77/780/EWG definierten Kreditinstitute, 
die dieser Zentralorganisation im gleichen Mit-
gliedstaat zugeordnet sind, von den Vorschriften 
der Artikel 3, 8 und 10 dieser Richtlinie ausgenom-
men werden, sofern die Gesamtheit, bestehend aus 
der Zentralorganisation und den ihr zugeordneten 
Kreditinstituten, den Vorschriften auf konsolidier-
ter Basis unterliegen. 

Bei den Ausnahmen sind die Artikel 5 und 16 bis 19 
auf jene Einheit anzuwenden, die sich aus einem 
Zentralorgan und den angegliederten Niederlas-
sungen zusammensetzt. 

TITEL II 

Harmonisierung der Zulassungsbedingungen 

Artikel 3 

1. Die zuständigen Behörden erteilen die Zulassung 
nur, wenn das Anfangskapital mindestens fünf Mil-
lionen ECU beträgt. 

2. Die Mitgliedstaaten können die Festlegung eines 
geringeren Betrages als den in Absatz 1 vorgesehe-
nen für Kreditinstitute vorschlagen, deren zugelas-
sener Geschäftsbereich durch gesetzliche oder sat-
zungsmäßige Bestimmungen beschränkt ist. Die 
Mitgliedstaaten teilen der Kommission innerhalb 
von sechs Monaten nach Annahme dieser Richtli-
nie die betreffenden Kreditinstitute und den vorge-
schlagenen Betrag mit. Die Kommission legt die 
Liste der betreffenden Institutskategorie und die 
fraglichen Beträge im Rahmen des im Artikel 20 
vorgesehenen Verfahrens fest. 

Artikel 4 

Die zuständigen Behörden erteilen die Zulassung 
für die Aufnahme der Tätigkeit eines Kreditinstituts 
nur, wenn ihnen die Identität und der Beteiligungs-
betrag der direkten oder indirekten Aktionäre oder 
Gesellschafter, sei es eine juristische oder eine natür-
liche Person, die eine qualifizierte Beteiligung an dem 

Kreditinstitut hält, mitgeteilt wurde. Die zuständigen 
Behörden beurteilen die Zuverlässigkeit der genann-
ten Aktionäre oder Gesellschafter. 

Artikel 5 

1. Die Aufnahmeländer dürfen keine Zulassung ge-
mäß Artikel 4 der Richtlinie 77/780/EWG für 
Zweigniederlassungen von in anderen Mitglieds-
ländern zugelassenen Kreditinstituten mehr ver-
langen. Die Errichtung und die Überwachung die-
ser Zweigniederlassungen erfolgt nach den Vor-
schriften der Artikel 17 und 19 der vorliegenden 
Richtlinie. 

2. Bis zum Inkrafttreten der Durchführungsbestim-
mungen zu Absatz 1 können die Aufnahmeländer 
als Zulassungsbedingung für Zweigniederlassun-
gen von zugelassenen Kreditinstituten mit Sitz in 
einem anderen Mitgliedstaat für eine Anfangsdo-
tation nicht verlangen, daß der Betrag größer als 
50 % des Anfangskapitals ist, das von den nationa-
len Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die 
Zulassung eines Kreditinstituts gleicher Art ver-
langt wird. 

3. Die Kreditinstitute sind frei in der Wiederverwen-
dung der Mittel, deren Bereitstellung aufgrund der 
Absätze 1 und 2 nicht mehr gefordert werden 
kann. 

Artikel 6 

Eine vorherige Konsultation der zuständigen Behör-
den des anderen Mitgliedstaates ist in folgenden Fäl-
len vorzusehen: 

— bei der Zulassung einer Tochtergesellschaft eines 
Kreditinstituts, das in einem anderen Mitgliedstaat 
zugelassen ist; 

— bei der Zulassung einer Tochtergesellschaft eines 
Mutterunternehmens eines Kreditinstituts, das in 
einem anderen Mitgliedstaat zugelassen ist; 

— bei der Zulassung eines Unternehmens, das in ei-
nem anderen Mitgliedstaat zugelassen ist und das 
durch die gleichen natürlichen oder juristischen 
Personen kontrolliert wird wie ein Kreditinstitut. 

Artikel 7 

1. Die Zulassungsanträge einer Tochtergesellschaft 
einer Muttergesellschaft, die dem Recht eines 
Drittlandes unterliegt, und der Erwerb einer Betei-
ligung gemäß Absatz 3 sind Gegenstand des nach-
folgenden Verfahrens. 

2. Die zuständigen Behörden informieren die zustän-
digen Behörden der anderen Mitgliedstaaten und 
die Kommission über einen solchen Zulassungsan-
trag. 

3. Wenn sie gemäß Artikel 9 informiert werden, daß 
ein Unternehmen, das dem Recht eines Drittlandes 
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unterliegt, beabsichtigt, eine Beteiligung an einem 
Kreditinstitut derart zu erwerben, daß dieses seine 
Tochtergesellschaft wird, informieren die zuständi-
gen Behörden des betroffenen Mitgliedstaates die 
zuständigen Behörden der anderen Mitgliedstaa-
ten und die Kommission. 

4. Die zuständigen Behörden des betreffenden Mit-
gliedstaates müssen ihre Entscheidung über die 
oben genannten Zulassungsanträge bis zum Ab-
schluß des in den Absätzen 5 und 6 vorgesehenen 
Verfahrens aufschieben. 

5. Die Kommission prüft innerhalb einer dreimonati-
gen Frist ab Erhalt der in den Absätzen 2 und 3 
genannten Informationen, ob alle Kreditinstitute 
der Gemeinschaft in den Genuß des Prinzips der 
Gegenseitigkeit kommen, insbesondere, was die 
Gründung von Zweigstellen und den Erwerb von 
Beteiligungen in dem betroffenen Drittstaat anbe-
langt. 

6. Stellt die Kommission fest, daß die Gegenseitigkeit 
nicht verbürgt ist, so kann sie gemäß dem Verfah-
ren in Artikel 20 die Aussetzung der in Absatz 4 
genannten Entscheidung verlängern. 

7. Die Kommission unterbreitet dem Rat geeignete 
Vorschläge, um die Gegenseitigkeit mit dem be-
treffenden Drittland herzustellen. 

TITEL III 

Harmonisierung der Bedingungen für die Ausübung 
der Tätigkeit 

Artikel 8 

1. Die Eigenmittel eines Kreditinstituts dürfen das bei 
seiner Zulassung geforderte Anfangskapital nicht 
unterschreiten. Falls die Umstände es erlauben, 
können die zuständigen Behörden eine Frist ein-
räumen, damit das Institut dieser Vorschrift nach-
kommen kann. 

2. Die zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der vor-
liegenden Richtlinie bereits bestehenden Kreditin-
stitute müssen bis spätestens 31. Dezember 1996 
über Eigenmittel von mindestens einem Betrag in 
Höhe des in Artikel 3 geforderten Anfangskapitals 
verfügen. 

Artikel 9 

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, daß jede juristische 
oder natürliche Person, die an einem Kreditinstitut 
eine qualifizierte Beteiligung direkt oder indirekt 
zu halten beabsichtigt, davon zuvor die zuständi-
gen Behörden unterrichtet und den Betrag dieser 
Beteiligung mitteilt. Eine vorherige, erneute Infor-
mation ist durch diese Person vorzunehmen, wenn 
sie beabsichtigt, den Betrag der qualifizierten Be-
teiligung derart zu verändern, daß das Kreditinsti-
tut eine Tochtergesellschaft wird. Die zuständige 
Behörde beurteilt die Zuverlässigkeit der Perso-
nen. 

2. Die Kreditinstitute unterrichten jährlich die zustän-
digen Behörden über die Identität der im ersten 
Absatz genannten Personen sowie über den Betrag 
ihrer qualifizierten Beteiligungen entsprechend 
der anläßlich der jährlichen Hauptversammlung 
der Aktionäre oder Gesellschafter festgestellten 
Präsenz oder entsprechend der im Rahmen der 
Pflichten der börsennotierten Gesellschaften erhal-
tenen Informationen. 

3. Die Mitgliedstaaten sehen vor, daß in dem Falle, in 
dem der durch die in Absatz 1 genannten Personen 
ausgeübte Einfluß zum Schaden einer vorsichtigen 
und ordnungsmäßigen Geschäftsführung des Insti-
tuts erfolgen könnte, die zuständigen Behörden die 
erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um diesen 
Zustand zu beenden. Diese Maßnahmen können 
vor allem einstweilige Verfügungen, Sanktionen 
für die Institutsleiter oder die Aussetzung der Aus-
übung des Stimmrechts im Zusammenhang mit 
Aktien oder Anteilen, die von den fraglichen Aktio-
nären oder Gesellschaftern gehalten werden, um-
fassen. 

Artikel 10 

1. Ein Kreditinstitut darf an einem Unternehmen, das 
weder ein Kreditinstitut noch ein Finanzinstitut 
noch ein Unternehmen ist, dessen Tätigkeit in 
Artikel 43 Abs. 2 Buchstabe f der Richtlinie 
86/635/EWG definiert ist, keine qualifizierte Betei-
ligung halten, deren Betrag zehn Prozent seiner 
Eigenmittel überschreitet. 

2. Der Gesamtbetrag der qualifizierten Beteiligungen 
an anderen Unternehmen als Kreditinstituten, Fi-
nanzinstituten oder Unternehmen, deren Tätigkeit 
in Artikel 43 Abs. 2 Buchstabe f der Richtlinie 
86/635/EWG definiert ist, darf 50 % der Eigenmittel 
des Kreditinstituts nicht überschreiten. 

3. Die Aktien oder Anteile, die sich im Besitz des Kre-
ditinstituts nur vorübergehend für eine finanzielle 
Stützungsaktion zur Sanierung oder Rettung des 
Unternehmens oder aufgrund einer Plazierungs-
verpflichtung für die Wertpapiere während der 
normalen Dauer einer derartigen Verpflichtung 
oder im eigenen Namen aber für fremde Rechnung 
befinden, werden nicht in die qualifizierten Betei-
ligungen für die Berechnung der in den Absätzen 1 
und 2 festgelegten Grenzen einbezogen. Aktien 
oder Anteile, die nicht den Charakter von Finanz-
anlagen im Sinne von Artikel 35 Abs. 2 der Richtli-
nie 86/635/EWG haben, sind niemals einzubezie-
hen. 

4. Die in den Absätzen 1 und 2 festgelegten Grenzen 
dürfen nur unter außerordentlichen Umständen 
überschritten werden, und in diesem Falle verlan-
gen die zuständigen Behörden, daß das Kreditinsti-
tut seine Eigenmittel erhöht oder andere Maßnah-
men mit gleicher Wirkung ergreift. 

5. Die Beachtung der in den Absätzen 1 und 2 festge-
legten Grenzen erfolgt im Rahmen der Beaufsichti-
gung auf konsolidierter Basis gemäß den Bestim-
mungen der Richtlinie 83/350/EWG. 
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6. Die Mitgliedstaaten brauchen die in Absatz 2 fest-
gelegte Grenze nicht anzuwenden, wenn sie vorse-
hen, daß die do rt  aufgeführten qualifizierten Betei-
ligungen bei der Berechnung der Eigenmittel der 
Kreditinstitute gemäß Absatz 1 abgezogen werden 
müssen. 

Artikel 11 

1. Die zuständigen Behörden des Herkunftslandes 
sorgen dafür, daß jedes Kreditinstitut verwaltungs-
mäßig und buchhalterisch gut organisiert ist und 
angemessene Kontrollverfahren vorgesehen sind. 

2. Sie tragen ferner dafür Sorge, daß derartige Bedin-
gungen auch in den Kreditinstituten vorliegen, 
die aufgrund der Vorschriften der Richtlinie 
83/350/EWG auf konsolidierter Basis in den Auf-
sichtsbereich des Kreditinstituts fa llen. 

Artikel 12 

1. In Artikel 7 Abs. 1 der Richtlinie 77/780/EWG er-
hält das Ende des zweiten Satzes folgende Fas-
sung: „sowie alle Informationen, die geeignet sind, 
die Aufsicht über diese Institute, insbesondere in 
bezug auf Liquidität, Solvabilität, Begrenzung von 
Großkrediten, verwaltungsmäßige und buchhalte-
rische Organisa tion und interne Kontrolle, zu er-
leichtern". 

2. Bis zur weiteren Koordinierung bleiben die Auf-
nahmeländer in erster Linie mit der Überwachung 
der Liquidität des Kreditinstituts beauftragt. Unbe-
schadet der für die Stärkung des Europäischen 
Währungssystems erforderlichen Maßnahmen be-
halten die Aufnahmeländer die volle Verantwor-
tung für die Maßnahmen zur Durchführung der 
Geldpolitik. Diese Maßnahmen dürfen keine dis-
kriminierende oder restriktive Behandlung nur 
deshalb enthalten, weil das Kreditinstitut in einem 
anderen Mitgliedstaat zugelassen ist. 

3. Bis zur weiteren Koordinierung der Aufsichtsre-
geln über die Risiken aufgrund offener Posi tionen 
dürfen die zuständigen Behörden des Aufnahme-
landes die notwendigen Maßnahmen ergreifen, um 
den in anderen Mitgliedstaaten zugelassenen Kre-
ditinstituten aufzuerlegen, daß sie die geeigneten 
Vorkehrungen gegen die Marktrisiken, denen sie 
sich aufgrund ihrer Wertpapiertransaktionen aus-
setzen, ergreifen. Zu diesem Zweck arbeiten die 
zuständigen Behörden der Aufnahme- und Her-
kunftsländer zusammen. 

Artikel 13 

1. Die Aufnahmeländer sehen vor, daß, wenn ein zu-
gelassenes Kreditinstitut mit Sitz in einem anderen 
Mitgliedstaat seine Tätigkeit mit Hilfe einer Zweig-
stelle ausübt, die zuständigen Behörden des Her-
kunftslandes, nachdem sie davon zuvor die zustän-
digen Behörden des Aufnahmelandes informiert 
haben, selbst die Prüfung der in Artikel 7 Abs. 1 

der Richtlinie 77/780/EWG genannten Informatio-
nen vor Ort vornehmen können. 

2. Außer dem in Absatz 1 genannten Verfahren kön-
nen die zuständigen Behörden des Herkunftslan-
des für die Prüfungen der Zweigniederlassungen 
auch auf eines der anderen in Artikel 5 Abs. 4 der 
Richtlinie 83/350/EWG vorgesehenen Verfahren 
zurückgreifen. 

3. Der vorliegende Artikel beeinträchtigt nicht das 
Recht der zuständigen Behörden des Aufnahme-
landes, Prüfungen vor Ort von in ihrem Hoheitsge-
biet niedergelassenen Zweigniederlassungen vor-
zunehmen, um die ihr aufgrund dieser Richtlinie 
übertragene Verantwortung auszuüben. 

Artikel 14 

Artikel 12 der Richtlinie 77/780/EWG erhält fol-
gende Fassung, wobei Absatz 2 ebenfa lls auf den ge-
mäß dieser vorliegenden Richtlinie vorgesehenen In-
formationsaustausch zwischen den zuständigen Be-
hörden Anwendung findet: 

„Artikel 12 

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, daß alle Personen, 
die bei den zuständigen Behörden tätig sind oder 
waren, sowie Wirtschaftsprüfer oder die von den 
zuständigen Behörden beauftragten Sachverstän-
digen dem Berufsgeheimnis unterliegen. Dieses 
Berufsgeheimnis beinhaltet, daß vertrauliche Infor-
mationen, die sie in ihrer beruflichen Eigenschaft 
erhalten, an keine Person oder Behörde weiterge-
geben werden dürfen, unbeschadet der Fälle, die 
unter das Strafrecht fallen. 

2. Unbeschadet des Absatzes 1 nehmen die zuständi-
gen Behörden der einzelnen Mitgliedstaaten den 
gemäß den Vorschriften dieser Richtlinie und der 
Richtlinie 83/350/EWG des Rates 11 ) sowie dem An-
hang zur Empfehlung 87/62/EWG der Kommis-
sion 12) vorgesehenen Informationsaustausch vor. 
Diese Informationen fa llen unter das Berufsge-
heimnis gemäß Absatz 1. 

3. Die Mitgliedstaaten können mit den zuständigen 
Behörden von Drittländern Kooperationsvereinba-
rungen, die den Austausch von Informationen vor-
sehen, nur insoweit treffen, wie für die mitgeteilten 
Informationen Geheimhaltungsgarantien gewährt 
werden, die denen des vorliegenden Artikels 
gleichwertig sind. 

4. Die zuständige Behörde, die aufgrund der Ab-
sätze 1 und 2 vertrauliche Informationen erhält, 
darf diese ausschließlich dafür verwenden, um die 
Zulassungsbedingungen der Kreditinstitute zu 
prüfen und um die Überwachung der Bedingungen 
der Tätigkeitsausübung auf der Basis des einzel-
nen Instituts oder auf konsolidierter Basis zu er-
leichtern, insbesondere für die Überwachung der 
Liquidität, der Solvabilität, der Großkredite, der 

11) ABl.  Nr. L 193 vom 18. Juli 1983, S. 18 
12) ABl. Nr. L 33 vom 4. Februar 1987, S. 10 
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verwaltungsmäßigen und buchhalterischen Orga-
nisationen und der internen Kontrolle, entweder 

— wenn gegen die Beschlüsse der zuständigen 
Behörde ein Verwaltungseinspruch erhoben 
wird oder 

— wenn es sich um Rechtsverfahren handelt, die 
gemäß Artikel 13 eingeleitet werden. 

5. Die Absätze 1 und 4 beeinträchtigen innerhalb ei-
nes Mitgliedstaates oder zwischen den Mitglied-
staaten nicht 

— den Informationsaustausch zwischen den zu-
ständigen Behörden, falls sich davon mehrere in 
einem Mitgliedstaat befinden; 

— die Übermittlung der notwendigen Informatio-
nen an die mit der Führung der Einlagensiche-
rungssysteme betrauten Organisationen für die 
Erfüllung ihrer Aufgaben; 

— den Informationsaustausch zwischen den zu-
ständigen Behörden und den für die Überwa-
chung anderer Finanzinstitutionen und Versi-
cherungsgesellschaften im öffentlichen Auftrag 
betrauten Stellen; 

— den Informationsaustausch zwischen den zu-
ständigen Behörden und den mit der gesetzli-
chen Kontrolle der Rechnungslegung des Kre-
ditinstituts beauftragten Personen. 

Die Behörden und betrauten Stellen, denen diese 
Informationen übermittelt werden, dürfen diese 
nur zur Erfüllung ihrer Aufgaben bei der Beauf-
sichtigung verwenden. Die erhaltenen Informatio-
nen fallen unter das Berufsgeheimnis, dem diese 
Behörden und Stellen unterworfen werden müs-
sen. 

6. Ungeachtet des Absatzes 1 können die Mitglied-
staaten auf dem Gesetzeswege die Mitteilung von 
bestimmten Informationen an andere Dienststellen 
der Zentralregierungen erlauben, sofern dies für 
die Aufsicht erforderlich ist. In diesem Fall sehen 
die Mitgliedstaaten vor, daß die gemäß Absatz 2 
erhaltenen Informationen nicht Gegenstand einer 
solchen Mitteilung sein dürfen, es sei denn, daß das 
ausdrückliche Einverständnis der zuständigen Be-
hörde vorliegt, die die Informationen übersandt 
hat. 

7. Die Mitgliedstaaten sehen vor, daß das durch die-
sen Artikel eingeführte Berufsgeheimnis auf die 
von den zuständigen Behörden den mit der gesetz-
lichen Prüfung der Rechnungslegung des Kreditin-
stitutes beauftragten Personen mitgeteilten Infor-
mationen Anwendung findet."  

Artikel 15 

Unbeschadet der Anwendung der Verfahren zum 
Entzug der Zulassung und der strafrechtlichen Be-
stimmungen sehen die Mitgliedstaaten vor, daß ihre 
jeweiligen zuständigen Behörden bei Verstößen ge-
gen die Rechts- oder Verwaltungsvorschriften auf 
dem Gebiet der Kontrolle oder Ausübung der Tätig-

keit Sanktionen oder Maßnahmen gegen die Kreditin-
stitute oder ihre verantwortlichen Geschäftsführer 
verhängen können, deren Anwendung darauf abzielt, 
daß die festgestellten Verstöße abgestellt oder ihre 
Ursachen besei tigt werden. 

TITEL IV 

Bestimmungen über die freie Niederlassung und den 
freien Dienstleistungsverkehr 

Artikel 16 

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, daß mindestens die 
in der Liste im Anhang aufgeführten Tätigkeiten in 
jedem Mitgliedstaat gemäß den Bestimmungen der 
Artikel 17 bis 19 im Wege einer Zweigniederlas-
sung oder des Dienstleistungsverkehrs von jedem 
Kreditinstitut ausgeübt werden können, das durch 
die zuständigen Behörden des Herkunftslandes ge-
mäß den Vorschriften dieser Richtlinie zugelassen 
ist und kontrolliert wird und dessen Zulassung die 
Ausübung dieser Tätigkeiten nicht verbietet. 

2. Die Mitgliedstaaten sehen ferner vor, daß minde-
stens die in der Liste im Anhang aufgeführten Tä-
tigkeiten in jedem Mitgliedstaat gemäß den Be-
stimmungen der Artikel 17 bis 19 im Wege der 
Zweigniederlassung oder des Dienstleistungsver-
kehrs von jedem Finanzinstitut ausgeübt werden 
können, das eine Tochtergesellschaft eines Kredit-
instituts oder gemeinsame Tochtergesellschaft 
mehrerer Kreditinstitute ist, dessen Satzung die 
Ausübung dieser Tätigkeiten nicht untersagt und 
das die nachfolgenden Bedingungen erfüllt: 

— die Muttergesellschaft(en) ist (sind) als Kredit-
institut im gleichen Mitgliedstaat wie die Toch-
tergesellschaft rechtmäßig zugelassen; 

— die Muttergesellschaft(en) hält (halten) 90 To 
 oder mehr der Anteile oder Aktien der Tochter-

gesellschaft; 

— die Muttergesellschaft(en) verbürgt (verbür-
gen) sich für die von der Tochtergesellschaft 
eingegangenen Verpflichtungen; 

— die Tochtergesellschaft ist tatsächlich und ins-
besondere für die in Frage kommenden Tätig-
keiten in die der Muttergesellschaft oder den 
Muttergesellschaften auferlegte Beaufsichti-
gung auf konsolidierter Basis gemäß der Richt-
linie 83/350/EWG einbezogen. Dies gilt insbe-
sondere für den Solvabilitätskoeffizienten, die 
Kontrolle der Großkredite und die in Artikel 10 
der vorliegenden Richtlinie vorgesehene Be-
grenzung der Beteiligungen; 

— die Tochtergesellschaft verfügt über getrennte 
und ausreichende Eigenmittel. 

Diese Bedingungen müssen von den zuständigen 
Behörden des Herkunftslandes geprüft werden, die 
der Tochtergesellschaft eine Bescheinigung aus-
stellen, welche der Mitteilung gemäß den Arti-
keln 17 und 18 beizufügen ist. 
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Die zuständigen Behörden des Herkunftslandes 
gewährleisten die Aufsicht über die Tochtergesell-
schaft gemäß Artikel 8 Abs. 1, Artikel 9, 11, 12 
Abs. 2, Artikel 13 bis 15 dieser Richtlinie sowie des 
Artikels 7 Abs. 1 der Richtlinie 77/780/EWG. 

Die in diesem Absatz genannten Bestimmungen 
finden auf die Tochtergesellschaften mit den not-
wendigen Anpassungen Anwendung. Insbeson-
dere sind die Begriffe „Kreditinstitut" durch „Fi-
nanzinstitut, das den in Artikel 16 Abs. 2 genann-
ten Bedingungen entspricht" und „Zulassung" 
durch „Satzung" zu ersetzen. Artikel 17 Abs. 2 
Buchstabe c erhält folgende Fassung: „c) den Be-
trag der Eigenmittel des Finanzinstituts, Tochter-
gesellschaft eines Kreditinstituts, und den konsoli-
dierten Solvabilitätskoeffizienten des Kreditinsti-
tuts, das seine Muttergesellschaft ist". 

Wenn das von diesem Absatz begünstigte Finanz-
institut eine der festgelegten Bestimmungen nicht 
mehr erfüllt, kann das Aufnahmeland gemäß den 
Vorschriften dieser Richtlinie die weitere Aus-
übung dieser Tätigkeiten auf seinem Hoheitsge-
biet beenden. 

Artikel 17 

1. Jedes Kreditinstitut, das eine Zweigniederlassung 
auf dem Hoheitsgebiet eines anderen Mitglied-
staates errichten möchte, teilt es der zuständigen 
Behörde des Herkunftslandes mit. 

2. Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß ein Kredit-
institut, das eine Zweigniederlassung in einem an-
deren Mitgliedstaat errichten möchte, zusammen 
mit der Mitteilung gemäß Absatz 1 folgende Anga-
ben zu machen hat: 

a) den Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet es 
eine Zweigniederlassung errichten möchte; 

b) einen Geschäftsplan, in dem insbesondere die 
Art der vorgesehenen Geschäfte und die Orga-
nisationsstruktur des Kreditinstituts angegeben 
sind; 

c) die Höhe der Eigenmittel und des Solvabilitäts-
koeffizienten des Kreditinstituts; 

d) die Anschrift, unter der die Unterlagen des Kre-
ditinstituts im Aufnahmeland angefordert wer-
den können; 

e) den Namen des verantwortlichen Geschäftsfüh-
rers der Zweigniederlassung. 

3. Sofern die zuständige Behörde des Herkunftslan-
des in Anbetracht des Geschäftsplanes keinen 
Grund hat, die Bonität und insbesondere die Solva-
bilität oder die Angemessenheit der Struktur des 
betreffenden Kreditinstituts anzuzweifeln, über-
mittelt sie innerhalb von drei Monaten nach der 
Unterrichtung gemäß Absatz 1 die in Artikel 2 ge-
nannten Angaben an die zuständige Behörde des 
Aufnahmelandes. 

Falls die zuständige Behörde des Herkunftslandes 
meint, daß ein Grund besteht, die Bonität eines 

Kreditinstituts oder die Angemessenheit seiner 
Struktur zu bezweifeln, verweigert sie die Über-
mittlung der in Absatz 2 genannten Angaben an 
die zuständige Behörde des Aufnahmelandes und 
nennt dem betroffenen Ins titut innerhalb von drei 
Monaten nach Eingang der Mitteilung die Gründe 
dafür. Gegen diese Verweigerung kann vor den 
Gerichten des Herkunftslandes Einspruch erhoben 
werden. 

4. Bevor die Zweigniederlassung des Kreditinstituts 
seine Tätigkeiten aufnimmt, verfügt die Aufsichts-
behörde des Aufnahmelandes über einen Zeitraum 
von drei Monaten nach Eingang der in Absatz 3 
genannten Mitteilung zur Vorbereitung der Beauf-
sichtigung des Kreditinstituts gemäß Artikel 19, 
und damit sie sich gegebenenfalls dazu äußern 
kann, daß bestimmte geplante Tätigkeiten, deren 
Ausübung die Zulassung des Herkunftslandes 
nicht untersagt und die nicht in der Liste im An-
hang aufgeführt sind, aus Gründen des Allgemein-
interesses nicht ausgeübt werden dürfen. 

5. Nach Empfang der Stellungnahme der zuständi-
gen Behörde des Aufnahmelandes oder Nichtäuße-
rung innerhalb der in Absatz 5 genannten Frist 
kann die Zweigniederlassung errichtet werden 
und seine Tätigkeiten aufnehmen. 

6. Ein Kreditinstitut, das den Inhalt der Angaben ge-
mäß Absatz 2 ändern will, teilt den Aufsichtsbehör-
den im Herkunftsland und im Aufnahmeland die 
geplante Änderung mindestens einen Monat vor 
deren Durchführung schriftlich mit, damit die zu-
ständigen Behörden sich gegebenenfalls darüber 
äußern können, daß die neuen geplanten Tätigkei-
ten, deren Ausübung die Zulassung des Herkunfts-
landes nicht untersagt und die nicht in der Liste im 
Anhang aufgeführt sind, aus Gründen des Allge-
meininteresses nicht ausgeübt werden dürfen. 

Artikel 18 

1. Jedes Kreditinstitut, das erstmals seine Tätigkeiten 
auf dem Hoheitsgebiet eines anderen Mitglied-
staates im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit aus-
üben möchte, teilt der zuständigen Behörde des 
Herkunftslandes diejenigen in der Liste im Anhang 
aufgeführten Tätigkeiten mit, die es ausüben 
möchte. 

2. Die zuständige Behörde des Herkunftslandes infor-
miert die zuständige Behörde des Aufnahmelandes 
in einem Zeitraum von einem Monat nach Empfang 
der in Absatz 1 erwähnten Mitteilung. 

Artikel 19 

1. Die Aufsicht über ein Kreditinstitut einschließlich 
der Tätigkeiten, die es gemäß den Bestimmungen 
von Artikel 16 ausübt, obliegt den zuständigen Be-
hörden des Herkunftslandes. 

2. Die Aufnahmeländer können jedoch für statisti-
sche Zwecke verlangen, daß jedes Kreditinstitut 
mit einer Zweigniederlassung in ihrem Hoheitsge- 
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biet den zuständigen Behörden des Aufnahmelan-
des vierteljährlich einen Bericht über die in ihrem 
Hoheitsgebiet getätigten Geschäfte erstattet. 

Zur Ausübung der den Aufnahmeländern gemäß 
Artikel 12 Abs. 2 obliegenden Pflichten können sie 
von den Zweigniederlassungen von Kreditinstitu-
ten aus anderen Mitgliedstaaten die gleichen Infor-
mationen wie von den nationalen Kreditinstituten 
verlangen. 

3. Stellt die zuständige Behörde eines Aufnahmelan-
des fest, daß ein Ins titut, das eine Zweigniederlas-
sung in ihrem Hoheitsgebiet hat oder dort Dienst-
leistungen erbringt, die aus Gründen des Allge-
meinwohls von diesem Mitgliedstaat erlassenen 
Rechtsvorschriften oder in Anwendung der aus der 
vorliegenden Richtlinie und in die Kompetenz des 
Aufnahmelandes fallenden Bestimmungen nicht 
beachtet, so fordert die Behörde das betreffende 
Institut auf, die vorschriftswidrige Situation zu be-
enden. 

4. Kommt das Institut der Aufforderung nicht nach, so 
setzt die zuständige Behörde des Aufnahmelandes 
die zuständige Behörde des Herkunftslandes da-
von in Kenntnis. Die zuständige Behörde des Her-
kunftslandes trifft unmittelbar die geeigneten 
Maßnahmen, damit das betreffende Ins titut die 
vorschriftswidrige Situa tion beendet. Die Art dieser 
Maßnahmen ist der zuständigen Behörde des Auf-
nahmelandes mitzuteilen. 

5. Verstößt das Institut trotz der vom Herkunftsland 
gemäß Absatz 4 getroffenen Maßnahmen oder we-
gen des unangemessenen Charakters oder Fehlens 
solcher Maßnahmen in dem betreffenden Mitglied-
staat weiter gegen die in Absatz 3 genannten, in 
dem Aufnahmeland geltenden Rechtsvorschriften, 
so kann das Aufnahmeland nach Unterrichtung der 
zuständigen Behörde des Herkunftslandes geeig-
nete Maßnahmen ergreifen, um weitere Unregel-
mäßigkeiten zu verhindern; soweit dies erforder-
lich ist, kann das Aufnahmeland insbesondere 
auch die Aufnahme neuer Geschäftstätigkeiten 
durch dieses Institut innerhalb seines Hoheitsge-
bietes untersagen. Die Mitgliedstaaten sorgen da-
für, daß die für diese Maßnahme erforderlichen 
Schriftstücke in ihrem Hoheitsgebiet dem Kreditin-
stitut zugestellt werden können. 

6. Jede Maßnahme, die gemäß den Absätzen 3, 4 und 
5 Sanktionen bzw. Einschränkungen des Dienstlei-
stungsverkehrs umfaßt, ist ordnungsgemäß zu be-
gründen und dem betreffenden Institut mitzutei-
len. Gegen diese Maßnahmen können die Gerichte 
des Mitgliedstaates angerufen werden, in dem die 
Behörden diese Maßnahmen beschlossen haben. 

7. In dringenden Fällen kann die zuständige Behörde 
des Aufnahmelandes vor der Einleitung der in den 
Absätzen 3 bis 5 vorgesehenen Verfahren die er-
forderlichen Maßnahmen ergreifen, die für die 
Schutzinteressen der Einleger, Investoren oder an-
derer Personen, an die Dienstleistungen erbracht 
wurden, notwendig sind. Die Kommission und die 
anderen Mitgliedstaaten sind über solche Maßnah-
men umgehend zu informieren. In diesem Fall 
kann die Kommission nach Anhörung des interes

-

sierten Mitgliedstaates beschließen, daß der Mit-
gliedstaat die Maßnahme zu ändern oder aufzuhe-
ben hat. 

8. Bei Widerruf der Zulassung ist die zuständige Be-
hörde des Aufnahmelandes davon zu unterrichten. 
Sie trifft geeignete Maßnahmen, um die Aufnahme 
von neuen Geschäftstätigkeiten auf seinem Ho-
heitsgebiet durch das betreffende Institut zu ver-
hindern. 

9. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die An-
zahl und die Art der Fälle mit, in denen eine Ver-
weigerung gemäß Artikel 17 vorliegt oder Maß-
nahmen nach Absatz 5 getroffen worden sind. Alle 
zwei Jahre unterbreitet die Kommission dem ge-
mäß Artikel 11 der Richtlinie 77/780/EWG einge-
setzten Beratenden Ausschuß einen Bericht über 
diese Fälle. 

TITEL V 

Artikel 20 

1. Die technischen Anpassungen dieser Richtlinie 
werden für 

— die Erweiterung der in Artikel 16 genannten 
und im Anhang enthaltenen Liste, 

— den Betrag des gemäß Artikel 3 Abs. 1 gefor-
derten Anfangskapitals, 

— die Liste der in Artikel 3 Abs. 2 genannten Insti-
tutsgruppen, 

— den Betrag der in Artikel 10 fixierten Schwel-
lenwerte, 

— die in Artikel 7 Abs. 1 der Richtlinie 
77/780/EWG aufgeführten Bereiche, über wel-
che die zuständigen Behörden Informationen 
austauschen, 

nach dem in Absatz 2 festgelegten Verfahren vor-
genommen. 

2. Die Kommission wird von einem Ausschuß unter-
stützt, der sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten 
zusammensetzt und in dem ein Vertreter der Kom-
mission den Vorsitz führt. 

Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maß-
nahmen. Der Ausschuß gibt seine Stellungnahme 
zu diesem Entwurf innerhalb einer Frist ab, die der 
Vorsitzende je nach der Dringlichkeit der betref-
fenden Frage festsetzen kann. Die Stellungnahme 
wird mit der Mehrheit abgegeben, die in Arti-
kel 148 Abs. 2 des Vertrags für die Annahme der 
vom Rat auf Vorschlag der Kommission zu fassen-
den Beschlüsse vorgesehen ist. Bei der Abstim-
mung im Ausschuß werden die Stimmen der Ver-
treter der Mitgliedstaaten gemäß dem vorgenann-
ten Artikel gewogen. Der Vorsitzende nimmt an 
der Abstimmung nicht teil. 

Die Kommission erläßt die geplanten Maßnahmen, 
wenn sie mit der Stellungnahme des Ausschusses 
übereinstimmen. 
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Stimmen die beabsichtigten Maßnahmen mit der 
Stellungnahme des Ausschusses nicht überein oder 
liegt keine Stellungnahme vor, so unterbreitet die 
Kommission dem Rat unverzüglich einen Vor-
schlag für die zu treffenden Maßnahmen. Der Rat 
beschließt mit qualifizierter Mehrheit. 

Hat der Rat nach Ablauf einer Frist, die in jedem 
vom Rat gemäß diesem Absatz zu erlassenden 
Rechtsakt festgelegt wird, keinesfalls aber drei Mo-
nate von der Befassung des Rates an überschreiten 
darf, keinen Beschluß gefaßt, so werden die vorge-
schlagenen Maßnahmen von der Kommission er-
lassen. 

Artikel 21 

1. Bei Zweigniederlassungen, die ihre Tätigkeit ge-
mäß den Vorschriften des Aufnahmelandes bereits 
vor Inkrafttreten der Durchführungsbestimmun-
gen zu dieser Richtlinie aufgenommen haben, wird 
vermutet, daß sie Gegenstand der in Artikel 17 
Abs. 1 bis 5 vorgesehenen Verfahren waren. Mit 
dem Inkrafttreten gelten für sie die Vorschriften 
der Artikel 16, 17 Abs. 6 und Artikel 19. Sie kom-
men in den Genuß der Vorschrift des Artikels 5 
Abs. 3. 

2. Artikel 18 beeinträchtigt die von dem Kreditinstitut 
vor Inkrafttreten der Durchführungsbestimmun

-

gen zu dieser Richtlinie erworbenen Rechte zur 
Erbringung von Dienstleistungen nicht. 

Artikel 22 

1. Vorbehaltlich des Absatzes 2 setzen die Mitglied-
staaten, um dieser Richtlinie nachzukommen, die 
erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten bis zum späteren der zwei Zeitpunkte in Kraft, 
die zum Erlaß von Maßnahmen vorgesehen sind, 
welche erforderlich sind, um den Harmonisie-
rungsrichtlinien des Rates über den Solvabilitäts-
koeffizienten und über die Eigenmittel der Kredit-
institute bis spätestens 1. Januar 1993 nachzukom-
men. Sie unterrichten die Kommission unverzüg-
lich hiervon. 

2. Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen 
Maßnahmen, um den Bestimmungen von Artikel 5 
Abs. 2 vor dem 1. Januar 1990 nachzukommen. 

3. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den 
Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen Rechts-
vorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richt-
linie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 23 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerich-
tet. 
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Anlage 

Integrale Bankgeschäfte, die unter den Anwendungsbereich der gegenseitigen Anerkennung fallen 

1. Entgegennahme von Einlagen und anderen rück-
zahlbaren Geldern 

2. Ausleihungen *) 

3. Finanzierungsleasing 

4. Dienstleistungen zur Durchführung des Zah-
lungsverkehrs 

5. Ausgabe und Verwaltung von Zahlungsmitteln 
(Kreditkarten, Reiseschecks und Bankschecks) 

6. Bürgschaften und die Eingehung von Verpflich-
tungen 

7. Handel für eigene Rechnung oder im Auftrage der 
Kundschaft: 

*) insbesondere: — Konsumentenkredite 
—Hypothekendarlehen 
—Factoring mit und ohne Rückgriff 
—Handelsfinanzierung 
(einschließlich Rechnungsdiskontierung) 

a) Geldmarktinstrumente (Schecks, Wechsel, 
Depositenzertifikate usw.) 

b) Geldwechselgeschäfte 

c) Termin- (,,financial futures") und Optionsge-
schäfte 

d) Wechselkurs- und Zinssatzinstrumente 

e) Wertpapiergeschäfte 

8. Teilnahme an der Wertpapieremission und den 
diesbezüglichen Dienstleistungen 

9. Geldmaklergeschäfte im Interbankenmarkt 

10. Portfolioverwaltung und -beratung 

11. Wertpapieraufbewahrung 

12. Handelsauskünfte 

13. Schließfachverwaltungsdienste 

Folgen des Richtlinienvorschlags für die kleinen und mittleren Unternehmen 
und für die Beschäftigung 

1. Verpflichtungen verwaltungsrechtlicher A rt, die 
sich aus der Anwendung dieser Vorschriften für die 
Unternehmen ergeben: 

Keine 

2. Vorteile für das Unternehmen: 

Die Richtlinie zielt darauf ab, die Bedingungen des 
Binnenmarktes auf dem Gebiet der Kreditinstitute 
zu verwirklichen. Die vollständige Niederlassungs-
freiheit und Dienstleistungsfreiheit, in deren Ge-
nuß die Kreditinstitute der Gemeinschaft kommen 
werden, wird den Wettbewerb im Banksektor för-
dern und wird ein wich tiger Faktor für Innovatio-
nen sein. Die Unternehmen werden so in den Ge-
nuß größerer Beweglichkeit, günstigerer Bedin-
gungen und besser angepaßter Finanzinstrumente 
kommen. Die Harmonisierungsmaßnahmen, die in 
der Richtlinie enthalten sind, werden des weiteren 
die Finanzkraft der Kreditinstitute stärken, was ein 
wichtiges Stabilitätselement für die Wirtschaft dar-
stellt. 

3. Nachteile für das Unternehmen: 

Keine 

4. Wirkungen auf die Beschäftigung:  

Man kann sehr günstige Wirkungen im Banksektor 
erwarten, die durch die Erhöhung der grenzüber-
schreitenden Tätigkeit der Kreditinstitute hervor-
gerufen werden (insbesondere die Schaffung von 
Zweigniederlassungen in der ganzen Gemein-
schaft). Die Optimierung der Kosten und der Qua-
lität der Finanzdienstleistungen wird auch gün-
stige Wirkungen auf die Rentabilität der Unterneh-
men anderer Sektoren und daher auf die Beschäf-
tigung haben. 

5. Hat es vorher eine Abstimmung der Sozialpartner 
gegeben? 

Ja 

Meinung der Sozialpartner: 

Zustimmend 

6. Gibt es einen alternativen, weniger  einschränken

-

den Ansatz? 

Nein. Die Richtlinie zielt darauf ab, die Ausübung 
der Niederlassungsfreiheit und der Dienstlei-
stungsfreiheit zu erleichtern. 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Wieczorek 

Die Vorlagen wurden gemäß Sammelüberweisung 
von EG-Vorlagen 

— vom 6. Mai 1988 — Drucksache 11/2266 Nr. 2.1 — 
(Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Ra-
tes über die Eigenmittel von Kreditinstituten), 

— vom 24. Juni 1988 — Drucksache 11/2580 Nr. 5 — 
(Vorschlag für eine Richtlinie des Rates für einen 
Solvabilitätskoeffizienten für Kreditinstitute) und 

— vom 8. April 1988 — Drucksache 11/2089 Nr. 2 — 
(Vorschlag für eine zweite Richtlinie des Rates zur 
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften über die Aufnahme und Ausübung der 
Tätigkeit der Kreditinstitute und zur Änderung der 
Richtlinie 77/780/EWG) 

zur alleinigen Beratung an den Finanzausschuß über-
wiesen. Der Finanzausschuß hat die Vorlagen am 
30. November 1988 beraten. 

I. Inhalt der Richtlinienvorschläge und 
Stellungnahmen der Bundesregierung 

1. Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des 
Rates über die Eigenmittel von Kreditinstituten 

Ziel der Richtlinie ist es, vergleichbare Definitionen 
der Eigenmittel der Kreditinstitute in den Mitglied-
staaten der Europäischen Gemeinschaften zu schaf-
fen, um so die Grundlagen für eine weitere Koordinie-
rung der Bankenaufsicht zu verbessern. Dabei geht 
die Kommission davon aus, daß die Eigenmittelrichtli-
nie nur die Vorstufe eines Prozesses ist, der zu einer 
angemesseneren Eigenkapitalausstattung der Kredit-
institute in der EG und zu einer strengeren Definition 
der Kriterien für die zu den Eigenmitteln zu rechnen-
den Elemente führen wird. 

Die Harmonisierung des Eigenmittelbegriffs ist not-
wendig, weil die Eigenmittel ein zentraler Ansatz-
punkt für bankaufsichtliche Maßnahmen sind. Neben 
ihrer Eigenschaft als Verlustpuffer und ihrem Beitrag 
zur Liquiditätssicherung sind die Eigenmittel eine Be-
zugsgröße für verschiedene aufsichtsrechtliche Vor-
schriften zur Begrenzung der Risiken aus Bankge-
schäften. So werden in der Bundesrepublik Deutsch-
land die Kreditvergabe insgesamt, die Vergabe ein-
zelner Großkredite und der Umfang von Beteiligun-
gen der Kreditinstitute durch Anknüpfung an die Ei-
genmittel als Bezugsgröße beschränkt. 

Nach dem Richtlinienvorschlag zählen zu den Eigen-
mitteln im wesentlichen die folgenden Bestandteile: 

a) das eingezahlte Kapital, 

b) die offenen Rücklagen, 

c) die Neubewertungsrücklagen,  

d) der Fonds für allgemeine Bankrisiken, 

e) die Wertberichtigungen im Sinne von Artikel 37 
Abs. 2 der Bankbilanzrichtlinie (86/635/EWG); das 
sind in der Bundesrepublik Deutschland die stillen 
Reserven nach § 26 KWG, 

f) die sonstigen, dauernd zur Verfügung stehenden 
Kapitalbestandteile, bei denen die Teilnahme am 
Verlustausgleich sichergestellt ist (z. B. die deut-
schen Genußrechte), 

g) der Haftsummenzuschlag bei Kreditgenossen-
schaften, 

h) die nachrangigen Darlehen. 

Dabei darf die Summe der in den Buchstaben e bis h 
beschriebenen Eigenmittel die Summe der in den 
Buchstaben a und b genannten Bestandteile nicht 
überschreiten. Haftsummenzuschlag der Kreditge-
nossenschaften und nachrangige Darlehen sind zu-
sammen auf höchstens 50 Prozent der Eigenmittelbe-
standteile in den Buchstaben a und b beschränkt. Eine 
Grenze für die Neubewertungsrücklagen und für den 
Fonds für allgemeine Bankrisiken ist in dem Richtli-
nienvorschlag nicht vorgesehen. 

Den Mitgliedstaaten bleibt es für einen noch festzule-
genden Zeitraum anheimgestellt, einen engeren Ei-
genmittelbegriff zu wählen oder niedrigere Ober-
grenzen festzulegen als im Richtlinienvorschlag vor-
gesehen. 

Die Bundesregierung begrüßt den Richtlinienvor-
schlag, weil er im Zusammenhang mit 

— der Ersten Richtlinie zur Koordinierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme 
und Ausübung der Tätigkeit der Kreditinstitute 
von 1977 (77/780/EWG), 

— der Richtlinie über die Beaufsichtigung der Kredit-
institute auf konsolidierter Basis von 1983 
(83/350/EWG), 

— der Richtlinie über den Jahresabschluß und den 
konsolidierten Abschluß von Banken und anderen 
Finanzinstituten von 1986 (86/635/EWG), 

— der Empfehlung über die Überwachung und Kon

-

trolle der Großkredite von 1986 (87/62/EWG), 

— der Empfehlung zur Einführung von Einlagensi-
cherungssystemen von 1986 (87/63/EWG) 

und mit den in Vorbereitung befindlichen Richtli-
nien 

— für einen Solvabilitätskoeffizienten und 

— zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften über die Aufnahme und Ausübung 
der Tätigkeit der Kreditinstitute 
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auf die Harmonisierung wesentlicher Teile des Bank-
aufsichtsrechts und somit auf die Schaffung der Vor-
aussetzungen für die gegenseitige Anerkennung der 
Bankaufsicht abziele. Mit dem Richtlinienvorschlag 
solle ein wesentlicher Beitrag zur Vollendung des Bin-
nenmarktes im Bereich der Finanzdienstleistungen 
erbracht werden. 

Die Bundesregierung hat darauf hingewiesen, daß 
sich ihre Bemühungen, einen am geltenden KWG aus-
gerichteten, im übrigen möglichst engen Eigenmittel

-

begriff durchzusetzen, im Richtlinienvorschlag inso-
weit niedergeschlagen haben, als dort 

— die Genußrechte anerkannt werden, 

— die Anerkennung des Haftsummenzuschlags bei 
Kreditgenossenschaften aufrechterhalten wird, 

— die „weichen" Eigenmittelbestandteile im Ver-
hältnis zu den „harten" Eigenmitteln (d. h. einge-
zahltes Kapital und offene Rücklagen) begrenzt 
werden und für nachrangige Verbindlichkeiten 
eine zusätzliche Grenze vorgesehen ist. 

Nach Auffassung der Bundesregierung soll die Eigen-
mittel-Richtlinie nicht vor der Solvabilitätsrichtlinie in 
Kraft treten, d. h. aller Voraussicht nach nicht vor 
1993. 

2. Vorschlag für eine Richtlinie des Rates für einen 
Solvabilitätskoeffizienten für Kreditinstitute 

Dieser in engem Zusammenhang mit dem Vorschlag 
einer Eigenmittelrichtlinie stehende Richtlinienvor-
schlag zielt auf gemeinschaftliche Definitionen und 
Techniken für einen Solvabilitätskoeffizienten ab. Der 
Koeffizient soll die Eigenmittel eines jeden Kreditin-
stituts in Beziehung setzen zu den nach Risiko ge-
wichteten Aktiva und in der Bilanz „unter dem Strich" 
oder gar nicht ausgewiesenen Geschäften, z. B. Bürg-
schaften oder Termingeschäften. Darüber hinaus soll 
ein Mindestniveau für diesen Koeffizienten festgelegt 
werden, der von allen Kreditinstituten in der Gemein-
schaft ab 1. Januar 1993 einzuhalten ist. Der Vor-
schlag geht zunächst von einem Koeffizienten von 8 % 
aus, d. h. die nach Risiko gewichteten Aktiva und au-
ßerbilanziellen Geschäfte müssen nach dem Vor-
schlag der Kommission mit mindestens 8 % Eigenka-
pital gedeckt sein. 

Der Richtlinienvorschlag sieht im wesentlichen fol-
gende Regelungen vor: 

a) Zum Zwecke der Zuordnung von Risikogewichten 
zu verschiedenen Aktiva und zu außerbilanzmäßi-
gen Geschäften werden die Schuldner in Katego-
rien eingeteilt, insbesondere wird zwischen „inlän-
dischen" Schuldnern mit Sitz in einem Mitglied-
staat der Europäischen Gemeinschaften und „aus-
ländischen" Schuldnern mit Sitz in den übrigen 
Staaten unterschieden. 

b) In der zentralen Vorschrift des Artikels 6 werden 
die Aktiva und außerbilanzmäßigen Posten nach 
bestimmten Risikoklassen aufgelistet (0 % , 10 %, 
20%, 50% und 100%). 

Null-Gewichtung 

Hierzu gehören im wesentlichen die Forderungen 
und Verbindlichkeiten gegenüber inländischen 
Zentralregierungen und Zentralbanken und ge-
genüber den Europäischen Gemeinschaften sowie 
gegenüber der Europäischen Investitionsbank, der 
Bank für Internationalen Zahlungsausgleich, der 
Weltbank und dem Internationalen Währungs-
fonds. 

Gewicht 10% 

Mit diesem Prozentsatz werden außerbilanzmä-
ßige Verbindlichkeiten mit mittlerem Kreditrisiko 
gegenüber inländischen Kreditinstituten und ent-
sprechende Verbindlichkeiten mit einer Ur-
sprungslaufzeit gegenüber ausländischen Kredit-
instituten gewichtet. 

Gewicht 20% 

Diese Gewichtung gilt im wesentlichen für Aktiva 
in Form von Forderungen gegen inländische Kre-
ditinstitute oder in Form von Forderungen mit einer 
Ursprungslaufzeit bis zu einem Jahr gegenüber 
ausländischen Kreditinstituten sowie für entspre-
chende außerbilanzmäßige Verbindlichkeiten mit 
hohem Kreditrisiko. 

Gewicht 50 % 

Hierher gehören Ausleihungen an Privatpersonen 
für den Erwerb von Wohnungseigentum in der Eu-
ropäischen Gemeinschaft zwecks Eigengebrauchs, 
die vollständig und ausreichend und zur Zufrie-
denheit der zuständigen Behörden durch Hypothe-
ken auf dem betreffenden Objekt gesichert sind. 
Hierunter fallen auch außerbilanzmäßige Verbind-
lichkeiten mit mittlerem Kreditrisiko, die für „aus-
ländische" Zentralbanken, Zentralregierungen, 
Regionalregierungen und lokale öffentliche Stel-
len sowie für den „inländischen" und „ausländi-
schen" Nicht-Banken-Sektor eingegangen wurden, 
sowie außerbilanzmäßige Verbindlichkeiten mit ei-
nem mittleren Kreditrisiko und einer Ursprungslauf-
zeit von mehr als einem Jahr, die für „ausländische" 
Kreditinstitute eingegangen wurden. 

Gewicht 100% 

Hierzu gehören die nicht unter die anderen Ge-
wichtungen fallenden Aktiva und außerbilanzmä-
ßigen Verbindlichkeiten, z. B. die normalen Kun-
denkredite, aber auch die Sachanlagen eines Kre-
ditinstituts. 

c) Im Falle von Forderungen gegen lokale Gebiets-
körperschaften und Regionalregierungen sieht der 
Richtlinienvorschlag die gegenseitige Anerken-
nung der Gewichte vor, die die einzelnen Auf-
sichtsbehörden bei ihren eigenen Körperschaften 
für angebracht halten. Die Aufsichtsbehörden kön-
nen danach zwischen folgenden Gewichtungen 
wählen: 0 %, 20 %, 50 % bei Aktiva und außerbi-
lanzmäßigen Verbindlichkeiten mit hohem Kredit-
risiko und 0 %, 10 %, 20 % bei außerbilanzmäßigen 
Verbindlichkeiten mit mittlerem Kreditrisiko. 

d) Der Kommission werden die Durchführungsbefug-
nisse zur technischen Anpassung für bestimmte 
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Regelungen der Richtlinie übertragen. Diese An-
passung erfolgt in einem vereinfachten Verfahren, 
das dem „Verfahren III, Variante a" von Artikel 2 
des Ratsbeschlusses vom 13. Juli 1987 zur Festle-
gung der Modalitäten für die Ausübung der der 
Kommission übertragenen Durchführungsbefug-
nisse (87/373/EWG) entspricht. 

Die Bundesregierung hat den Richtlinienvorschlag für 
einen Solvabilitätskoeffizienten im Grundsatz be-
grüßt, weil auch er im Zusammenhang mit den unter 
Ziffer I Nr. 1 erwähnten, vom Rat bereits verabschie-
deten Richtlinien und den in Vorbereitung befindli-
chen Richtlinien 

— zur Eigenmitteldefinition bei Kreditinstituten und 

— zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften über die Aufnahme und Ausübung der 
Tätigkeit der Kreditinstitute 

auf einen wesentlichen Schritt zur Vollendung des 
Binnenmarktes im Bereich des Kreditwesens abziele. 
Dennoch hat die Bundesregierung folgende erhebli-
che Bedenken gegen den Richtlinienvorschlag geäu-
ßert: 

— Die Privilegierung von Krediten an Zentralregie-
rungen (Staaten) solle nicht auf die Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaften beschränkt 
werden, sondern auch die G-10-Mitgliedstaaten 
oder die Mitgliedstaaten der OECD erfassen. 

— Die Europäische Investitionsbank, die Bank für in-
ternationalen Zahlungsausgleich, die Weltbank 
und der Internationale Währungsfonds sollten 
nicht wie Zentralstaaten oder Zentralbanken (Risi-
kogewichtung Null), sondern wie andere Banken 
behandelt werden. 

— Bei den außerbilanzmäßigen Verbindlichkeiten 
und ihrer Einteilung in die Risikoklassen solle nicht 
nach Laufzeiten unterschieden werden. 

— Die Privilegierung von hypothekarisch gesicherten 
Krediten solle nicht auf Hypotheken auf selbstge-
nutztes Wohnungseigentum beschränkt werden, 
sondern alle dem deutschen Realkredit entspre-
chenden Grundpfandrechte umfassen (vgl. § 11 
Abs. 2, § 12 Abs. 1 und 2 Hypothekenbankgesetz; 
Beleihung bis zu 60 % eines nach strengen Maßstä-
ben ermittelten Beleihungswertes). 

— Eine Anrechnung der Sachanlagen zu 100 sei nicht 
gerechtfertigt, weil in den Grundstücken und in 
der Betriebs- und Geschäftsausstattung kein Kre-
ditrisiko liege. 

— Ebenso wie bei den anderen in Vorbereitung be-
findlichen Richtlinienvorschlägen solle bei der 
Übertragung von Durchführungsbefugnissen auf 
die Kommission (Artikel 8) das im sog. Komitolo-
gie-Beschluß des Rates vom 13. Juli 1987 geregelte 
Verfahren III Variante b mit Einschaltung des Be-
ratenden Bankenausschusses angewandt werden. 
Nur dieses Verfahren trage den Besonderheiten im 
Bereich des Kreditwesens und der besonderen 
Stellung des Beratenden Ausschusses Rechnung, 
die auch in der gemeinsamen Erklärung von Rat 

und Kommission zum Komitologie-Beschluß noch 
einmal besonders bekräftigt worden sei. 

3. Vorschlag für eine Zweite Richtlinie des Rates 
zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme und 
Ausübung der Tätigkeit der Kreditinstitute und 
zur Änderung der Richtlinie 77/780/EWG 

Grundsatz dieses Richtlinienvorschlags ist die gegen-
seitige Anerkennung der Aufsicht der Kreditinstitute 
durch die einzelnen Mitgliedstaaten (Artikel 19 
Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 16 Abs. 1). Danach 
soll die Aufsichtsbehörde des Herkunftslandes eines 
Kreditinstituts die Geschäfte dieses Kreditinstituts in 
allen europäischen Mitgliedstaaten überwachen, wo-
bei es ohne Bedeutung sein soll, ob diese Geschäfte im 
Wege der Dienstleistung oder über Zweigstellen in 
anderen Mitgliedstaaten ausgeführt werden. In be-
sonderen Fällen soll dies auch für Tochtergesellschaf-
ten gelten (Artikel 16 Abs. 2). 

Da der Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung 
der Bankenaufsicht ein Mindestmaß an Harmonisie-
rung des Bankaufsichtsrechts voraussetzt, sieht der 
Richtlinienvorschlag insbesondere folgende Regelun-
gen vor: 

a) Mindestanfangskapital von 5 Mio. ECU (rund 
10 Mio. DM); Mitgliedstaatenwahlrecht, einen 
niedrigeren Betrag für Kreditinstitute festzulegen, 
deren Geschäftsbereich beschränkt ist (Artikel 3). 
Das Mindestanfangskapital darf später nicht unter-
schritten werden; bestehende Kreditinstitute müs-
sen ihr Kapital bis zum 31. Dezember 1996 anpas-
sen (Artikel 8). 

b) Die Bankaufsichtsbehörde prüft die Zuverlässig-
keit von Anteilseignern eines Kreditinstituts, die 
unmittelbar oder mittelbar 10 % oder mehr der An-
teile halten oder der Stimmrechte ausüben kön-
nen, 

— im Zeitpunkt der Zulassung eines Kreditinsti-
tuts (Artikel 4) und 

— vor Erwerb der Beteiligung und vor der Erhö-
hung der Beteiligung auf über 50 % 

und ergreift Maßnahmen, um einen möglichen 
Einfluß von Anteilseignern zu verhindern, der sich 
schädlich auf die Geschäftsführung des Kreditinsti-
tuts auswirkt (Artikel 9). 

c) Keine Zulassung für Zweigstellen von Kreditinsti-
tuten aus anderen Mitgliedstaaten (Artikel 5), nur 
Anzeigepflicht mit Widerspruchsmöglichkeit für 
die Aufsichtsbehörde des Aufnahmelandes gegen-
über einzelnen Geschäftszweigen, die im Aufnah-
meland aus Gründen des Allgemeininteresses ver-
boten sind (Artikel 17). 

d) Zulassung eines Kreditinstituts, das eine Tochter-
gesellschaft eines Drittlandsunternehmens ist, und 
Zulassung des Erwerbs von Beteiligungen (mehr 
als 50 %) an Kreditinstituten aus der Gemeinschaft 
durch Drittlandsunternehmen, wenn die Gegen-
seitigkeit für alle EG-Mitgliedstaaten gewährlei- 
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stet ist. Ist dies nicht sichergestellt, Möglichkeit zur 
Aussetzung der Entscheidung über den Antrag 
durch die Kommission (Artikel 7). 

e) Begrenzung der Beteiligung von Kreditinstituten 
an Nicht-Banken auf konsolidierter Basis: 

— Eine unmittelbare oder mittelbare Beteiligung 
ab 10 % des Kapitals oder der Stimmrechte ei-
ner Nicht-Bank darf 10 % der Eigenmittel des 
Kreditinstituts nicht übersteigen und 

— alle derartigen Beteiligungen dürfen 50 % der 
Eigenmittel des Kreditinstituts nicht überstei-
gen. 

Ausnahmen sind vorgesehen für Rettungserwerbe, 
Wertpapierplazierungen, Kommissionsgeschäfte 
und für den Handelsbestand an Wertpapieren (Ar-
tikel 10). 

f) Die Bankaufsichtsbehörde sorgt für ordnungsge-
mäße Verwaltung, Buchhaltung und interne Revi-
sion bei Kreditinstituten, Finanzinstituten, Leasing-
unternehmen, Factoringunternehmen und Hol-
ding-Gesellschaften (Artikel 11) . 

g) Die Aufnahmeländer bleiben weiterhin zuständig 
für die Überwachung einer Zweigstelle eines Kre-
ditinstituts aus einem anderen Mitgliedstaat auf 
den Gebieten der Geldpolitik, der Liquiditätsaus-
stattung und der Risiken aus offenen Positionen bei 
Wertpapiergeschäften (Artikel 12). 

h) Die Bankaufsichtsbehörde des Herkunftslandes 
hat das Recht, die Zweigstellen in anderen Mit-
gliedstaaten zu prüfen (Artikel 13). 

i) Ausführliche Regelung der Geheimhaltungspflicht 
der Bankaufsichtsbehörden (Artikel 14). 

j) Festlegung der Haupttätigkeiten, die ohne weite-
res in einem anderen Mitgliedstaat ausgeübt wer-
den können, 

— durch ein Kreditinstitut (Artikel 16 Abs. 1), 

— durch ein Finanzinstitut (Artikel 16 Abs. 2). 

k) Die Kreditinstitute müssen der Bankaufsichtsbe-
hörde des Herkunftslandes mitteilen, welche Tä-
tigkeiten sie im Rahmen der Dienstleistungsfrei-
heit in einem anderen Mitgliedstaat ausüben wol-
len (Artikel 18). 

l) Festlegung des Eingriffsverfahrens bei Verstößen 
von Kreditinstituten gegen einzelne Regelungen 
(Artikel 19 Abs. 3 ff.). 

m) Regelung der technischen Anpassung der Richtli-
nie in einem vereinfachten Verfahren, das dem 
„Verfahren III, Variante a" des Artikels 2 des Be-
schlusses des Rates vom 13. Juli 1987 zur Festle-
gung der Modalitäten für die Ausübung der der 
Kommission übertragenen Durchführungsbefug-
nisse (87/373/EWG) entspricht (Artikel 20). 

n) Umsetzung der Richtlinie in nationales Recht bis 
spätestens 1. Januar 1993 (Artikel 22). 

Die Bundesregierung hat auch diesen Richtlinienvor

-

schlag im Grundsatz begrüßt, weil auch durch ihn im 
Zusammenhang mit den unter Ziffer I Nr. 1 erwähn

-

ten, vom Rat bereits verabschiedeten Richtlinien und 
den in Vorbereitung befindlichen Richtlinien 

— zur Eigenmitteldefinition bei Kreditinstituten und 

— für einen Solvabilitätskoeffizienten für Kreditinsti-
tute 

ein wesentlicher Schritt auf dem Wege zur Vollen-
dung des Binnenmarktes in der Kreditwirtschaft voll-
zogen werden solle. Dem Grundsatz der gegenseiti-
gen Anerkennung kann nach Auffassung der Bundes-
regierung jedoch erst dann zugestimmt werden, wenn 
das Bankaufsichtsrecht so weit harmonisiert ist, daß 
gewichtige Wettbewerbsunterschiede aufgrund des 
Bankaufsichtsrechts für die Kreditinstitute innerhalb 
der Gemeinschaft nicht mehr bestehen. 

Die Bundesregierung hat darauf hingewiesen, daß sie 
prüfe, ob sie eine Harmonisierung der Vorschriften 
über die Liquiditätsausstattung der Kreditinstitute bis 
1993 fordern solle, weil die Kommission diesen Be-
reich bisher nicht in ihr Arbeitsprogramm bis 1993 
aufgenommen habe. Sie hat außerdem betont, daß 
Voraussetzung für den gemeinsamen Binnenmarkt im 
Kreditwesen die tatsächliche Liberalisierung des Ka-
pitalverkehrs sein müsse. 

Wenngleich die Bundesregierung auch diesen Richtli-
nienvorschlag im Grundsatz begrüßt, hat sie gegen 
eine Reihe der in der Vorlage vorgesehenen Regelun-
gen Bedenken. Sie hat hierzu folgendes ausgeführt: 

Kapitalausstattung (Artikel 3 und 8) 

Ein Mindestanfangskapital von 5 Mio. ECU erscheint 
als eine zu hohe Schranke für den Marktzugang. Ob 
die in Artikel 3 Abs. 2 vorgesehene Ausnahmerege-
lung für Kreditinstitute mit beschränktem Geschäfts-
bereich ausreichend ist, um diese Bedenken auszu-
räumen, ist zweifelhaft. 

Es ist nicht notwendig und auch nicht sachgerecht, 
daß die Mindestanfangskapitalausstattung später 
nicht unterschritten werden darf. In der Anfangsphase 
eines neu gegründeten Kreditinstituts werden in der 
Regel Anlaufverluste eintreten, so daß schon aus die-
sem Grund die Eigenmittel absinken können. Auch 
später kommt es für die Bankaufsicht nicht auf das 
Vorhandensein eines bestimmten absoluten Eigen-
mittelbetrages an. Es ist vielmehr entscheidend, daß 
das Kreditinstitut die Bestimmungen über den Zah-
lungsfähigkeitskoeffizienten und die Großkredite ein-
hält und damit im Verhältnis zu den Risiken seines 
Geschäfts für ein angemessenes Eigenkapital sorgt. 
Auch aus wettbewerbspolitischer Sicht bestehen Be-
denken gegen Artikel 8, weil diese Regelung konzen-
trationsfördernd wäre. 

In der Bundesrepublik Deutschland würden zur Zeit 
nach neueren Berechnungen rund 70 % der Kredit-
institute, in erster Linie Kreditgenossenschaften und 
Sparkassen, die in Artikel 8 geforderte Eigenkapital-
ausstattung nicht erfüllen. 
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Zuverlässigkeit von einflußreichen Anteilseignern 
(Artikel 4 und 9) 

Eine Offenlegung des unmittelbaren und mittelbaren 
Anteilsbesitzes ab 10 % gegenüber der Aufsichtsbe-
hörde sollte ausreichen. Die Aufsichtsbehörde kann 
vorsorglich oder bei Verdacht die Aufsicht über Kre-
ditinstitute mit einflußreichen Anteilseignern verstär-
ken und so möglichen negativen Einflußnahmen eines 
Anteilseigners auf das Kreditinstitut entgegenwirken. 
Ergänzend kann daran gedacht werden, Vorzugskre-
dite an einflußreiche Anteilseigner vom Eigenkapital 
abzuziehen (vgl. die Regelung in § 10 Abs. 2 Satz 2 
KWG). 

Eine Prüfung der Zuverlässigkeit der Anteilseigner 
und Maßnahmen der Aufsichtsbehörde bei Unzuver-
lässigkeit der Anteilseigner, die bis zum Erwerbsver-
bot oder zur Verkaufsauflage führen können, erschei-
nen als ein zu starker Eingriff in das Eigentumsrecht. 
Dies ist nach den Erfahrungen der deutschen Bank-
aufsicht nicht erforderlich. Bei der Anwendung des 
Vorschlags der Kommission dürften sich außerdem 
erhebliche praktische Probleme ergeben. So ist z. B. 
das „Strohmann-Problem" nicht gelöst. Durch die 
Einbeziehung der mittelbaren Beteiligungen würden 
die Aufkäufe von Konzernen, denen ein Kreditinstitut 
eingegliedert ist, in Zukunft der Zustimmung der 
Bankaufsichtsbehörden unterliegen. 

Voraussetzung der Gegenseitigkeit bei Gründung 
oder bei Aufkauf von Kreditinstituten durch 
Drittlandsunternehmen (Artikel 7) 

Diese Regelung erscheint nicht notwendig. Alle maß-
geblichen Kreditinstitute aus wirtschaftlich für Kredit-
institute aus der Gemeinschaft interessanten Drittlän-
dern haben inzwischen Stützpunkte in der Gemein-
schaft, so daß über das Erfordernis der Gegenseitig-
keit eine weitere Öffnung von Drittlandmärkten kaum 
erreicht werden dürfte. 

Begrenzung der Beteiligungen an Nicht-Banken 
(Artikel 10) 

Diese Regelung dürfte — jedenfalls im Bankenauf-
sichtsrecht — unverhältnismäßig sein. Eine Begren-
zung des Anteilsbesitzes aus Risikogründen ergibt 
sich aufgrund des noch zu harmonisierenden Zah-
lungsfähigkeitskoeffizienten und aufgrund der Groß-
kreditempfehlung. Das Liquiditätsproblem, das im 
Eingehen einer Beteiligung liegt, kann durch einen 
Liquiditätskoeffizienten oder durch eine Regelung ge-
löst werden, in der alle schwer veräußerbaren Aktiva, 
z. B. auch die Grundstücke und die Bet riebs- und Ge-
schäftsausstattung, begrenzt werden (vgl. die Rege-
lung in § 12 KWG). 

Festlegung der Haupttätigkeiten, die ohne weiteres 
in einem anderen Mitgliedstaat durch ein 
Finanzinstitut ausgeübt werden können 
(Artikel 16 Abs. 2) 

Diese Vorschrift sollte als Mitgliedstaatenwahlrecht 
ausgestaltet werden. Es kann hingenommen werden, 
daß ein einzelner Mitgliedstaat seinen Finanzinstitu-
ten gestattet, die im Anhang zur Richtlinie aufgeführ-
ten typischen Banktätigkeiten unter den in Artikel 16 
Abs. 2 aufgeführten Voraussetzungen durchzuführen 
und auch insoweit grenzüberschreitend tätig zu sein. 
Es darf aber nicht Pflicht a ller Mitgliedstaaten wer-
den, das in Artikel 16 Abs. 2 dargestellte System in 
nationales Recht zu übernehmen. Der Vorschlag der 
Kommission würde für die Bundesrepublik Deutsch-
land bedeuten, daß z. B. Leasing- und Factoring-Un-
ternehmen Bankgeschäfte betreiben dürften, dadurch 
formal nicht zu Kreditinstituten würden und damit nur 
teilweise der Aufsicht des Bundesaufsichtsamtes für 
das Kreditwesen unterständen. 

Mitteilungspflicht für Tätigkeiten im Rahmen des 
Dienstleistungsverkehrs (Artikel 18) 

Diese Regelung ist aus unserer Sicht im Hinblick auf 
den Harmonisierungsstand nicht erforderlich. 

Regelung der technischen Anpassung der Richtlinie 
(Artikel 20) 

Das Verfahren nach Artikel 2 des Beschlusses des Ra-
tes vom 13. Juli 1987 (87/373/EWG) bezieht sich nur 
auf die Durchführung von Vorschriften. Eine mate-
rielle Änderung von Richtlinien ist mit Hilfe dieses 
Verfahrens nicht zulässig. Unter diesem Gesichts-
punkt wird die Liste der Kommission in Artikel 20 
Abs. 1 zu überprüfen sein. 

Umsetzung der Richtlinie (Artikel 22) 

Wegen des Sachzusammenhangs sollte die Richtlinie 
zeitgleich mit den Richtlinien über die Eigenmittelde-
finition bei Kreditinstituten und über den Solvabili-
tätskoeffizienten umgesetzt werden. 

II. Stellungnahme des Bundesrates zu den 
Richtlinienvorschlägen 

1. Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des 
Rates über die Eigenmittel von Kreditinstituten 

Der Bundesrat hat in seiner 593. Sitzung am 14. Okto-
ber 1988 zu der Vorlage wie folgt Stellung genom-
men: 

„Mit Beschluß vom 28. November 1986 — Druck-
sache 434/86 (Beschluß) — hatte sich der Bundesrat 
bereits mit dem Vorschlag für eine Eigenmittelricht-
linie befaßt. Seither ist der Vorschlag grundlegend 
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modifiziert worden. Deshalb ist eine Neubewertung 
der verschiedenen Petita notwendig geworden. 

Der Bundesrat begrüßt die in Artikel 1 und 6 vorgese-
henen Regelungen, um zügig zu einer stärkeren Kon-
vergenz der nationalen Eigenmittel-Vorschriften zu 
gelangen. 

Bei grundsätzlich positiver Beurteilung des Vorschla-
ges bittet der Bundesrat die Bundesregierung, für die 
folgenden Änderungen einzutreten: 

1. In Artikel 1 wird der Begriff des Kreditinstitutes aus 
der Richtlinie 77/780/EWG unverändert übernom-
men. Dieses könnte nach dem Vorschlag dazu füh-
ren, daß Unternehmen, welche entweder nur Ein-
lagen annehmen oder nur Kredite gewähren, diese 
Dienste in allen Mitgliedstaaten anbieten können, 
ohne einer besonderen Aufsicht zu unterliegen, 
wenn sie im Herkunftsland einer solchen Aufsicht 
nicht unterliegen. Die Bundesregierung wird gebe-
ten, sich dafür einzusetzen, daß der Beg riff des Kre-
ditinstituts auch solche Unternehmen erfaßt, wel-
che nur Aktiv- oder nur Passivgeschäfte betreiben. 
Es sollte daher geprüft werden, ob in Artikel 1 ein 
erweiterter Beg riff des Kreditinstitutes eingeführt 
werden kann, der sich an § 1 des Kreditwesenge-
setzes anlehnt. 

2. Mit Beschluß vom 28. November 1986 — Drucksa-
che 434/86 (Beschluß) — hatte sich der Bundesrat 
gegen die Berücksichtigung von Neubewertungs-
rücklagen gewandt. In der neuen Fassung des 
Kommissionsvorschlages sind die Neubewertungs-
rücklagen wiederum enthalten, allerdings ledig-
lich als Bestandteil der ergänzenden Eigenmittel. 
Den Bestrebungen in der EG, die in der Bilanz aus-
gewiesenen Neubewertungsrücklagen als Basisei

-

genmittel zu behandeln, ist entgegenzutreten. Im 
Rahmen der Anerkennung der Neubewertungs-
rücklagen als ergänzende Eigenmittel ist jedoch 
sicherzustellen, daß die Neubewertungsrücklagen 
nicht danach differenziert werden, ob sie in der 
Bilanz ausgewiesen werden oder nicht. Denn die 
Darstellung in der Bilanz folgt nicht Risikogesichts-
punkten, sondern den unter anderen Zielen gestal-
teten Vorschriften des Bilanzrechts. Dies entspricht 
auch der Auffassung des COOKE-Ausschusses. 

Neubewertungsrücklagen und Fonds für allge-
meine Bankrisiken sind in die Begrenzungen nach 
Artikel 4 c einzubeziehen. 

3. Der Bundesrat sieht mit Sorge, daß nach Inkrafttre-
ten der Richtlinie in der jetzigen Fassung Banken 
mit Sitz in anderen Mitgliedstaaten auf dem deut-
schen Kapitalmarkt Wettbewerbsvorteile gegen-
über inländischen Banken haben würden. Der 
Bundesrat bittet deshalb die Bundesregierung, sich 
dafür einzusetzen, daß die Vorschriften des Kredit-
wesengesetzes und die hierzu erlassenen Grund-
sätze des Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwe-
sen zügig an die EG-Regelungen angepaßt werden 
und dabei geprüft wird, ob für deutsche Banken 
zusätzliche Eigenmittelbestandteile entsprechend 
der EG-Richtlinie anerkannt werden sollen. 

4. Ein Abzug der Beteiligung an einem anderen Kre-
ditinstitut, welche 10 v. H. des Buchwerts jenes In

-

stituts übersteigt, stellt eine starke Benachteiligung 
der deutschen Kreditwirtschaft dar. Aus Risikoge-
sichtspunkten ist der Abzug nicht gerechtfertigt. Er 
ist abzulehnen. 

5. Der Bundesrat hält eine Verknüpfung der unter-
schiedlichen Konsolidierungsprinzipien in Arti-
kel 2 Abs. 1 Nr. 12 und 13 und Artikel 4 a nicht für 
sachgerecht. Er bittet die Bundesregierung, für 
eine ersatzlose Streichung der Nummern 12 und 13 
in Artikel 2 Abs. 1 einzutreten. 

6. Der Bundesrat nimmt zur Kenntnis, daß die Aner-
kennung der Gewährträgerhaftung für öffentlich-
rechtliche Bankinstitute nicht durchsetzbar ist. Vor 
diesem Hintergrund muß eine allgemeine Aner-
kennung des Haftsummenzuschlags zu weiteren 
Wettbewerbsverzerrungen führen. Der Bundesrat 
hält eine Anerkennung des Haftsummenzuschlags 
daher allenfalls in den unter Artikel 4 Abs. 3 in der 
Drucksache 212/88 gezogenen Grenzen für ver-
tretbar und bittet die Bundesregierung, sich dafür 
einzusetzen, eine Einbeziehung von Haftsummen-
zuschlägen nur in dem Umfang zuzulassen, wie sie 
per 31. Dezember 1984 nach den nationalen Eigen-
mittelvorschriften möglich war. 

7. Die durch § 10 Abs. 5 KWG bereits als Eigenkapital 
anerkannten Genußrechte müssen in Höhe von 
100 % des Kernkapitals als Eigenkapital anerkannt 
werden. 

8. Die von der Kommission erwünschte Ermächtigung 
zur Änderung wesentlicher Vorschriften der Richt-
linie im Wege des „vereinfachten Anpassungsver-
fahrens" nach dem Beschluß des Rates 
87/373/EWG vom 13. Juli 1987 wäre sehr bedenk-
lich, da die umfaßten Fragen keineswegs nur tech-
nischer Natur sind. Die in Rede stehenden Anpas-
sungen dürfen nur im Wege des üblichen EG

-

Rechtsetzungsverfahrens vorgenommen werden 
(Rat und Beratender Bankenausschuß). 

9. Der Bundesrat geht im übrigen davon aus, daß die 
Bundesregierung bei der weiteren Behandlung der 
Angelegenheit auf einen Verfahrensablauf in Brüs-
sel hinwirken wird, der dem Bundesrat Stellung-
nahmen gemäß Artikel 2 EEAG ermöglicht. " 

2. Vorschlag für eine Richtlinie des Rates für einen 
Solvabilitätskoeffizienten für Kreditinstitute 

Der Bundesrat hat in seiner 593. Sitzung am 14. Okto-
ber 1988 zu der Vorlage wie folgt Stellung genom-
men: 

,,1. Der Richtlinienvorschlag ist als Ergänzung zur 
Zweiten Bankrechtskoordinierungsrichtlinie an-
zusehen. Er steht dabei in enger Verbindung mit 
dem geänderten Richtlinienvorschlag über die Ei-
genmittel von Kreditinstituten. Der Bundesrat be-
grüßt grundsätzlich diesen Vorschlag. Die Festle-
gung angemessener Solvabilitätskoeffizienten ist 
bei der Beaufsichtigung von Kreditinstituten 
zweckmäßig und notwendig. 
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Die Bundesregierung wird jedoch gebeten, sich 
bei den weiteren Beratungen für die Änderung 
folgender Einzelpunkte einzusetzen: 

2. Durch die in Artikel 1 erfolgte Verweisung auf die 
Erste Bankrechtskoordinierungsrichtlinie soll der 
Anwendungsbereich dieses Vorschlages grund-
sätzlich nur auf die Kreditinstitute erstreckt wer-
den, die sowohl das Einlagengeschäft als auch das 
Kreditgeschäft betreiben. Damit unterliegen die 
universell tätigen deutschen Kreditinstitute voll 
den Solvenzvorschriften, während die in anderen 
Mitgliedstaaten nur im Wertpapiergeschäft agie-
renden Banken außerhalb dieser restriktiven Vor-
schriften bleiben. Dieses führt zu Wettbewerbs-
verzerrungen. Es sollte daher geprüft werden, ob 
in Artikel 1 ein erweiterter Beg riff des Kreditinsti-
tuts eingeführt werden kann, der sich an § 1 des 
Kreditwesengesetzes anlehnt. 

3. Angesichts der bisherigen Erfahrung, daß Schuld-
ner auch bei Liquiditätsschwierigkeiten ihre eige-
nen Emissionen stets bedient haben, bittet der 
Bundesrat die Bundesregierung, im weiteren Ver-
fahren zu prüfen, ob Wertpapieren ein geringerer 
Anrechnungsgrad als Krediten an denselben 
Schuldner beigemessen werden kann. 

4. Nach Artikel 4 werden die Eigenmittel, die den 
Zähler des Solvabilitätskoeffizienten bilden, nach 
dem geänderten Vorschlag über die Eigenmittel 
von Kreditinstituten definiert. Für die Rela tion von 
Eigenkapital zu risikobehafteten Geschäften ist in 
Anlehnung an die COOKE-Empfehlung (gegen-
wärtig) ein Satz von 8 % vorgesehen. Die eben-
falls zur Beratung vorliegende Eigenmittelrichtli-
nie weicht aber erheblich von der Defini tion des 
COOKE-Ausschusses ab. Eine endgültige Ent-
scheidung über die Relation sollte erst getroffen 
werden, wenn die Ergebnisse der Proberechnun-
gen in den einzelnen Mitgliedstaaten vorliegen. 

Der Bundesrat bittet zu prüfen, ob eine Reduzie-
rung des Wertes von jetzt 8 % erfolgen kann, 
wenn die mit den strengen nationalen Eigenkapi-
talanforderungen kumulierenden EG-Vorschrif-
ten die Eigenkapitalsituation der nationalen Kre-
ditinstitute erheblich verschärfen. 

5. Artikel 6 Ziffer 1 d sollte dahin gehend geändert 
werden, daß nicht nur Kredite zum Erwerb von 
selbstgenutztem Wohnungseigentum, sondern 
alle hypothekarisch gesicherten Kredite einen 
Anrechnungssatz von 50 % erhalten. 

Die im Richtlinienvorschlag enthaltene Differen-
zierung der Risikogewichtung nach dem Verwen-
dungszweck erscheint nicht sachgerecht. Sie 
führt zu einer Überbewertung des Adressenaus-
fallrisikos. Bei einem Realkredit steht jedoch nicht 
der Kreditnehmer, sondern das Objekt im Vorder-
grund. Der Beleihungswert basiert dabei bei Ren-
diteobjekten (also auch bei gewerblich genutzten 
Objekten) auf dem nachhaltig, d. h. von jedem 
Erwerber des Objektes, erzielbaren Ertragswert, 
von dem in der Bundesrepublik Deutschland ein 

erheblicher Sicherheitsabschlag vorgenommen 
wird. Diese strengen Bewertungsvorschriften ver-
bürgen in der Bundesrepublik Deutschland in 
Verbindung mit dem Grundbuch- und Grund-
stücksrecht eine gleichbleibende Sicherheit bei 
jeder Art  von Objekten. Daher sollten alle hypo-
thekarisch gesicherten Kredite in Ländern mit 
vergleichbar strengen Regelungen gleichbehan-
delt werden. 

Sofern eine allgemein zufriedenstellende Rege-
lung nicht gefunden werden kann, wäre ange-
sichts des hohen Sicherheitsstandards des deut-
schen Realkreditsystems eine nationale Bereichs-
ausnahme zu fordern. 

6. Die ebenfalls in Artikel 6 vorgesehene Einbezie-
hung der Wertpapiere in die risikotragenden Ak-
tiva mit einem Anrechnungssatz von 20 % setzt 
die Pfandbriefe und Kommunalobligationen mit 
den übrigen sonstigen Bankschuldverschreibun-
gen gleich. Dies ist nicht gerechtfertigt, da diese 
Wertpapiere wie Anleihen der öffentlichen Hand 
mündelsicher, lombard- und deckungsstockfähig 
sind. Die hohe Sicherheit dieser Papiere wird auch 
von der Investmentrichtlinie anerkannt, in der 
sie in vergleichbarer Weise wie die von einem 
Staat begebenen oder garantierten Schuldver-
schreibungen privilegiert werden. Eine zumin-
dest geringere Anrechnung als bei sonstigen 
Bankschuldverschreibungen ist deshalb erforder-
lich. 

7. Der Bundesrat spricht sich dafür aus, bei den au-
ßerbilanzmäßigen Verbindlichkeiten und ihrer 
Einteilung in die Risikoklassen nicht nach den 
Laufzeiten zu unterscheiden. 

8. Eine Anrechnung der Sachanlagen zu 100 % ist 
nach dem Verständnis des Bundesrates nicht ge-
rechtfertigt. In den Grundstücken und in der Be-
triebs- und Geschäftsausstattung liegt kein Kre-
ditrisiko. 

9. Artikel 8 gibt der EG-Kommission die Möglich-
keit, ohne das übliche EG-Rechtsetzungsverfah-
ren technische Anpassungen vorzunehmen. Da-
durch erhält diese ein Übergewicht gegenüber 
dem Rat der EG und dem beratenden Bankenaus-
schuß. Ebenso wie bei der Zweiten Bankrechts-
koordinierungsrichtlinie ist zu fordern, daß Ände-
rungen eines Rechtsaktes bedürfen, der mit qua-
lifizierter Mehrheit des Rates verabschiedet 
wird. 

10. Der Bundesrat geht davon aus, daß die Bundesre-
gierung bei der weiteren Behandlung dieser 
Richtlinie auf einen Verfahrensablauf in Brüssel 
hinwirken wird, der dem Bundesrat Stellungnah-
men gemäß Artikel 2 EEAG — insbesondere zur 
endgültigen Festsetzung des Mindestkoeffizien-
ten — ermöglicht. " 
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3. Vorschlag für eine zweite Richtlinie des Rates 
zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme und 
Ausübung der Tätigkeit der Kreditinstitute und 
zur Änderung der Richtlinie 77/780/EWG 

Der Bundesrat hat in seiner 593. Sitzung am 14. Okto-
ber 1988 zu der Vorlage wie folgt Stellung genom-
men: 

„ 1. Der Bundesrat begrüßt grundsätzlich den Richt-
linienvorschlag der EG-Kommission zur Ver-
wirklichung der Niederlassungsfreiheit und der 
Dienstleistungsfreiheit im Bankensektor. Die Li-
beralisierung dieses Bereichs bildet nach seiner 
Auffassung einen wich tigen Schritt zur Vollen-
dung eines einheitlichen europäischen Binnen-
marktes bis 1992. 

Der Vorschlag zur Zweiten Bankrechtskoordi-
nierungsrichtlinie steht in einem engen inhaltli-
chen Zusammenhang zu den Vorschlägen für 
die Eigenmittelrichtlinie und für die Solvabili-
tätsrichtlinie. 

Zu diesen drei Richtlinienvorschlägen wird des-
halb folgendes vermerkt: 

Der Bundesrat begrüßt die internationalen Be-
mühungen um eine Koordinierung der bankauf-
sichtlichen Normen seitens der Bank für interna-
tionalen Zahlungsausgleich. Auf diese Weise ist 
sichergestellt, daß die Finanzmärkte ihre volks-
wirtschaftlich wichtige Funktion einer reibungs-
losen Abwicklung der internationalen Kapital-
bewegungen erfüllen können. Der Bundesrat 
begrüßt ebenfalls die Bemühungen der Kommis-
sion der Europäischen Gemeinschaften, ihre 
Vorschläge in wesentlichen Fragen den weltweit 
erarbeiteten Standards anzupassen. Nur so kann 
verhindert werden, daß die mit der Errichtung 
des europäischen Binnenmarktes angestrebte 
Freizügigkeit der Finanzdienstleistungen zu ei-
ner Abschottung der Europäischen Gemein-
schaften gegenüber Drittstaaten führt. 

Der Bundesrat würde es bedauern, wenn im 
Zuge der internationalen und der europäischen 
Angleichung der Bankaufsichtsnormen Bestand-
teile bewährter deutscher Regelungen aufgege-
ben werden müßten, obwohl dies durch einen 
schonenderen internationalen und europäischen 
Angleichungsmodus vermeidbar wäre. Die man-
gelnde Durchsetzungskraft deutscher Standards 
ist im Hinblick auf die Bedeutung der deutschen 
Volkswirtschaft im internationalen Vergleich be-
denklich. 

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, 
die rechtlichen Rahmenbedingungen zum Ge-
deihen des Finanzplatzes Bundesrepublik 
Deutschland zu verbessern. 

Sofern nach Vollendung des europäischen Bin-
nenmarktes in der Bundesrepublik Deutschland 
weiterhin an bankaufsichtlichen Normen festge-
halten werden soll, welche strenger sind als die-
jenigen anderer Staaten, ist im Interesse der 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Kreditwirt

-

schaft eine umfangreiche Information der Kun-
den der Kreditwirtschaft über die unterschiedli-
chen Standards und über die Vorteile der deut-
schen Standards notwendig. Der Bundesrat bit-
tet die Bundesregierung, rechtzeitig auf geeig-
nete Maßnahmen hinzuwirken bzw. solche vor-
zubereiten, welche die notwendige Markttrans-
parenz herstellen. 

Die Einhaltung internationaler bzw. in Teilen 
europäischer Standards ist aus Rechtsgründen 
nur für diejenigen Institute notwendig, welche 
außerhalb der Grenzen der Bundesrepublik 
Deutschland tätig sind. Zahlreiche kleinere Insti-
tute beabsichtigen nicht, grenzüberschreitend 
tätig zu werden. Im internationalen Vergleich 
ist die Kreditwirtschaft der Bundesrepublik 
Deutschland besonders stark dezentral aufge-
baut und weist eine Vielzahl kleiner Institute auf, 
insbesondere im Sparkassen- und genossen-
schaftlichen Sektor. Diese Struktur soll nicht un-
nötigerweise europäischen Harmonisierungen 
geopfert werden. Deshalb wird die Bundesregie-
rung gebeten, gegenüber den Europäischen Ge-
meinschaften darauf zu achten, daß die Normen 
des EG-Rechts die Existenz der kleinen Kreditin-
stitute nicht gefährden. Dessenungeachtet muß 
gewährleistet sein, daß die EG-Richtlinien st rikt 
wettbewerbsneutral in deutsches Recht umge-
setzt werden. 

Sollten in der Rechtsetzung oder im Vollzug Ab-
weichungen von internationalen Standards un-
umgänglich sein, muß den international tätigen 
Instituten die Möglichkeit eröffnet werden, die 
Einhaltung des internationalen Standards mit 
Hilfe aufsichtsbehördlicher Bestätigung zusätz-
lich zur Einhaltung der deutschen Aufsichtsnor-
men nachzuweisen. 

Das deutsche Universalbankensystem hat sich 
bewährt. Regelungen, welche dieses System ge-
fährden, sind abzulehnen. 

Im Hinblick auf die künftig notwendigen Anpas-
sungen der deutschen Aufsichtsnormen an die 
auf internationaler bzw. europäischer Ebene ko-
ordinierten Bestimmungen bittet der Bundesrat 
die Bundesregierung, Änderungen aufsichtli-
cher Anforderungen grundsätzlich nicht vorzei-
tig vorzunehmen. 

Die Bundesregierung wird gebeten, sich bei den 
weiteren Beratungen der Zweiten Bankrechts-
koordinierungsrichtlinie für eine Änderung fol-
gender Einzelpunkte einzusetzen: 

2. In Artikel 1 wird der Beg riff des Kreditinstitutes 
aus der Richtlinie 77/780/EWG unverändert 
übernommen. Dieses könnte nach dem Vor-
schlag dazu führen, daß Unternehmen, welche 
entweder nur Einlagen annehmen oder nur Kre-
dite gewähren, diese Dienste in allen Mitglied-
staaten anbieten können, ohne einer besonderen 
Aufsicht zu unterliegen, wenn sie im Herkunfts-
land einer solchen Aufsicht nicht unterliegen. 
Die Bundesregierung wird gebeten, sich dafür 
einzusetzen, daß der Beg riff des Kreditinstituts 
auch solche Unternehmen erfaßt, welche nur 
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Aktiv- oder nur Passivgeschäfte betreiben. Es 
sollte daher geprüft werden, ob in Artikel 1 ein 
erweiterter Beg riff des Kreditinstitutes einge-
führt werden kann, der sich an § 1 des Kreditwe-
sengesetzes anlehnt. 

3. Das in dem Artikel 3 vorgesehene Anfangskapi-
tal von 5 Millionen ECU, das nach Artikel 8 auch 
nach der Gründung grundsätzlich nicht unter-
schritten werden darf und zudem ab 1997 für alle 
Kreditinstitute gelten soll, wird die Gründung 
neuer Kreditinstitute erschweren und den erfor-
derlichen Bestandsschutz für kleinere Kreditin-
stitute beeinträchtigen. Da die vorgesehene 
Höhe der Eigenmittel allenfalls für Kreditinsti-
tute hingenommen werden kann, die außerhalb 
ihres Sitzlandes tätig werden wollen, sollte in 
dem Richtlinienvorschlag klargestellt werden, 
daß diese Bestimmung grundsätzlich keine An-
wendung findet auf ausschließlich national tä-
tige Kreditinstitute. Die in Artikel 3 Abs. 2 vorge-
sehenen Ausnahmen treffen auf bestimmte Kre-
ditinstitute nicht zu und erfordern einen unver-
hältnismäßig hohen bürokratischen Aufwand. 

4. Die in Artikel 4 vorgeschlagene Überprüfung 
der Identität und der Zuverlässigkeit der Anteils-
eigner stellt einen sachlich nicht gerechtfertig-
ten Eingriff in das grundgesetzlich geschützte 
Eigentum der Anteilseigner dar. Insbesondere 
die Zuverlässigkeitsprüfung ist zur Herstellung 
der Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit 
bankaufsichtlich nicht notwendig; im Gegenteil, 
sie kann u. U. als Mittel zu restriktiven Maßnah-
men mißbraucht werden, zumal die Folgen eines 
negativen Ergebnisses der Prüfung in dem Richt-
linienvorschlag nicht genannt sind. Eine Anteils-
eignerkontrolle ist ausschließlich eine Frage des 
Wettbewerbs- und Fusionsrechts. Die bankspe-
zifischen Gesichtspunkte sind nicht durch eine 
Überprüfung der Anteilseigner, sondern ggf. 
durch genauere Vorschriften über das Verhältnis 
von Anteilseigner und Kreditinstitut zu berück-
sichtigen. 

Die Vorschrift des Artikels 4 ist außerdem abzu-
lehnen, weil durch sie gerade kleineren Kredit-
instituten die Beschaffung zusätzlichen Eigen-
kapitals erschwert wird. Die Bundesregierung 
wird gebeten, sich für eine Streichung des Arti-
kels 4 einzusetzen. 

5. Die in Artikel 9 Nr. 3 Satz 2 vorgesehene Sank-
tion, die Ausübung des Stimmrechts von Aktio-
nären mit einer qualifizierten Beteiligung durch 
die zuständigen Aufsichtsbehörden aussetzen zu 
lassen, ist verfassungsrechtlich bedenklich. Die 
materielle Bankenaufsicht sollte keinesfalls auf 
Aktionäre und Gesellschafter ausgedehnt wer-
den. 

6. Die in Artikel 10 vorgesehene Beschränkung der 
qualifizierten Beteiligung von Kreditinstituten 
an Nichtbanken auf 10 % der Eigenmittel und 
des Gesamtbetrages dieses Anteilsbesitzes auf 
insgesamt 50 % der Eigenmittel des Kreditinsti-
tutes geht wesentlich weiter als die bewährte 
und praktikable Regelung nach § 12 Abs. 1 des 

Kreditwesengesetzes. Dies würde sich ungün-
stig auf die Struktur des deutschen Universal-
bankensystems auswirken und den Bestands-
schutz für die bestehenden Anlagen nachhaltig 
beeinträchtigen, zumal nach Artikel 20 die 
Schwellenwerte für die Beteiligungsgrenzen von 
der EG-Kommission geändert werden können. 

7. Die in Artikel 12 insbesondere in Nummer 3 vor-
gesehene Durchbrechung des Prinzips der Sitz-
landkontrolle ist in dieser Form nicht gerechtfer-
tigt. Der Anwendungsbereich der Vorschrift ist 
unklar. Sie birgt die Gefahr einer unnötigen und 
aufwendigen Doppelkontrolle durch Aufnahme- 
und Herkunftsland. Außerdem muß sie zu schäd-
lichen Unklarheiten über das Verhältnis zur Bör-
senaufsicht des Aufnahmelandes führen. 

Die Bundesregierung wird gebeten, für eine 
Aufklärung über den Zweck und die Reichweite 
der Vorschrift zu sorgen und evtl. darauf hinzu-
wirken, daß statt der vorgeschlagenen Fassung 
eine klare Abgrenzung zwischen Banken- und 
Börsenaufsicht getroffen wird. Die Effizienz der 
Börsenaufsicht durch den Sitzstaat der Börse 
muß gewahrt bleiben. Sie erstreckt sich nicht nur 
auf die Überwachung von Marktrisiken. Auch 
insoweit ist eine Klarstellung notwendig. Umge-
kehrt ist sicherzustellen, daß die Solidität und 
Solvenz eines Kreditinstitutes einschließlich des 
Wertpapiergeschäfts nur einheitlich vom Sitz-
land des Unternehmens allein beaufsichtigt wer-
den. 

8. — Durch Artikel 16 Nr. 1 des Richtlinienvor-
schlags könnte in das Regionalprinzip der 
deutschen Sparkassen eingegriffen werden. 

Die gegenwärtige Fassung läßt die Interpre-
tation zu, daß der Landesgesetzgeber und/ 
oder der Satzungsgeber die Errichtung von 
Niederlassungen oder Filialen kommunaler 
Sparkassen im europäischen Ausland nicht 
untersagen kann. 

Sollte diese Bestimmung des Richtlinienvor-
schlags in Kraft treten, wäre auf Dauer das 
innerdeutsche Regionalprinzip — unter an-
derem mit der Begründung einer Begrenzung 
der Gewährträgerhaftung — kaum noch 
durchzuhalten. 

Um sicherzustellen, daß das für die Erfüllung 
der den Sparkassen zugewiesenen besonde-
ren Aufgaben unverzichtbare Regionalprin-
zip unberührt bleibt, sollte in Artikel 16 Nr. 1 
ein Zusatz in dem Sinne aufgenommen wer-
den, daß gesetzliche oder satzungsmäßige 
Bestimmungen, die in einem Mitgliedstaat 
die Tätigkeit dort errichteter öffentlich-recht-
licher Kreditinstitute im Interesse der Erfül-
lung der gestellten Aufgaben oder zur Be-
grenzung der Haftung öffentlicher Träger-
körperschaften regional oder sachlich be-
schränken, unberührt bleiben. 

— Artikel 16 des Richtlinienvorschlags sollte 
auch eine nähere Definition hinsichtlich der 
in der Präambel erwähnten Finanzierungs- 
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techniken enthalten, insbesondere inwieweit 
diese dort angesprochene Ausübung der im 
Herkunftsland gebräuchlichen Finanzie-
rungstechniken auch die Finanzierungstech-
niken von Spezialkreditinstituten bet rifft. 

Es ist noch ungewiß, ob die Zweite Bank-
rechtskoordinierungsrichtlinie durch eine 
Hypothekarrichtlinie oder weitere andere 
Richtlinien ergänzt wird. Der Bundesrat geht 
davon aus, daß die Tätigkeit der deutschen 
Bausparkassen von der Richtlinie erfaßt ist. 

9. Hinsichtlich der Regelungen des Artikels 7 (Vor-
aussetzung der Gegenseitigkeit bei Gründung 
oder bei Aufkauf von Kreditinstituten durch 
Drittlandsunternehmen) und des Artikels 18 
(Mitteilungspflicht für Tätigkeiten im Rahmen 
des Dienstleistungsverkehrs) bittet der Bundes-
rat, im weiteren Verfahren zu prüfen, ob diese 
Bestimmungen mit Blick auf die tatsächlichen 
Verhältnisse und den erreichten Harmonisie-
rungsstand erforderlich sind. 

10. Bei dem in Artikel 19 Nr. 3 enthaltenen Beg riff 
„Gründe des Allgemeinwohls" besteht die Ge-
fahr von Land zu Land unterschiedlicher Inter-
pretationsmöglichkeiten. Es sollte daher die Ein-
fügung einer Vorschrift erwogen werden, wo-
nach die jeweiligen Aufsichtsbehörden bereits 
vor der Zulassung des Unternehmens in einem 
anderen Mitgliedstaat die Vereinbarkeit der dort 
beabsichtigten Tätigkeiten mit dem dort ver-
wandten Begriff des Allgemeinwohls überprü-
fen. 

11. Gegen das in Artikel 20 vorgesehene verein-
fachte Anpassungsverfahren bestehen Beden-
ken. Es gibt der EG-Kommission ein deutliches 
Übergewicht gegenüber dem Rat der EG. Verän-
derungen, wie z. B. bei der Bestimmung des 
Mindestkapitals oder der relevanten Begrenzun-
gen und Schwellenwerte, sollten nicht durch 
eine von der EG-Kommission initiierte Durch-
führungsvorschrift durchgeführt werden kön-
nen. Vielmehr sollte es eines Rechtsaktes bedür-
fen, der mit qualifizierter Mehrheit des Rates 
verabschiedet wird. 

12. Der Bundesrat geht davon aus, daß die Bundes-
regierung bei der weiteren Behandlung dieser 
Richtlinie auf einen Verfahrensablauf in Brüssel 
hinwirken wird, der dem Bundesrat Stellung-
nahmen gemäß Artikel 2 EEAG ermöglicht. " 

III. Ausschußempfehlung 

Die Koalitionsfraktionen haben bei der Beratung der 
drei Richtlinienvorschläge folgenden Entwurf eines 
Entschließungsantrags vorgelegt: 

„Der Deutsche Bundestag begrüßt die Arbeiten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften zur 
Errichtung des gemeinsamen Binnenmarktes im Be-
reich des Kreditwesens. Die vorgesehenen Entwürfe 
zur Richtlinie über die Eigenmittel und zur Solvabili-
tätsausstattung der Kreditinstitute sowie zur Zweiten 

Bankrechtskoordinierungsrichtlinie sind ein wichti-
ger Schritt, um dieses Ziel zu erreichen. 

Weltweit sollten möglichst gleiche Wettbewerbschan-
cen für die Kreditinstitute bestehen. Daher ist es erfor-
derlich, bei der Beratung der Eigenmittelrichtlinie 
und der Solvabilitätsrichtlinie die Empfehlungen des 
Ausschusses für Bankenbestimmungen und -überwa-
chung vom Juli 1988 über die internationale Annähe-
rung der Eigenkapitalmessung und der Eigenkapital-
anforderungen zu berücksichtigen. 

Dem im Entwurf zur Zweiten Bankrechtskoordinie-
rungsrichtlinie vorgesehenen Grundsatz der gegen-
seitigen Anerkennung der Aufsicht über die Kreditin-
stitute durch die einzelnen Mitgliedstaaten wird zuge-
stimmt. Der Entwurf enthält jedoch eine Reihe von 
Regelungen, die aus Bankaufsichtsgründen entweder 
nicht erforderlich sind, wie z. B. die Überwachung von 
einflußreichen Anteilseignern an Kreditinstituten 
oder die Begrenzung der Beteiligungen an Nichtban-
ken, oder zu weit gehen, wie die Forderung nach einer 
dauerhaften Mindesteigenkapitalausstattung. 

Der Deutsche Bundestag fordert daher die Bundesre-
gierung auf, unter Berücksichtigung der genannten 
Gesichtspunkte in den Verhandlungen in Brüssel zu 
versuchen, in den Richtlinien angemessene Regelun-
gen im Sinne dieser Vorstellungen für eine wirksame 
Bankenaufsicht zu erreichen." 

Die SPD-Fraktion hat im Finanzausschuß dargelegt, 
daß sie den ersten beiden Absätzen und Satz 1 des 
dritten Absatzes des von den Koalitionsfraktionen ein-
gebrachten Entwurfs einer Beschlußempfehlung zu-
stimmen könne ebenso wie der am Ende des Absat-
zes 3 festgehaltenen Aussage, daß die Forderung der 
Kommission nach einer dauerhaften Mindesteigenka-
pitalausstattung zu weit gehe. Nicht mittragen konnte 
sie dagegen die in Absatz 3 enthaltene Auffassung 
der Koalitionsfraktionen, daß die Überwachung von 
einflußreichen Anteilseignern von Kreditinstituten 
und die Begrenzung von Beteiligungen von Kreditin-
stituten an Nichtbanken nicht erforderlich seien. An-
dererseits hat die SPD-Fraktion im Ausschuß vorge-
schlagen, den von den Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP eingebrachten Entwurf einer Beschlußempfeh-
lung um die Aussagen zu ergänzen, daß der Kommis-
sionsvorschlag einer Zweiten Bankrechtskoordinie-
rungsrichtlinie 

— Devisenrisiken nur unzureichend berücksichtige, 

— eine klare Feststellung über die Regeln für Kunden 
der Finanzinstitutionen im Sinne der host country 
rules, zumindest für die p rivate Kundschaft, ver-
missen lasse und 

— daß in der Zweiten Bankrechtskoordinierungs-
richtlinie die Festlegung der Haupttätigkeiten, die 
ohne weiteres in einem anderen Mitgliedstaat 
durch ein Finanzinstitut ausgeübt werden können, 
als Mitgliedstaaten-Wahlrecht ausgestaltet wer-
den solle, da es nicht Pflicht a ller Mitgliedstaaten 
werden dürfe, das in Artikel 16 Abs. 2 dargestellte 
System in nationales Recht zu übernehmen. 

Diese Vorschläge der SPD-Fraktion zur Abänderung 
des von den Koalitionsfraktionen vorgelegten Ent

-

wurfs einer Beschlußempfehlung wurden von der 
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Mehrheit der Fraktionen der CDU/CSU und FDP ge-
gen die Stimmen der SPD-Fraktion bei Stimmenthal-
tung der Fraktion DIE GRÜNEN abgelehnt. Dabei hat 
allerdings die CDU/CSU-Fraktion erklärt, aus ihrer 
Ablehnung der Gesamtheit der SPD-Änderungswün-
sche könne nicht geschlossen werden, daß sie auch 
die host country rules ablehne. 

Bei der Abstimmung über den von den Koalitionsfrak-
tionen eingebrachten Entwurf einer Beschlußempfeh-
lung wurde dieser mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen gegen die Stimmen der beiden Oppo

-

sitionsfraktionen angenommen. Die Fraktion DIE 
GRÜNEN hat ihre Ablehnung der Richtlinienvor-
schläge damit begründet, daß es unzweckmäßig sei, 
aus der Vielzahl der Richtlinienvorschläge zum Bin-
nenmarkt einzelne Vorlagen gesondert zu diskutie-
ren. 

Eine von den Koalitionsfraktionen angeregte Ergän-
zung der schließlich verabschiedeten Beschlußemp-
fehlung wurde im Ausschuß nicht mehr vertieft disku-
tiert. 

Bonn, den 30. November 1988 

Dr. Wieczorek 

Berichterstatter 






